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XXVII . Gewerbewesen.

Gewerbeangelegenheiten im engeren Kinne,
s) Urformen im Gcwertikwesen.

Reformwerke von dem Uinfange und der Tragweite der beiden Gewcrbcordnungs-
Rovclken vom 15. März 1883, R . G. Bl . Nr . 39 und vom 8. Mürz 1885, R . G. Bl.
4ir . LL hat die gegenwärtige Berichtsperiode gleich der unmittelbar voransgegangenen
nicht anfznweisen. Allein zahlreiche Acte der Gesetzgebung und der Verwaltung bekunden,
dass die einmal in Fluss geratheue Reformbeweguug keine Unterbrechung erfahren hat,
wenn sich auch diese Bewegung, große, das gestimmte gewerbliche Leben ergreifende
Reformen beiseite lassend, zunächst und hauptsächlich aus die Ausgestaltung und
Ergänzung der bereits durchgeführten Reformen beschränkte, und außerdem nur für
mehrere kleinere Gebiete des Gewerbewescns eine neue Ordnung schuf. Die Bcrwaltung
batte vielfach Gelegenheit, in die Reformbewegung eiuzugreifen und sich selbst im Rahmen
der erlassenen Gesetze reformatorischzu bethütigen.

Der längere Zeitraum, über welchen sich die gegenwärtige Berichtsperiode erstreckt,
bringt es mit sich, dass die erwähnten legislativen und administrativen Acte ungemein
zahlreich geworden sind. Das in großer Fülle vorhandene Materiale gestattet demnach
nicht, alle Einzelheiten und Vorkommnisse in diesem Berichte vorznführeu, und muss sich
damit begnügt werden, jene einschlägigen Gesetze, Perordnungen und Erlässe in die
Besprechung eiuznbeziehen, welche für die Geschäftsführungdes Magistrates von hervor¬
ragender Bedeutung waren und vermöge ihres bestimmenden Einflusses auf die Gestaltung
des gewerblichen Lebens füglich nicht unerwähnt bleiben dürfen.

Bon den Gesetzen, welche die Reform einzelner besonderer Zweige des Gcwcrbe-
wesenS znm Gegenstand haben, sei vor allem das Gesetz vom 6. Jänner 1890, R . 0). Bl.
Nr . 19, betreffend den Markenschutz,  erwähnt , dessen wichtigste Bestimmung wohl
die ist, dass die Verfolgung der Eingriffe in das Markenrecht den ordentlichen Gerichten
übertragen erscheint. Die Jndicatnr der Gewerbebehörden I. Instanz wurde auf jene
Fälle beschränkt, wo gemäß K 6 des citierten Gesetzes dem Markenzwange unterliegende
Waren in Verkehr gesetzt werden, bevor sie mit einer im Sinne dieses Gesetzes registrierten
Marke in der im Verordnnngswege bestimmte» Weise versehen sind. Ta die Tpätigkeit
der Gewerbebehörden, wie die Erfahrung lehrt, durch Übertretungen der zuletzt erwähnten
Art nicht allzu oft iu Anspruch genommen wird, so macht sich die Reform des Marken¬
schutzwesens als eine immerhin fühlbare Entlastung dieser Behörden geltend.
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Nicht minder wichtig ist die durch das Gesetz vom 26 . Deeember 1896, N. G. Bl.
Nr . >96 vollzogene Regelung der concessionierten Baugewerbe . Dein srüheren
Zustande gegenüber statuiert dieses Gesetz einschneidende Änderungen, deren wesentlichste
in folgendem angeführt werden.

Die Gliederung des Baugewerbes wird erheblich erweitert, das Brnnnen-
nieistergewerbe in diese Gewerbetatcgorie ausgenommen, und ganz neue dem Maurer -,
stimme» , Steinmetz- und Brnnnenmeistergewcrbeanaloge Gewerbe minderen Rechtes,
als Maurer -, Zimmermanns-, Steinmetz- und Brunuenmachergewerbegeschaffen. We¬
den Berechtignngsumfangdes Baumeistergewerbes wird eine territoriale Berschiedenheit
eingeführt, der Ausübung der nengeschaffenen minderen Baugewerbe werden örtliche
Schranken gezogen; das bedeutet aber in gewissem Sinne ei» Wiederauflebendes nnter
dcm sogenannten Coneessionsstzstem bestandenen und durch die Gewerbeordnung vom
2». Deeember 1859 beseitigten gewerberechtlichen Unterschiedes zwischen Stadt und Land.

Tie Vorschriften bezüglich der Coneessionserlangnng und namentlich bezüglich des
zu erbringenden Befähigungsnachweises sind wesentlich geändert und verschärft; dem
Geiste der Strenge entsprechend, der aus dem ganzen Gesetze athmet, wird die Ver¬
leihung von Baugewerbseoneessiouen im allgemeinen der politischen Landesbehörde Vor¬
behalten, während den Gewerbsbehörden I . Instanz nur die Bcrleihnng der Brnnnen-
meistergewerbe und der Baugewerbe minderen Rechtes überlassen bleibt.

Bon ganz besonderer, aber durch die Umstände vollauf gerechtfertigterStrenge
sind die Strafbestimmungen, welche die Ahndung der unbefugten Ausübung von Ban¬
gewerben, sowie des Eoncessionsmissbrauches zur Deckung solcher Gewerbsausübungeu
zum Gegenstände haben.

Schließlich fei noch einer bemerkenswerten Neuerung gedacht, durch welche die
behördlich autorisierten Privat -Techniker , insoferne sie Hochbauten oder andere ver¬
wandte Bauten mit eigenem Hilfspersonale ausführen, den Bestimmungen des VI . und
VII . Hauptstückes der Gewerbeordnung unterstellt werden.

Selbstverständlichmusste auch auf dem Gebiete der Baugewerbe die. Srdnuug von
Verhältnissen, welche sich ihrer Natur nach zur legislativen Regelung nicht recht eignen,
dem Verwaltungswege überlassen bleiben.

Sv werden in der Ministerialverordnuug vom 27. Deeember 1896 R . (st. Bl.
Nr . 194 im Sinne des K 2, Absatz2 des Gesetzes jene Orte bezeichnet, wo der Bau¬
meister bei der Ausführung von Bauten rücksichtlich der in das Fach der Zimmer-,
Steinmetz- und Brnnncnmeister einschlagenden Arbeiten sich ausschließlichberechtigter
Gewerbetreibender zu bedienen hat, beziehungsweise dergleichen Arbeite» nur dann selbst
anSsühren darf, wenn er sich im Besitze der Coneessiou für die betreffenden Gewerbe
befindet.

Die Ministerialverordnnng vom 17. Deeember 1896, R . G. Bl. Nr . 195 enthält
die nokbwendigen Bestimmungen über die zum Befähigungsnachweise für die einzelnen
Bangewcrbskatrgvrieu erforderlichen Prüfungen , deren Umfang und Giltigkeitsdaucr,
dann über die bei der Vereinigung mehrerer Baugewerbe in einer Person zu gewährenden
Erleichterungen.

In Durchführung des ff 16, Absatz6 des Gesetzes nennt die Ministerialverordnnng
vom <7. Deeember 1896 , R . G. Bl . Nr. 196 jene Lehranstalten, mit deren Absolvierung
die im ^ 12 des Gesetzes festgesetzten Begünstigungen hinsichtlich des Befähigungsnach¬
weises verbunden sind.
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Endlich bestiinml die Ministcrialvcrordnnng dom 27. Tcccmbcr 1893 , R . G. Bl.
Nr . 197, dass jene höheren technischen Lehranstalten im Bereiche der Länder der ungarischen
Krone nnd des Auslandes, deren Urbanisation mit jener der inländischen, technischen
Hochschulen im wesentlichen übcreinstimmt, in Ansehung des Befähigungsnachweisesfür
die Bangcwerbe als den genannte» inländischen Anstalten gleichstchend anznsehen sind,
und enthält diese Verordnung zugleich die selbstverständlich ergänznngsfähige Liste der
gleichwertigen ungarischen und ausländischenAnstalten.

Als im besonderen Interesse jener Gewerbegenossenschaften erlassen, welche Lehr¬
linge zu ihren Angehörigen zählen, ist das Gesetz vom 4. April 1889, R . G. Bl . N. 39
anznsehen, womit einige Änderungen des Krankcnvcrsichcrnngs-Gesetzes vom 30. März 1888,
R . G. Bl. Nr . 33 getroffen werden.

Darnach können durch die politische Behörde I. Instanz auch die bei den Mit¬
gliedern einer Gewerbegenossenschaft in Verwendung stehenden Lehrlinge  von der
Krankenversicherungspflicht befreit  werden , soferne diese Genossenschaft im Sinne des
K 114 lit . b Gewerbeordnung die Fürsorge für erkrankte Lehrlinge in der Weise über¬
nimmt, dass dieselben im Krankheitsfalle mindestens für 20 Wochen auf Verpflegung nnd
ärztliche Behandlung Anspruch haben. Dieses Gesetz gab den Anstoß zur Errichtung der
im Folgenden näher besprochenen Lehrlingskrankencassen, welche bei den Wiener Genossen¬
schaften heute bereits in namhafter Anzahl bestehen.

Bon unbestreitbarer Wichtigkeit für Handel und Verkehr ist das Gesetz vom
28 . April 1889, R . G. Bl . Nr . 64 , welches die- öffentlichen Lagerhäuser,  nnd zwar
deren Errichtung und Betrieb, sowie die von ihnen ausgestellten Lagerscheine betrifft.

Eine neue Einführung auf dem Gebiete der Erzeugung nnd des Verkehres mit
Waffen ist die obligatorische Erprobung aller Handfeuerwaffen.

Diesbezüglichordnet das Gesetz vom 23 . Juni 1891 , R . G. Bl . Nr . 89 an, dass
alle im Inlande angesertigten Handfeuerwaffen ohne Unterschied des Ealibers nnd der
Dimension zur Erprobung ihrer WiderstandsfähigkeitfSicherheitj der Untersuchung an
einer amtlichen Prvbicranstalt jProbieramt ) zu unterziehen sind. Dasselbe gilt hinsichtlich
der cingeführten Handfeuerwaffen, wvferne sie nicht mit den inländischen, gleichznachtenden
Prvbezeichen versehen sind.

Dem Verwaltungswege blieben überlassen, die Bezeichnung der Orte, an welchen
amtliche Probieranstalten bestehen werden, dann der den inländischen gleichznhaltenden
Stempel ausländischer Probicranstalten, nnd außerdem noch ergänzende Bestimmungen
über den cinzuhaltende» Vorgang bei der Einfuhr von Feuerwaffen, bei der Erprobung
der eingeführten und im Inlandc erzeugten dergleichen Waffen, dann über die nach jeder
Probe der Waffe anfzndrückendcn Stempel, die Ealiberbezeichnung und sonstigen st,eichen,
endlich über die Daren. Diese Bestimmungen wurden getroffen durch die Ministerial-
vervrdnnng von, 9. November 1891, N. G. Bl . Nr . 184 nnd durch den Erlass des
k. k. Handelsministeriums vom 8. Jänner 1892 , st. 171, welch' letzterer insbesondere
die bei Durchführung des Gesetzes zu gewährenden Erleichterungenzum Gegenstände hat.

Socialpolitisch bedeutsam ist das Gesetz vom 6. Juli 1892 , R . G. Bl . Nr . 202,
betreffend die registrierten Hilfscassen.  Dieses Gesetz bezweckt die Regelung des
auf Gegenseitigkeit beruhenden Versichernngswescnsdurch speeielle Normen, welche ins¬
besondere den coneretcn Verhältnissen kleinerer gesellschaftlicher Verbindungen von Mit¬
gliedern des Gewerbestandes nnd der Arbeiterkreise entsprechen. Tie zur Vollziehung
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des Gesetzes erforderlichen Vorschriften enthalt die Ministcrialvervrdnnng vom 1 . Deeember
1892 , 91. G . Bl . dir . 206 nnd der Erlass des k. k. Ministerinms des Innern vom
1l , Deeember 1892 , Z . 2592.

In gleichem Sinne bemerkenswert ist auch das Gesetz vom 27 . August 1892,
R . G . Bl . Nr . 158 , betreffend die Begründung eines besonderen Gcwerbc - Jnspec-
torateS  ans Anlass der Ausführung der öffentlichen Berkehrsanlagen  in Wie » .

Der erste und zugleich entscheidende Schritt zu der als nothwendig anerkannten
Reform des österreichische » Patentwesens geschah durch das Gesetz vom 27 . Deeember
1893 , R . G . Bl . dir . 191 , betreffend die Abänderung des das Privilegienweseu
regelnden Artikels XVI des Zoll - und Handelsbündnisses mit Ungarn.

Bis dahin waren die Bedingungen der Ertheilung von Privilegien für beide Länder¬
gebiete nach gleichen Grundsätzen im gegenseitigen Einvernehmen und im Wege der Gesetz¬
gebungen feffzusetzcn und wenn nöthig , ans gleichem Wege abzuändern . Eine ähnliche
Anordnung erscheint nun in das neue Gesetz nicht ausgenommen , woraus folgt , dass
fürderhin jedes der beiden Staatsgebiete in der Lage sein wird , das Privilegienwesen
für seinen Bereich selbständig zu regeln.

Als eine andere Neuerung von besonderer Tragweite verdient noch hervorgehoben
zu werden , dass vom 1 . Jänner 189 -l der in einem der beiden Staatsgebiete erwirkte
Schutz für Erfindungen  nur mehr für das betreffende Gebiet wirksam ist . Im übrigen
muss in der Anführung des dem geltenden Privilegienrechte fremden Gebrauchmnster-
schntzes im neuen Gesetze ein unzweideutiger Hinweis auf eine baldige durchgreifende
Reform des Patentwesens erblickt werden.

Durch die im Jahre 1891 erfolgte Bereinigung der Bororte mit Wien konnte natur¬
gemäß auch das Gewerbewesen nicht unberührt bleiben . In dieser Beziehung muss jenes
hochbedentsamen Ereignisses auch an dieser Stelle gedacht werden . Die Organisation der
localen Gewerbebehörde erfuhr durch die Schaffung der magistratischen Bezirksämter eine

gründliche Änderung . Zur Handhabung der Gewerbevorschriften , insoweit sie der politi¬
schen Behörde I . Instanz obliegen , erscheinen im allgemeinen die Bezirksämter berufen.
Dem Magistrate sind nach de» KK 4 und 15 der mit dem Erlasse der k. k. n .-ö. Statk-

halterei vom 9 . Deeember 1891 , Z . 76 .287 genehmigten Geschäftsordnung nur folgende
gewerberechtliche Agenden Vorbehalten:

Entscheidungen oder Verfügungen in streitigen Privilegien -Angelegenheiten;
Errichtung und Organisierung von gewerblichen Genossenschaften , deren Bereinigung

mit anderen Genosseuschasten , Bestätigung der Wahl des Borstehers der Genossenschaft
und des Obmannes der Gehilsenversammlung ; Verfügungen , welche die Geuossenschafts-
trankencasse betreffen ; Errichtung von Lehrlingskrankeneassen ; Verfügung über das Ver¬

mögen ausgelöster Genossenschasteu;

die Ertheilung der Bewilligung zur Übertragung von Gewerben , bei deren Aus¬
übung der Localbedarf in Betracht z» ziehen ist , von einem Bezirk in einen anderen,
wenn hierüber widersprechende Äußerungen oder Einwendungen vorliegen;

Entziehung von Gewerbsberechtignngen;

die Perhandlungen über die Ertheilung der Cvncession , den Betrieb , die Zurück¬

legung und Entziehung in Betreff der periodischen Personen -Transportunternehmnngen
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einschließlich der Omnibnsnnternehmnngen, dann der Lohnfnhrgelverbe (Jiaker und
Einspänner», der Dienstmannsinstitnte, der Tienstmänner <Stadtträger ), des Schiffer¬
gewerbes, des Ranchfangkehrergewerbes und der chirurgischen Gewerbe, sowie der
'Apothekergewerbe, endlich die Verhandlungen in Privilegien-, Marken- und Muster
schntzangelegenheiten, solvie über 'beal- und rndicierte Gelverbe;

die Verhandlungen in Bezug ans den Gewerbsbetrieb der Actiengesellschaften,
den registrierten Genossenschaften und den sonstigen zur öffentlichen Rechnungslegung ver¬
pflichteten Unternehmungen.

Die Bereinigung der Vororte mit Wien hatte demnach eine veritable Reform
des commnnalen Berwaltungsorganismns im Gefolge. Hiezu gesellten sich aber noch
manche Consequenzen anderer Art ; insbesondere mussten die zuvor bestandenen Ver¬
schiedenheiten zwischen Wien und seinen Vororten in Bezug auf gewisse Leistungen,
deren Höhe sich gesetzlich nach der Bevölkernngszisfer richtet, ausgeglichen werden. Letz¬
terem Zwecke dient das Gesetz vom ll. Juli 1891 , R . G. Bl . Nr . 97, wonach

1. in Abänderung des Gesetzes vom 16. December 1862 , R . G. Bl . Rr . 89
für Eingaben mit Gewerbeanmeldnngen, dann um Verleihung von eoneessionierten
Gewerben und Privatagcntien für das gesammte neue Wiener Gemeindegcbiet eine
Stempelgebür von 4 fl. für den 1. Bogen zu entrichten kommt;

2. Übergangsbestimmungen getroffen werden in Bezug auf die Anwendung des
11 des Gesetzes vom 26. Juni 1881, R . G. Bl . Rr . 45, betreffend die von

dem Ansschanke, Kleinverschleiße und dem gewöhnlichen Handel mit gebrannte» geistigen
Getränken zu entrichtende und gleichfalls nach der Bevölkernngszisferabgestnste besondere
Gebür, im neuen Wiener Gemeindegebiete.

Über die sonstigen gewcrberechtlichcn Eonseguenzen der Einbeziehung der Vororte
äußert sich der im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium dcS Innern erflossene
Erlass des k. k. HandelSininisterinms vom 18. Rovember 1891 , Z . 62.027 im
wesentlichen, wie folgt:

Das ganze erweiterte Stadtgebiet von Wien ist als eine 'Botschaft , beziehungs
weise als ein Brt im Sinne der 19 ('Absatz l ), 20 (Absatz 1>, 21 und 142 der
Gewerbeordnung zu betrachten.

Die Ausübung der nicht an ein bestimmtes Grundstück gebundenen Real¬
gewerbe  ist unter Beobachtung der Vorschriften der Gewerbeordnung innerhalb deS
ganzen neuen Stadtgebietes zulässig.

Die mit der Ministerialverordnnng vom 2l . September 1885, R . G. Bl . Rr . 146
für Wien sammt Polizeirayon normierte Beschränkung der Sonntagsarbeit  bei
Handelsgewerben >mit Ausnahme des Handels mit Lebensmitteln n. s. w.l ans
die Zeit bis 12 Uhr mittags tritt für jene mit >Wien vereinigten Gemcinden und
Gemcindetheile, welche bisher nicht zum 'Wiener Polizeirayon gehört hatten, vom
Zeitpunkte der Activiernng der magistratischen Bezirksämter von selbst ein.

Da der zufolge der Ministerialverordnnng vom 5. Juni 1886 , R . G. Bl . Rr . 89
den ganzen Polizeirayon Wien umfassende erste Aussichtsbezirk für die Amtshandlungen
der Gewcrbeinspeetorcn  durch die Ausdehnung dieses Rayons ans das ganze
Gebiet der erweiterten Stadt Wien vergrößert und der zweite Anfsichtsbezirkdem
entsprechend verkleinert wurde, so hat die der Änderung im territorialen Umfange der
beiden Aufsichtsbezirke entsprechende Auftheilung der den betreffenden Gewerbeinspectoren
zukommenden Agenden gleichfalls mit dem Zeitpunkte des Beginnes der Wirksamkeit
der neuen magistratischenBezirksämter in Kraft zu treten.
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In Ansehung der vom Magistrate ans dem gleichen Anlasse angeregten Abänderung

des Z 20 , Absatz 1 Gewerbeordnung , in dem Sinne , dass in Fällen der Übertragung

der im Z 16 , c , cl und e aufgezählten Gast - nnd Schankgewerbe , sowie Kasseeschänken

in ein anderes Locale innerhalb derselben Ortschaft auch ans das Bedürfnis der

Bevölkerung , insoweit es sich für die nähere Umgebung der neueren Betriebsstätte herans-

stellt , Bedacht genommen werden solle , wurde von den erwähnten Ministerien aller¬

dings nicht verkannt , dass im Hinblicke auf die theilweise heterogenen Verhältnisse in

dem ausgedehnten Wiener Gemeindegebiete zur Begegnung von Unzukömmlichkeiten die

Rücksichtsnahmc ans das Bedürfnis der Bevölkerung geboten sein wird ; doch wurde

die angedentete Gesetzesabändernng ans verschiedenen Gründen noch nicht als opportun

erkannt , zumal die Bestimmung der fraglichen Gcsetzcsstelle immerhin eine Handhabe

bietet , den gegen das Bedürfnis der Bevölkerung angestrebten Transferierungen die

Genehmigung zu versagen.

Soviel über die während der Berichtsperiode erlassenen , das Gewcrbewesen

direct oder indirekt berührenden .Gesetze . Was nun die bereits oben angedentete Thätig-

keit der Verwaltung  anbclangt , so gab inSbesonders die Durchführung der beiden

Gewerbeordnungsnovellen noch immer viel zu schassen , wenn auch die Bildung der

Gewerln 'gcnossenschaften , wie bereits in früheren Berichten constaticrt werden konnte,

im grossen nnd ganzen als vollzogen betrachtet werden kann , nnd die Institutionen

der Sonntagsruhe nnd des Rormalarbeitstages sich in den geiverblichen Preisen bereits

cingelebt haben.

Die wichtigsten Verordnungen , Entscheidungen nnd Erlässe sollen unter Voran-

stellnng derjenigen , welche den Arbeiterschutz betreffen , Gegenstand der nachfolgenden

Erörterung sein . Rüctsichtlich der beiden Gesetze über die Unfall - und die Krankenver¬

sicherung der Arbeiter wird später das Erforderliche angeführt werden.

b) Arliriterschuh.

Vorschriften zum Schutze der Arbeiter enthielt schon die Gewerbeordnung vom

20 . Tecember 1859 , ja Spuren von solchen fanden sich sogar in den älteren Gewerbe¬

vorschriften vor ; allein , an sich unzulänglich , vermochten diese Vorschriften ihrem st,wecke

umsoweniger zu genügen , als ihre Durchführung fast alles zu wünschen übrig liest , da

es den damit betrauten Behörden an spccicll für diesen Dienstzweig geschulten Organen

gebrach . Das Gesetz vom 8 . März 1885 machte in Bezug aus den Arbeiterschntz einen

entschiedenen Schritt nach vorwärts ; es vollbrachte in dieser Richtung eine socialpolitisch

sehr bedeutsam zu nennende Regelung , zumal die Gesetzgebung zugleich durch die Ein-

sichrnng der Gewerbeinspeetoren wirksame Garantien für eine exacte Durchführung der

neuen Schntzvorschristen schuf.

Gewerbeinspectivn. — Seiner gesetzlichen Bestimmung entsprechend , hat daS

Institut der Gewerbeinspeetoren  eine ebenso rege , als erfolgreiche Thätigkeit ent¬

faltet . Die bisherigen Thätigkeitsberichte dieser Funktionäre enthielten viele dankenswerte

Anregungen zu behördlichen Verfügungen im Interesse der Arbeiter nnd auch zu solchen

ordnnngspvlizeilicher Natur ; sie ermöglichten es den Gewerbebehörden , manche Übelstände,

die sonst dem 'Auge derselben verborgen geblieben Untren , zu beseitigen nnd den Arbeiter-

schntzvorschriften allseitige und möglichst durchgreifende Geltung zu verschaffen.
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Angesichts der grossen von den Oleiverbeinspectoren zu beivoltigenden Ausgabe,
ivor es nnr natürlich, dass sich bald die Avthwendigkeit einer entsprechenden Ber-
>»el>rn»g dieser Funetivnäre fühlbar mochte.

Dies fichrte zunächst zu der durch die Verordnung des k. k, Handelsministeriums
vom 14. October 188!), R . <̂ . Bl . stc' r . 168 vollzogenen Einführung eines Gelverbe¬
inspectors für dos Ichifsergelverbe ans Binnengewössern im gonzen 6)eltungsgebiete des
Gesetzes über die Gelverbeinspeetoren mit dem Amtssitze in Wien. Durch diese Ministeriol-
vervrdnung wurde doher die Eintheilnng der im Aeichsrothe vertretenen Königreiche
und Länder in 16 Anfsichtsbezirke für Amtshandlungen der Gelverbeinspeetoren verfügt,
ferner wurde lont des Ministerinlerlossesvom 14. October 1886 , Z. 3!>.743 eine Ver¬
mehrung des Pcrsonoles der Eewerbeinspeetoren durch Ernennung von Gewerbc-
Inspeclors -Assistente », und zwor zunächst in jenen Anfsichtsbezirken, in welchen sich dos
Erfordernis einer Hilfskraft om dringendsten fühlbor mochte, veronlosst und demgemäss
je ein solcher Funelionor für den ersten und zweiten Anfsichtsbczirk ernonnt. Die
Stellung und Amtsfübrnng der Gelverbc-Jnspeetors-Assistenten ivnrde durch die
Ministerin(Verordnung vom 14. Bcärz 18!)0 , A. <st. Bl . Ar . 42 geregelt und onßer-
dem mit dem Ministeriolerlossevom 14. März I8 !><>, Z. 45 .675 eine Instruction für
diese Fnnctivnäre hinousgegeben. Endlich soh sich dos t. k. Hondelsministerinm iin
Hinblicke onf die steigende Inonsprnchnohme der k. k. Eeiverbeinspectoren lont des
Erlöstes vom 20. Juli 18!)1, Z. 27.422 veronlosst, eine neuerliche Bermehrnng des
Gewerbeinspections-Pcrsonoles eintrcten zu losten und für den ersten Anfsichtsbezirk
einen zweiten Assistenten zu ernennen.

Bon den zu Gunsten der Arbeiter eingeführlen Institutionen kommt der Einführung
der Sonntagsruhe und des Aormolorbeitstoges unbestreitbor die größte Wichtigkeit
zu, weil diese Einführungen den tiefsten und nochholtigstcn Einfluss ous dos gesummte
gewerbliche Leben onsüben mussten; desholb soll diesen Institutionen, wie in den
früderen Berichten, so mich hier ein besonderer Platz eingeränmt sein.

Svnntogsrnhe.  Tic Borschristen über die Turchführnng der Sonntogsrnhe
Hobe» im Louse der Berichtsperiode nur durch einige belongreiche, zumeist nur einzelne
gewerbliche Betriebe berührende Mossiiohmen eine Erweiterung erfuhren.

Hervorgehoben zu werden verdiene» folgende Erlässe und Entscheidungen:
1. Eine für die Znckersabrication wichtige Entscheidung enchält der iin Einvernehmen

mit de», k. k. Ministerium des Innern erswssene Erlass des k. k. Handelsministeriums vomII . Juni 1891, Z. 33.499. Derselbe spricht ans , dass das Verpacken deS rohen und raffinierten
Juckers in Zuckerfabriken als eine mit dem evntinnierlichen Betriebe der Znckersabrication zusammen
Hangende nnnufschiebbare Arbeit im Zinne der Ministerialverordnung vom 27. Mai 1885,A. <tz. Bl. Ar. 83, 8 2, Absatz 17 an Sonntagen gestattet ist.

2. Riicksichtlich des in Österreich noch neuen ProdnctionszwcigeS der Holzstvsswaren-
erzengung  erklärt her Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 19. August 1891, Z. 33.231,
dass bei dieser Fabrication im Grunde des 8 73, Absatz3 (Gewerbeordnung, die Sonntagsarbeil
für die mit der Bedienung und Bcanfsichtigung der mit dem conlinnierlichenBetriebe direct zu¬
sammenhängende» Maschinen und Apparate (Holländer, Riihrbiitten, Stvffpressen, Ealoriseren,
Trockenkammern, nothwendig beschäftigten Arbeiter nach Analogie des 8 2, Absatz 13 der citierten
Verordnung gestattet ist, dagegen allen jenen Arbeitern, deren Beschäftigung eine UnterbrechungSchläfst (Putzer, Imprägnierer , Glattpntzer, Lackierer, Monteure, Prvfcssioniste» und Packer,, dieSonntagsruhe zu gewähren ist.

3. Der in, Einvernehmen mit dem k. k. Ministerin», des Innern erslossene Erlass des
k. k. Handelsministeriums vom 29. Tecember 1892, I . 38.093 behandelt die Frage der Sonntags-
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arbeit beim Mübleugewerbc . Diesbezüglicl ) spricht der Erlass aus , dass bei besagtem Gewerbe
zur Anfrechthaltnng deS cvntinnierlichcn Betriebe -? mit der Ministerinlverordnnng vom 27 . Mai
1885 , R . G . Bl . Nr . 83 die Sonntagsarbeit mit der Beschränkung ans das bei der Überwachung
der Maschinen und Mühlenapparate beschäftigte Personale gestattet wurde . Alle anderen Mani¬
pulationen , welche mit dem eigentliche » cvntiiniicrlichen Betriebe nicht unmittelbar zusammenhängen,
wie das Zusühren und Abladen des Getreides , das füllen der Mehlsttckc , das Ausladen und
Verführen der Mahlprvducte n . s. >v. sind an Sonntage » nicht zulässig.

4 . Der MagistratS -Directioiiserlass vom 1. Deceniber 1893 , Z - 187 .757 ordnet unter Betonung
der großen Wichtigkeit der Ausführung der Wiener Verkehrsanlagen , der allgemein hiebei
in Frage kvmmenden Interessen und der Nothwendigkeit eines einheitliche » Vorgehens an , dass
alle Angelegenheiten , welche sich aus die Frage der Zulässigkeit der Svnntagsarbeit bei der Aus¬
führung jener Arbeiten im Sinne des Artikel V der Ministerialverordnung vom 21 . September 1885,
R . G . Bl . Nr . 148 beziehe » , einer einheitlichen Behandlung zuznführen und dem Magistrats-
Dcplnlement XVII zur Erledigung zuzuweisen sind.

5 . Durch die Ministerialverordnung vom 7. Deceniber 1898 , R . G . Bl . Nr . 173 wurde
ans Grund des 8 75 Gewerbeordnung , die Svuntngsarbeit am 24 . Deceniber 1893 für den vom
Handelsgewcrbe betriebenen Tetailverknuf , sowie für den vom Productionsgewerbe ausgeübtcn
Waren verschleiß  über die mit den Ministerialverordnungen vom 27 . Mai 1885 , R . G . Bl . Nr . 83
und vom 21 . September 1885 , R . G . Bl . Nr . 143 festgesetzten Grenzen hinaus und zwar bis
7 Uhr abends gestattet.

Regelung der Arbeitszeit und andere den Arbcitsvcrband betreffende
Verhältnisse . — Das auf diese »! Gebiete zu Verzeichnende reduciert sich auf die Ergeb¬
nisse der Thätigkeit der Verwaltung in Vollziehung und Erläuterung der geltenden
gesetzlichen Vorschriften . Tie ordnnngspolizeilichen Vorschriften des Gesetzes über die
Arbeitsbücher und Arbeitsordnungen  wurden , dank dein vereinigten Bemühen der
Gewerbebehörde und der Gewerbeinspectivn , in den betheiligten Kreisen zur weitgehendsten
Geltung gebracht , so dass die betreffenden Vorschriften , ungeachtet der beim weiblichen
Hilfspersonale hie und da ausgetretenen Scheu vor dein ArbeitSbnche nunmehr wirklich
als vollzogen angesehen werden dürfen . Die Prüfung und Vidierung der Arbeits¬
ordnungen verursachte der Gewerbebehvrde noch immer ansehnliche Arbeit ; die Zahl der
vidierten Arbeitsordnungen hielt sich ungefähr ans gleicher Hohe wie früher . Das
Letztere gilt verhältnismäßig auch von den Anmeldungen , beziehungsweise Gesuchen um
Verlängerung der Normalarbeitszeit . Ebenso waren die Industriezweige , bei welchen
sich das Bedürfnis der Überstunden geltend machte , dieselben , welche bereits im letzten
Berichte aufgezählt waren . Im übrigen sind auf dem besprochenen Gebiete folgende
wichtige Entscheidungen und Verfügungen zn verzeichnen.

1 . Zur Behebung aufgetauchtcr Zweifel hinsichtlich der Auslegung des H 88 a llt . ü
Gewerbeordnung und zum Zwecke der Herbeiführung einer einheitlichen Iudicntur in Betreff der
citicrten Gesctzesstelle wurde dem Magistrate mit dem Erlasse des k. k. Haudelsministeriums vom
13 . September 1889 , Z . 36 .074 eröffnet , dass die gänzliche Ausschließung der Kündigungsfrist
in einem gewerblichen llntcrnehmeu im Wege der Arbeitsordnung festgesetzt werden dürfe , dass es
dagegen nicht gestattet ist , dass von voruberein aus die Geltendiuachung des in den Fällen der 88 82
und 82 a dem Arbeitgeber , beziehungsweise dem Hilfsarbeiter eiugeräumten Rechtes auf sofortige
Auslösung des Arbeitsverhültnisses Verzicht geleistet werde.

2 . Zufolge Erlasses der k. k. n . ö. Statthalter «.-! vom 4 . November 1889 , Z . 60 .948 ist in
jedem Falle einer , sei cs von der 2audesbehörde selbst , oder von der Gewerbebehörde I. Instanz
ausgehende » Überstuiidenbeivilliguiig an eine fabriksmüßig betriebene Gewerbsnnternebiiiniig mit
gewöhnlich lOstündiger Arbeitszeit in das Fntimntionsdecret ausdrücklich die Bestimmung aufzu-
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»ehine», dass den Hilfsarbeitern i» den infolge der bewilligten Überstnndcn länger als 6 Stunden
»'ährenden Vor-, beziehungsweise Nachnnttagsarbcitsperivden die im ^ 74 :>. Oleiverbeordnnng
vvrgeschriebenen Arbeitspansen und zwar mit Einstellung des Betriebes zu gewähren sind.

8. Ter Erlass der k. k. u.-b. Statthalterei vom 12. Juli 1890, Z. 42.424 enthält Anord¬
nungen zur Beseitigung von Übelstäuden hinsichtlich der Arbeiterwvhnränme bei Kleingewerben
und spricht zugleich aus , dass die Genehmigung gewerblicher Betriebsanlagen speciell auch von
dem klaglosen Ergebnisse der vorher abznhaltenden Eollaudiernng der Anlage abhängig zu machen ist.

4. Ter Erlass der k. k. n -ö. Statthalter,» vom 28. Deccmber 1890, Z. 9121 regelt über
Anordnung des k. k. Handelsministeriums vom 10. Tecember 1890, Z. 60.910 die Berichterstattung
über Arbeitseinstellungen (Strikes) in gewerblichen Betrieben in der Weise, dass von den Gewerbe¬
behördenI. Instanz die bezüglichen Berichte nach einem die maßgebenden Gesichtspunkte enthaltende»
Formulare innerhalb 8 Tagen nach Ablauf eines Solargunrtales , das ist bis 8. April, 8. Juli
8. Tetober und 8. Jänner jeden Jahres vorzulegen sind.

6. Veranlasst durch den Thätigkcitsberichtder Gewerbeinspectoren hat die k. k. n.-v. Statt-
haltere! mit dem Erlasse vom 29. Mai 1891, A 80.682 nngevrdnet, dass -es ans den Statuten
der Gewerbegenossenschaften Bestimmungen über die .iiündigungssrist, welche vermöge ihrer Fassung
zu irriger Auffassung verleiten können, eliminiert und b) der Bauordnung nicht entsprechenden
unterirdischen Werkstätten in jedem Falle die Genehmigung versagt werde.

6. Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 8. Juni 1891, I . 22.632 spricht aus,
dass die Eintragung von Tag und Monat der Geburt neben dem Geburtsjahre in die Arbeits¬
bücher jugendlicher Hilfsarbeiter zulässig ist.

7. Durch die Ministerialverordnnng vom 8. Juni 1891, R. G. Bl. Nr. 74 wird das mit
der Verordnung vom 12. Mai 1886, R. 01. Bl . Nr. 09 sestgestellte Formulare der Arbeitsbücher
für gewerbliche Hilfsarbeiter dadurch ergänzt, dass darin ans Seite 2 in der Rubrik „Heimat-
gcmeinde" die Wolle „und politischer Bezirk" in Klammern beizufügen sind.

8. Ter Erlass des k. k. Handelsministerinms vom 21. April 1891, Z. 13.220 spricht ans,
dass die für die Bewilligungen von Überstunden seitens der Politischen Landesbehördcneingcräumte
Maximalgrenze von 12 Wochen im Jahre dadurch nicht verrückt wird, dass die Gewerbebehörden
l . Instanz in ihrem Wirkungskreise bereits für den nämlichen Betrieb eine dreiwöchentliche Über-
stnndenpcriode bewilligt haben. Es ist daher unzulässig, dass in einem Kalenderjahre einen, und
demselben gewerblichen Unternehmen seitens der Gewerbebehörde I. Instanz eine Überstnndeu-
bcwilligung aus 3 Wochen und überdies noch seitens der politischen Landesbehörde eine derlei
Bewilligung ans 12 Wochen ertheilt werde.

9. Nach dem Erlasse der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 13. Juni 1891, Z. 30.246 sind in
die Lluartalsausweise für bewilligte Überstunde» nur mehr Bewilligungen von Überstunde» über
die eilfstündige  Maximalarbeitszeit (8 96 n Gewerbeordnung, anfzuuehmen. Gleichzeitig wurde
der Magistrat beauftragt, die bei ihm eingebrachten Gesuche um Übcrstnndenbewilligungenseitens
der Landesbehördestets mit der Angabe, ob und welche Bewilligungen dem gesuchstellenden Unter¬
nehmen im Kalenderjahre bereits ertheilt worden sind, vorzulegen, und schließlich im Interesse der
Beschleunigung der Amtshandlung empfohlen, dass derlei Gesuche der Landesbehörde stets im
Wege der zuständigen Gewerbeinspcetion vorgelegl werden.

10. Der Erlass deS k. k. Handelsministeriums vom 16. April 1892, I . 9239 erklärt die
Ertheilnng von Überstuudenbewilligungeuan Gewerbeunternehmungen für bestimmte Arbcits-
processe(z. B. die Haspclei, Filzerei, Dreherei, Rnnherei, Montierung u. dgl.) als unzulässig und
ordnet zugleich an, dass in die landesbehördlichen Kundmachungenvon Überstundcnbewilligungen
auch die Anzahl der Arbeiter, für welche die Bewilligung angesucht worden ist, in einer besonderen
Rubrik vor der Rubrik „Anmerkung" eingestellt werde.

11. Mit dem an die Genossenschaft der Tapezierer in Wien gerichteten Erlasse des Magi¬
strates vom 14. Juni 1892, I . 114.490 wurde diesen Gewerbetreibenden ans Grund des 8 74
Gewerbeordnung und über Ersuche» des k. k. Gewerbeinspectvrsfür den I. AnfsichtSbczirk aufge¬
tragen, im Interesse ihrer Arbeiter an den Krempelmaschinenentsprechende Schnhvorrichtnngen
anbringen zu lasse».
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12 . Zufelge des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 6 . August 1892 , Z . 21 .470

gehört die Bidicruug der Arbeitsordnungen für Privmpnlverwerke nicht zum WirkuugSkrcisc der

politischen Behörden.

13 . Durch den Erlass des k. k. Handelsministeriums övm II . September 1892 , Z . 32 .362

wurden die öffentlichen Lagerhäuser im Sinne des Gesetzes vom 28 . April 1889 , R . G . Bl . Nr . 62

als gewerbliche Unternehmungen der Aufsicht der (ffewerbeinspectore » unterstellt.

14 . Ter Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 17 . Februar 1893 , Z . 8760 statuiert

die Voraussetzungen für die Einführung einer Doppclschichl für die Mälzer in Bierbrauereien und

Malzfabriken.

15 . Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 24 . Decembcr 1893 , Z . 34 .538 verfügt,

dass die nach 8 88 Gewerbeordnung , in jeder Gewerbsunternchmung zu führenden Verzeichnisse

der Arbeiter , einschließlich der jugendlichen Hilfsarbeiter , durch mindestens 3 Jahre nach der letzten

Eintragung bei der betreffenden Unternehmung anfznbewahren sind.

c) Haudklsvrrträge.

Von hervorragendem volkswirtschaftlichen Interesse sind jene Staatsverträge , welche

die Handelsbeziehungen der Monarchie zu den auswärtigen Staaten regeln.

Hierher gehören das durch die Kundmachung des k. k. Ministeriums des Inner»

vom 6 . Februar 1866 , R . G . Bl . Nr . 22 promulgierte Übereinkommen mit Griechen¬

land , betreffend die gegenseitige Anerkennung der in beiden Staate » gesetzlich bestehenden

Aetiengesellschaften und Eommanditgesellschaften aufAetien ; der Handels - und Zollvertrag

mit dem Deutschen Reiche  vom 6 . December 1861 , R . G . Bl . Nr . 15 ; der Handels-

uud Schiffahrtsvertrag mit Italien  vom 6 . December 1861 , R . G . Bl . Nr . 17 ; der

Handelsvertrag mit der Schweiz  vom 10 . December 1861 , R . G . Bl . Nr . 18 ; der

Handels - und Schiffahrtsvertrag mit Belgien  vom 6 . December 1861 , R . (ff. Bl . Nr . 22;

das Übereinkommen mit dem Deutschen Reiche  vom 6 . December 1861 , R . G . Bl.

Nr , 23 zum gegenseitigen Schutze der Erfindungen , Marten nnd Mnster ; die durch das

Gesetz vom 17 . December 188 l , R . G . Bl . Nr , 187 mit Durchführungsverordnung vom

8 . November 1882 , R . (ff. Bl . Nr . 214 in betreff der Artikel 3 und 4 geschehene Ermächti¬

gung der Regierung zur provisorischen Regelung der Handelsbeziehungen mit der Türkei

und Bulgarien,  sowie mit Spanien und Portugal;  das Übereinkommen mit

Spanien  vom 28 . Jänner 1862 , R . G . Bl . Nr , 32 wegen Perläugernng des Handels¬

und Schiffahrtsvertrages vom 3 . Juni 1880 ; der Freundschafts - , Handels - und Schisf-

fahrtSvertrag mit dem .Königreiche klaren  vom 23 . Juni 1862 , R . G . Bl . Nr . 156 ; der

Handelsvertrag mit Serbien  vom !>. August 1862 , R . G . Bl . Nr . 104/63 sammt

Durchführungsverordnung vom 30 . Juni 1867 , R . G . Bl . Nr . 105 ; die Markenschutz-

conveution mit Rumänien vom  28 . Jänner 1863 , R . (ff. Bl . Nr . 121 ; endlich das

Übereinkommen mit Schweden - Norwegen,  betreffend die Änderung des Artikels 6

des Handels - und Schiffahrtsvertrages vom 3 . November 1873 , R . G . Bl . Nr . 60.

ä) Umfang, Kinthcilung und Ausübung der Gewerbe.

Tie Vielgestaltigkeit des gewerblichen Lebens , verbunden mit dem steten Fortschritte

der Technik und Industrie , dann die bei der Regelung des GewerbewesenS oft nicht zu

umgehende Bedachtnahme auf speeielle locale Verhältnisse und Bedürfnisse , veranlassteu

die Gesetzgebung , die Srdnung gewisser gewerblicher Verhältnisse dem Verwaltungswege

zu überlassen . Hierher gehören vornehmlich die Entscheidungen der Gewerbebehörden über

de » Umfang und die Ausübung von Gewcrberechten im Sinne des IV . Hauptstückes der
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Gewerbeordnung, die Ergänzung der Liste der handwerksmäßigen und der eoneessivnierten
Gewerbe, die Lrdmmg gewisser de» Befähigungsnachweis für die handwerksmäßigen
Gewerbe beiressenden Verhältnisse n. s. >v.

Umfang der Gewerbe.  Entscheidungen über den Umfang der Gewerbsrechte
erflossen in der Bcrichtsperiode ungemein zahlreich und möge es daher hier genügen,
kurz anzusühren, dass im gedachten Zeiträume derlei Entscheidungenhinsichtlich der
Gewerbe der Zimmer-, TecorationS-, Schilder-, Schriften- und Fassmnlcr, der Anstreicher,
der Lackierer und Steinmctze, gegenüber jenem der Vergolder; der Stechviehhändler; der
Buchbinder, wegen Führung van Gebet- und Schulbücher», Kalendern und Almanachen;
der Zimmerputzer, gegenüber den Wohnungseinrichtungs- Anstalten; der Delicatessen-
händler, in Bezug ans den Fischverkauf; der Spitzen-, Stickerei-, Weiß- und Kurzwarenhändler,
hinsichtlich des Waschens und Putzens von Putzwarcn; der Bierbrauer , Spirituosen- und
Essigerzeuger, bezüglich der Herstellung und Reparatur der Gebinde; der Zimmer- und
Tecorativnsmaler und der Tapezierer, gegenüber jenen der verwandten Gewerbe; der
Gemischtwarenverschlcißer, bezüglich des Verkaufes der conecssionsfreicn Presscrzengnisse,
dann des Handels mit Thieren; der Milchmeier und Milchhändler, betreffs der glas¬
weisen Verabreichung von Milch in den Verkausslvealen, bei ersteren auch hinsichtlich der
Erzeugung und des Verkaufes der Milchprodnctc; der Svdawassererzenger, wegen Selbst¬
erzeugung der Syphonverschlüsse; der Kleidermacher, bezüglich des Verkaufes alter Kleider;
der Handschuhmacher, gegenüber den Wirkwarenerzeuger»; der Zimmermeister, gegenüber
den Brnnnenmeistenl, dann der Dachdecker; der Strohhnterzenger, gegenüber den Modisten;
der Wagenschlosser, gegenüber den Wagenschmieden; der Bäcker, in Bezug aus den Handel
mit Mehl und Gries , dann die Erzeugung und den Verkauf von Faschingskrapfen; der
F-leischverschleißer, hinsichtlich der Fleischansschrotnng; der Vergolder, in Betreff der in
ihrem Gewerbe zu staffierenden Holzrahmen; der Friseure, in Betreff des Handels mit
Haarbürsten n. dgl. ; der Bauunternehmer, der Ban-, der Manrer - und der Stcinmetz-
meister; der Modisten, gegenüber den Hntmachern; der Kaffeesieder und Kaffeeschänker,
bezüglich der Gebückserzeugung; endlich der Hufschmiede, wegen Ausführung von Roh-
ivder Grob-) und Wagenschmiedarbeiten erflossen sind.

Eintheilung der Gewerbe.  Mit der gewerberechtlichen Stellung , beziehungs¬
weise Classificierung von Gewerben befassen sich folgende Verordnungen und Ent¬
scheidungen:

1. Der Erlass deS k. k. Handelsministeriums vom 5. April 1889, Z. 11.747, womit aus¬
gesprochen wird, dass die früheren, das Geräthelträgergewerbe regelnden Vorschriften in einem
unlöslichen Widerspruche mit der Gewerbeordnung stehen und darum in Hinkunft Anmeldungenvon
solchen Gewerben nicht mehr entgegengenommenwerden dürfen.

2. Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 1. Juli 1889, Z. 13.251, betreffend
den Begriff des Evnscctionsgeschttstes und die Unzulässigkeit der Entgegennahme von ganz
allgemein aus die Erzeugung von Eonfeetionswarcn, die Eonsection oder das Evnfeetivnsgeschäftlautenden Gewerbsanmeldungen.

3. Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 4. September 1889, Z. 13.129, laut
dessen Gewerbcanmeldungenauf die Parameutcnerzcugnng in dieser allgemeinen Fassung nicht
mehr entgegengenommenwerden dürfen, und die Anmeldende» zu Verhalten sind, das Wesen des
beabsichtigten Gewerbebetriebesund die Artikel, welche derselbe umfassen soll, in bestimmtester Weiseznm Ausdrucke zu bringen.

4. Ter Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 1«i. Letover 188!», Z. 46.909, wonach auch
die Installierungen von Telegraphen lei tnngen für den häuslichen Gebrauch,  also von
elektrischen Hans und Zimmertelegraphenund Telephons als concessionierte Gewerbe im Sinne der
Ministerinlverordnnng vom 25. März 1883, N. G. Bl. Nr. 41 zu behandeln sind.
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5 . Der Erlass des k. k. Handelsministeriums Mn» 24 . Oktober 1889 , Z . 36 .611 , wvmit
gestattet lvird , dass den Bewohnern des Fassa - und Flcinscrthales spceiell zum Betriebe des Lackierer - ,
tllnstrcichcr - undZimmermalcrgewcrbeS  im Umherziehen Licenzen int Sinne des Ministerial¬
erlasses Mnn 23 . September 1881 , Z . 2649 nnsgcfcrtigt und zugleich mit Rücksicht ans die eigenartige
Natur dieser Betriebe die Bestimmungen des Abschnittes 6 , Ut . x des erwähnten Erlasses , betreffs
ihrer Anwendnng auf diesen Fall erläutert , beziehungsweise mvdisiciert werden.

6 . Der Erlass der 1. k. n .- ö. Statthalterei Mn » 29 . Oktober 1889 , Z . 64 .617 , wanach das
Gewerbe der Eiscnmäbclerzeugnng  zu den freien Gewerben zu rechnen ist.

7 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 31 . März 1896 , Z . 3196 , laut welchem
Bucker - und Mandvlcttibäcker  zum Ausschanke versüßter geistiger Getränke , saune zur Verab¬
reichung Mm Kaffee , Thee u . dgl . einer besonderen Gewerbscvuecssivn » ach K 15 , Punkt 15 der
(Veiverbeordnung bedürfen.

8 . Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 28 . Juni 1896 , Z . 22 .866 , womit aus¬
gesprochen wird , dass die gewerbsmäßige Erzeugung von Gcschmeidcwarcn  einen Bcstandtheil
des handwerksmäßigen Gewerbes der Fcinzeugschmiede bildet.

9 . Die Ministerialvervrdnnng vom 3 . August 1896 , R . G . Bl . Nr . 166 , womit der Handel
mit cinzelneu Erzeugnisse » der Presse,  welche lediglich den Bedürfnissen des Gewerbes und
Verkehres oder des häuslichen und geselligen Lebens zu dienen bestimmt sind , von dem Erfordernisse
der Evncessivuserwerbung im Sinne des Z 15 , Z . 1 der Gewerbeordnung entbunden und demnach
als freies Gewerbe erklärt wird.

16 . Der Erlass der k. k. n .-ö. Statthalter « vom 18 . Februar 1891 , Z . 69 .621 , laut dessen
der gewerbsmäßige Betrieb von nicht für Heilzwecke bestimmten Badeanstalten  zu den
freien Gewerben gehört.

11 . Ter Erlass der k. k. n . ö. Statthalter « vom 23 . März 1891 , Z . 14 .607 . womit aus
gesprochen wird , dass bei den Erhebungen über Gesuche um Neuverleihung von Patent-
agentien  der Localbedarf bezüglich des ganze » Wiener Gcmeindegebietes in Betracht zu ziehen ist.

12 . Die Ministerialverordnung vom 21 . Mai 1891 , R . G . Bl . Nr . 162 und der Erlass des
k. k. Ministeriums des Innern vom 17. Mai 1891 , F . 3966 , betreffend die Regelung des Pulver¬
verschleißes.

13 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 23 . Juni 189l , Z . 9847 , wonach
die Verabreichung von Sodawasser  mit und ohne Zusab von Fruchtsäften , sowie von
Limonade u . dgl . nicht unter die zur Kategorie der (Vast- und Schankgewerbe gehörigen Berechti¬
gungen nach K 15 , Punkt 15 und K 16 Gewerbeordnung fällt , sondern als freies Gewerbe au
zusehe » ist.

14 . Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 6 . Juli 1891 , F . 19 .443 , Vetresseud die
Berechtigung der Gemischtwarenhändler zum Verkaufe der coneessiousfrcien Presserzeug¬
nisse  ohne besondere Gewerbsanmeldung.

16 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Inner » vom 8 . September 1891 , I , 15 .664,
betreffend die gewerberechtliche Behandlung der Vermittlung der Passagicrbcförderuug nach außer¬
europäischen Ländern.

16 . Der Erlass der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 8 . Juni 1892 , F . 46 .867 , womit aus¬
gesprochen wird , dass beim Musikergewerbe  als Standort nur jener Sri anzusehen ist , wo die
Vorbereitungen (Proben u . dgl .) vorgenommen , die Bestellungen entgcgengenommen , die schriftlichen
Verträge abgeschlossen werden und sich das Musikarchiv befindet , dass mithin der gewerbliche Standort
mit dem Wohnorte des Unternehmers in der Regel zusammenfallen dürste.

17 . Ter Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 23 . Juni 1892 , Z . 16 .299 , womit den
Gewerbebehördcn Directiven hinsichtlich der gewerbeberechtigten Behandlung der automatischen
Wagen  und dergleichen Verkaufsapparaten  an die Hand gegeben werden.

18 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 27 . November 1892 , Z . 19.984,
womit ein mit Obstmost oder Obstwein vermischter Trnubenwein (Naturwein ) als ein

weinbältiges Erzeugnis , d. i. als Halbwein im Sinne des K 1 der Ministerialverordnung vom
16. September 1886 , R . (9 . Bl . Nr . 121 erklärt wird.

19. Der Magistrntserlnss vom 17 . Dccember 1892 , I . 269 .758 , betreffend den Begriff und
die territoriale Begrenzung des BnschenschnnkrcchleS  nach Vereinigung der Vororte mit Wien
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26 . Der Erlass der k. k. n .- ö. Ztatthalterei voin 26 . Jänner 1893 . Z . 3148 . betreffend die
Einführung der Bezeichnung „ Drittprcssc " statt „ ä la minvte -Presse " bei Ertheilung beschränkter
Bnchdruckereieoncessionen nnd bei den derselben vvransgehenden Verhandlungen.

21 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 11 . April 1893 , Z . 7013 . laut
dessen zur Verabreichung von Ruin oder eines anderen gebrannten geistigen Getränkes znm
Thce eine Eonecssion im Zinne des Absatzes ck des Z 16 Gewerbeordnung erforderlich ist.

22 . Der Erlass der k. k. n .-ö. Ztatthalterei vom 16 . Juni 1893 . Z . 39 .639 , womit aus¬
gesprochen wird , dass die Militärenpcllnicistcr nicht als Gewerbetreibende im Zinne des
Gewerbegesetzes anznsehen sind.

23 . Der Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7 . Juli 1893 , Z . 45 .643 , welcher das
Gewerbe der Stahl - nnd Metallplatten ätzer als ein freies Gewerbe erklärt.

24 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 4 . August 1893 , Z . 16 .724 , wonach
die Hinzusüguug von trockenem Zucker znm Weinmost ohne gleichzeitiger Beisetzung von
Wasser , beziehungsweise ohne gleichzeitige künstliche Vermehrung des Mostes mittels Hinzusüguug
von Wasser nicht als Halbweincrzeugung im Zinne des Gesetzes vom 21 . Juni 1880 , R . G . Bl.
Nr . 120 nuzusehen ist.

25 . Der Erlass des k. k. AckerbauministerinmS vom 7 . August 1893 , Z . 13 .595 , womit die
bloße , znm Zwecke der Vermehrung erfolgende Vermischung des Weines mit Wasser als
Halbweiuerzcugung erklärt wird.

26 . Der Erlass der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 29 . November 1893 , Z . 82 .551 , womit aus¬
gesprochen wird , dass die Erzeugung und Reparatur von Gasmessern ein freies Gewerbe ist ; endlich

27 . der Erlass der k. k. n - ö. Ztatthalterei vom 25 . Tecember 1893 , Z . 89 .392 , laut dessen
auch die Erzeugung gewisser , in Österreich bisher nicht fabricierter Frisierartikcl , als Brenneisen
sammt Brennlampcn und Eassetten , Haarkräusler u . s. w . als freies Gewerbe anzusehen ist.

Befähigungsnachweis . Tie eoneessivnierten nnd handwerksmäßigen Gewerbe,
beziehungsweise den zum Antritte derselben erforderliche » Befähigungsnachweis betreffen
folgende Normalien:

1. Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 2l . Mai 1889 , Z . 44 .244 , womit aus¬
gesprochen wird , dass daS Nagelschmiedgewerbe als in die Kategorie der Roh - und Grvbschmiede
gehörig , mithin als handwerksmäßig zu behnudeln und zum Antritte desselben die Erbringung
des Befähigungsnachweises erforderlich ist.

2 . Ter Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 23 . Mai 1889 , Z . 35 .903 , wounch znm
selbständigen Betriebe der Zchuhobertheilerzeugung der Befähigungsnachweis für das
Zchnhmachergewcrbe zu erbringen ist.

3 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 14 . Juni 1889 , Z . 11 .423 , welcher
ausspricht , dass das gewcrbemäßige Einsieden von Früchten nur ans Grund des erbrachten
Befähigungsnachweises für das Zuckerbäckergcwerbe ansgeübt werden darf.

4 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 24 . September 1889 , Z . 12 . 144,
welcher die gewerbemäßige Reparatur von Nähmaschinen als ein handwerksmäßiges Gewerbe
erklärt , zu dessen Betriebe der BcsähignngsnachwciS für das Mechaniker - , oder für das Schlosser¬
nder für das Feinzeugschmiedegcwerbe erforderlich ist.

5 . Die Ministerialverordnnng vom 25 . März 1891 , R . <9 . Bl . Nr . 50 , wonach in die
Bste der geiverblichen kknterrichtsanstalte » , deren Zeugnisse znm Antritte von handwerksmäßigen
Gewerben berechtigen , folgende Fachschulen ausgenommen wurden:

In Betreff des Trechslergewcrbes  die Industrieschulen in Villach und die Abtheilnng
für Zchäfterei an der Fachschule für Gewehrindustrie in Ferlach:

i» Betreff des Feinzcugschmiedgewcrbes  die Werkmeisterschule der böhmische » Ztaats-
gewerbeschule in Brünn:

in Betreff der Handwerke der Gürtler und Bronzcwarcncrzcuger,  dann der Gold-
und Zilbcrarbciter,  die Fachschule für geiverbliche Metalltechniker an der Staatsgewerbeschule
in Innsbruck;

in Betreff des Schlvssergewerbes  die Werkmeisterschule der böhmischen StaatSgewerbe-
schule in Brünn und die Abtheilung für Gewehrschlvsserzeugung au der Fachschule für Gewehr¬
industrie in Ferlach;
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in Betreff des Tischlergewerbes die Holzindustrieschule zu Würbenthal, und die Bau-
und Möbeltischlereiabtheilungder Staatsgeiverbeschulein Czernowitz;

endlich in Betreff des Gewerbes der Mciallgraveure die Graveurabtheilung der Fach¬
schule für Gewehrindustricin Ferlach.

6. Der Erlass des k. k. n.-ö. Statthalterei vom 6. Mai 1891, Z. 22ä1, laut dessen die zur
Ausstellung von Bestthiguugszcugnisseu für das Drechsler-, beziehungsweise Dischlcrgewcrbc berech¬
tigten Holzindustrieschule » in Riva und Wolfsberg zu bestehen aufgchört haben.

7. Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom n. November 1891, Z. 22.78!»,
welcher anSspricht, dass der selbständige Betrieb der Zuckeroblatenerzeugung nur auf Grund
des erbrachten Befähigungsnachweisesfür das Zuckerbäckergewerbe ansgeübt werden darf.

8. Die Ministerialvervrduung vom 8. März 1892, R. G. Bl . Nr. öü, »vodurch die Ein
rcihung dcS Zahntcchuikergcwerbes unter die cvncessivnierten Geiverbe verfügt und zugleich
der Berechtigungsunisangund die besonderen Bedingungen zum Antritte dieses Gewerbes fest¬
gesetzt»vnrden.

9. Die Ministerialverordnung vom 5. Juli 1892, R. G. Bl. Nr. 108, woniit bcstinuut
ivird, dass für Lehrlinge, welche eine dreielassige allgemeine Handwerterschule absolviert haben
und sich einem handwerksmäßigenGewerbe zuweuden, für welches sie in der bezüglichen Werkstätte
der Haudwerkerschule oder unter Aufsicht der Directiou derselben in einer Privatwerkstätte den
Handsertigkeitsunterricht mit Erfolg genossen haben, die Lehrzeit unter daS zweijährige Minimum
bis zur Miudestdauer von einem und einem halben Jahre herabgesetzt werden kann;

10. Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom ä. Juli 1892, I . 18.728, wonach die
Znerkennung der in der suv 9 angeführten Verordnung erwähnten Begünstigung den Gewerbe¬
genossenschaften obliegt.

11. Die Ministerialverordnung vom 29. Mai 1898, R. G- Bl . Nr. 97, betreffend die Aus¬
nahme folgender Fachschulen in die Liste der gewerblichen Unlerrichtsanstalten, deren Zeugnisse
zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerben berechtigen:

Für das Drcchslergcwerbe die Fachschulen für Holzbearbeitung in Ebensee, Hallcin
und Laibach,

für das Hanowerk der Gürtler und Bronzewarcncrzeuger die Eiseleurschulc an der
Kuustgewerbeschule des österreichischen Museums für Kunst und Industrie in Wien, für das
Lchlosserhandwerk die Werkmeisterschule der Staatsgeiverbeschuleim X. Gemeindebezirkc von
Wien, die Werkmeisterschule der Staatsgewcrbeschule in Reichcnberg, die maschinengeiverbliche
Fachschule in Prerau und die Fachschule für Schlosserei in Swintniki,

für das Tischlerhandwerk die Fachschule für Holzbearbeitung in Laibach,
für das Gewerbe der Roh - und Grob sch miede die Werkmcisterschule der Stnatsgewerbe-

schule im X. Gemeindcbczirke in Wien,
für das Mcchanikcrgewerbe die Fachschule für Elektrotechnik am technologischen Gewerbe-

innsenm in Wien, für das Gewerbe der Edelsteingravcure die Fachschule für Edelstein
bcarbcitung und Edelstcinfassung in Durna»,

für das Geiverbe der Graveure , Emnillcure und Steiupelschueider die Fachschule
in Nixdvrf.

12. Die Ministerialverordnung vom 8. Juli 1898, R. G. Bl . Nr. >17, womit die GewerbS-
bcrechligniig der cviicessivnierten Jnforinationsburcaux auf das Recht zu Auskünsteu über die
Ereditverhältnisse von Gewerbetreibenden überhaupt, sowie auch von anderen Personen zu geschäft¬
lichen Zwecken ausgedehnt Ivird.

13. Tie Ministerialverordnung vom 20. Deceiuber 1893, R. G. Bl. Nr. 184, enthaltend
Bestimmungen über den Besähigungsnacluvcis zum Antritte des Gewerbes der Ausführung
von Gasrohrlcitungcn , Beleuchtungsanlageu und Wassercinlcitnngcn.

14. Der Erlass der k. k. n.-ö. Statthaltcrci vom 81. Deccinber 1898, Z. !i0.8l>8, womit
ausgesprochen wurde, dass die Alva -Erzeugung ein handwerksmäßigesGeiverbe ist.

Ausübung der Geiverbe . — Die Handhabung der Gewerbepvlizei gab den
hiezu berufenen Behörden vielfach Gelegenheit, bei einzelnen Gewcrbekatcgorien in die
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Ausübung der betreffenden Osewerbe regelnd eiuzugreise » und insbesondere im öffent¬
lichen Interesse allgemeine Verfügungen zu treffen . In diese Gruppe von Anordnungen
gcwerbcpvlizeilicher A'ntnr geboren neben den Regelungen noch ts 64 der Gewerbe¬
ordnung alle ollgemeinen Verfügungen iin Sinne des III . Hauptstückcs des citicrte»
Gesetzes , sonne überhaupt olle die Ausübung von Gewerben regelnden Normalien,
deren wichtigste im Folgenden angeführt werde » :

1. Ter Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . April 188 !«, Z . 1,408 , ivelcher
besagt , dass die gemäß der Ministerialvervrdnnng vom 2 . Juli 1877 R . (tz. Bl . 4<r . 68 zum
Bcrkebec zugelassenen Spreirgmittel nur dann dem Monapolzwangc nicht unterliegen , wen » sie
lediglich zu », Sprengen verwendet werden , dass sie daher unter daS Monopol fallen , sobald sie
zn andern als Spreng,pvceken vcnvcndct werden.

2 . Der Erlass deS k. k. HandelsininisteriumS voin 22 . Juni 188 !«, Z . l !«.!«3I , ivomit der
Verschluß von Bierflaschen vermittels Pvrzellanstöpsel mit Gummiring als zulässig erklärt wird.

3 . Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 22 . Juni 188 !«, Z . 2ö .!Xb«, welcher
ansspricht , dass Geldstrafen , welche wegen Übertretung der Gewerbcvorschristen gegen GewerbS-
inhaber verhängt tvcrden , deren Gcbilscn der Bezirktzkrankencnssa nngehören , in allen Fällen
dieser Enssa znzusliesicn haben.

4 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . Juli 1881«, Z . 12 .161 , betreffend
die Inlässigteil des Weinverkaufes auch in nicht handelsüblich verschlossenen Gefäßen.

5 . Der Erlass deS k. k. Ministeriums des Innern vom 3 . Setvbcr 1881«, Z . 17 .16 !»,
betrcfsend die aus die unterlassene Anzeige , bcziv . Erwirkung der Gcncbmigung des Pächters oder
Stellvertreters bei Gewerben überhaupt und bei de» Gast und Schankgcwcrbcn insbesondere zur
Anwendung kommenden Strafbestimmungen der Gewerbeordnung.

6 . Der Erlass des k. k. Ministeriums deS Innern vom l !«. März 1890 , Z . 1840 , welcher
die Gewerbebehörden anweist , bei den Verhandlungen über neue gewerbliche Anlagen , in welchen
organische Stoffe zur Verarbeitung gelangen und große Mengen Abfallwasser erzeugt werden
(Spiriiusbrcnnereicn , Bierbrauereien n . dgl .t , sowie über den damit im Zusammenhänge stehenden
wasserrcchllichen Evnscns die sich ergebenden , von Amtswegen wahrzunehmcndcn sanitären Rück¬
sichten gcnancstens zu wahren und sich hiebei gewisse vom Sberste » SanitätSrathc empfohlene

zu halten.

7 . Der Erlass der k. k. n .-ö. Stntthalterei vom 27 . März 18 !«0 , Z . 4982 an die
k. k. Polizei Direetivn in Wien , womit auf Grund der Ministerinlverordnnng vom 3 . April 1855,
R . 0 !. Bl . Nr . 62 die Pvlizci - ( 2perr -) Stunde für die Gast - und Schankgewerbe im ganzen
Wiener Pvlizeirapvn von 1 Uhr aus 2 Uhr nach Mitternacht verlegt wird . (Dagegen hat es
znsolge des Erlasses derselben Behörde vom 4 . April 1890 , Z . 20 .863 bezüglich der sogenannten
Brantwcinschänke » bei der für diese Gewerbe besonders festgesetzten Sperrstunde slO Uhr Abends)
auch fernerhin zu verbleiben .)

8 . Der Erlass des k. k. Ministeriums deS Innern vom 22 . Mai 18 !>0 , Z. 22 .818 , womit
angcordncl wird , dass in Hinkunft die gewerbebehördliche Genehmigung für Betriebsanlagen
zum Dörre » von Sbst , Eichoricn und sonstige » lnndwirtschaftlichen Producte » ,
bei welchen die dircele Verwendung der Fcuergase zum Dörren beabsichtigt wird , nicht zu ertheilen
ist, und dass die Inhaber derartiger bereits bestehender Törranlagen im Grunde deS 8 74 der
Gewerbeordnung zur Umgestaltung derselben innerhalb einer angemessene » Frist zu verhalte » sind,
dass die Verbrennungsgnsc vom Trockcnraume vollständig scrn gehalten und nur die von den
Wandungen des Lsens , der Feuerzüge uud Rauchröhren transmitlierte Wärme zum Dörre » ausge-
nützl wird . <Ter Ministerialerlass vom 28 . Juni 1892 , Z . 1982 , gestattet unter gewissen Voraus¬
setzungen Ausnahmen von der strengen Handhabung obiger Vorschriften .)

9 . Ter Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei .vom 19 . September 1890 , Z . 68 .578 , wonach
alle Ttraffälle wegen unbefugten Betriebes einer Aus wände rungsagen tic oder von Geschälten
sür eine ausländische Schiffahrtsgesellschaft dieser ÜandcSbehördc anzuzcigcn sind.

10 . Ter Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 27 . Letober 1890 , Z . 35 . 16!», ivomit
in Ergänzung der bestehenden Vorschriften über die Verwendung der nach der Gewerbeordnung
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verhängten Geldstrafen n . a ausgesprochen wird , dass die -Strafgelder , wenn die straffälligen
Gewerbsinhaber einer Genossenschaft angehören , welche korporativ einer » ach dem Krankenver
sichernngsgesetze eingerichteten Vcreinskrankencasse beigetretcn ist , und daher die Hälfte der

Versicherungsprämie zahlen , in die betreffende Vereinskrankencnsse einzufließen haben.

11 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 6 . Dccember 1890 , Z . 25 .08 !>,

betreffend die Außerkraftsetzung der Miuisterialvervrduung vom 18 . August 1883 , R . G . Bl.
Nr . 140 über das Verfahren in den Fällen des K 13 des Gesetzes vom 23 . Juni 1881 R . 0!. Bl.

Nr . 62 (Qnalificierung des Handels , beziehungsweise Ausschankes und Kleinverschleißes von

gebrannten geistigen Getränken als Haupt - oder Nebengeschäft -)

12 Der Erlass des k. k. Ministeriums des Inner » vom 12 . Februar 1891 , Z . 10 .77 !»,

womit in Abänderung des Staatsministcrial -Erlasses vom 10 . Mai 1866 , Z . 8823 den Wasen¬
meistern unter gewissen Bedingungen daS Halten von Schweinen nach Maßgabe des eigenen
Hausbedarfes gestattet wird.

13 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 16 . März 1891 , Z . 4609 , wonach
bei Bansnhrungen und gewerblichen Anlagen in der Nähe von Munitionsdepots und
Friedenspnlvermagazinen auch auf den Schutz der dort wohnende » und arbeitenden Personales
entsprechend Bedacht zu nehmen ist.

14 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 16 . März 1891 , Z . 8109 , ent¬

haltend Direktive » für den bei Einbringung von nach der Gewerbeordnung verhängten Geldstrafen
ans dem Erlöse von saisierten Waaren und Geräthschasten einzuhaltenden Vorgang.

15 . Der Erlass der k. k. n -ö. Statthalterei vom 24 . April 1891 , Z . 63 .719 , betreffend die

gelegentlich der Errichtung von Badeanstalten mit Verabfolgung gewöhnlicher Dampf¬
bäder vorzuschreibende Vorsichten und BetriebSbeschränkungen.

16 . Die Verordnung des k. k. Handelsministeriums vom 1. Mai 1891 , R . 6) . Bl . Nr . 58,
wonach die Inhaber von concessivniertcn Jnformativns - Bnreans verpflichtet sind , ihre über die

Ereditverhältnissc von Firmen gepflogenen Correspondenzen , die Evpien der hierüber ertheilten
Auskünfte und die geführten Geschäftsbücher durch mindestens 10 Jahre vom Zeitpunkte der Ans
knnftscrtheilung , beziehnngsweisc der letzten Eintragung aufzubewahren sind.

17 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 9 . Mai 1891 , Z . 5281 , ent¬

haltend Vorschriften für die Verpackung und den Verschluss der auf Grund der Sprengmittelver-
ordnungen vom 2 . Juli 1877 R . 6) . Bl . Nr . 68 und vom 22 . September 1883 R . G . Bl . Nr 156
zur Erzeugung und zum Verkehre in Österreich zngelassenen Sprengmittel.

18 . Der Erlass des Ministeriums des Innern vom 17 . Mai 1891 , Z . 4436 , womit zur

Hintanhaltung wahrgenommener Unzukömmlichkeiten und der hieraus resultierenden Schädigungen
des Pulvermonopoles Direktiven für die Handhabung der Sprengmittelvorschriftcn mit

besonderer Beziehung auf das Pulvermonopol bekannt gegeben werden.

19 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 20 . Mai 1891 , Z . 8194 , womit

ausgesprochen wird , dass die Gewerbcbehörden von der Ausschließung von Gewerbetreibenden » ach
t; 5 der Gewerbeordnung nur dann Gebrauch zu machen haben , wenn die in diesem Paragraplien
normierten Bedingungen für eine solche Maßnahme vereint vorhanden sind.

20 . Der Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . Mai 1891 , Z . 22 .892 , womit nnge

ordnet wird , dass über die Privatgeschäftsvermittlungen nach Analogie des Gewerberegisters
ei» Cataster anzulegen und in demselben jede Neuvcrleihung , Znrüctlegung und überhaupt jede

sich ergebende Veränderung einzntragen ist.
21 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 14 . Juli 1891 , Z . 23 .237 , laut

dessen die mit den Hofkanzleideereten vom 4 . April 1809 und 16 . April 1847 erlassenen und mit
der Ministerialverordnung vom 20 . Februar 1852 , R . G . Bl . Nr . 47 repnblicierten Verbote des
Verkaufes von Knallkügelchen und Knallfidibussen , sowie von derartigen explodierbaren
Stoffen überhaupt noch in Kraft stehen und derlei Spielwaren und Juxartikeln vom Verkehre

unbedingt ausgeschlossen sind.
22 . Die Note des k. k. Hauplpnnzierungsamtes vom 27 . Juli 1891 , Z . 2251 , womit die

Belehrung der betheiligten Gewerbetreibenden über ihre Verpflichtung zur Beobachtung der

Pnnzierungsvorschriftcn , etiva durch Ausnahme einer diesbezüglichen Clausel in dem Gewerbe¬
scheine angeregt wird.

43
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26. Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 4. August 1891. Z. 6317. betreffend
die Berechtigung der Pulververschleißer zur Führung des kaiserlichen Adlers und der Bezeichnung
„k. k." auf ihren Ankündigungsschildern.

24. Der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 3. Oktober 1891, Z. 43.817, betreffend
die Einführung eines Normaltarises für die concessionierten öffentlichen Wägeanstalten.

25. Die Verordnung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 1. December 1891, L. G. Bl . Nr. 53,
womit eine neue Betriebsordnung sammt Maximaltarif für die im Wiener Polizeirayon an öffent¬
lichen Orten zu Jedermanns Gebrauche bereit gehaltenen Zweispänner - (Fiaker ) und Ein-
spänner -Lohnfuhrwerke erlassen wird.

26. Die Ministerialverordnung vom 6. December 1891, R. G. Bl. 171. enthaltend eine
gewerbepolizeiliche Regelung des Flaschenbierhandels.

27. Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 4. Juni 1892, Z. 13.262, womit
ausgesprochen wird, dass die Bestimmungen des III. Hauptstückesder Gewerbeordnung auf zur
Erzeugung von Schwarzpulver oder von dem Staatsmonopole unterliegenden Sprengmitteln
bestimmte Anlagen gemäß Artikel VIII. des Kundm.-Pat . zur Gewerbeordnung keine Anwendung
finden, und die Jngerenz der politischen Behörden bei der Errichtung solcher Pulverwerksanlagen
sich ans die Amtshandlungen im Sinne des Z 9 der Ministerialverordnung vom 21. März 1853,
R. G. Bl. Nr. 91 zu beschränken habe.

28. Der Magistratserlass vom 21. Juni 1892, Z. 104.070, betreffend Maßregeln gegen
den Missbrauch mit Anstragscheinen.

29. Die Ministerialverordnung vom 23. Juni 1892, R. G. Bl. Nr. 98 mit Vorschriften über
die Evidenthaltung der automatischen Wagen und Verkaufsapparate.

30. Der Erlass des k. k. Finanzministeriums vom 15. Juli 1892, Z. 23.598, wonach
alle Gewerbetreibenden , welche zum Verschleiße von Gold - und Silberwaren
berechtigt sind , also außer den eigentlichen Gold- und Silberarbeitern und Händlern auch Uhr¬
macher, Optiker, Trödler u. s. w. den Gewerbsantritt, jeden Wechsel und die Auflassung der
Betriebsstätte dem zuständigen Punzierungsamte anzuzeigen haben.

31. Der Magistratserlass vom 30. September 1892, Z. 178.359 an die Genossenschaft der
Bau- und Steinmetzmeister, betreffend Maßregeln zur Beseitigung von Übelständen beim Kan¬
tinenbetriebe.

32. Die Ministerialverordnung vom 1. Oktober 1892, R. G. Bl. Nr. 176, womit der 8 13
Pnnkt6 der Ministerialverordnung vom 24. April 1885 R. G. Bl . Nr. 49, betreffend den Betrieb
des Psandleihergewerbes , abgeändert wird.

33. Der Magistratserlass vom 22. December 1892, Z. 230.413, womit unter Berufung
auf die Kundmachungder n.-ö. Statthalterei vom 1. Mai 1849, L. G. Bl . Rr. 55 ans die Unge¬
setzlichkeit des Gebrauches von sogenannten Zahlmarken als Geldwertzeichen seitens der Gast-
und Schankgewerbetreibenden hingewiesen wird.

34. Der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 5. Juli 1898, Z. 5t>.923, womit auS
Anlass eines speciellen Falles ausgesprochenwird, dass eine Firma , ungeachtet des eingetretenen
Wechsels in der Person des Inhabers derselben und ungeachtet des dieses Nachfolgerverhältnis
andeutenden Zusatzes in dem Wortlaute derselben, berechtigt ist, die ihr verliehenen Ausstellungs-
Auszeichnungen fortzuführen.

35. Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 18. Jänner 1893, Z. 21.370
wonach Feigenkasfeebrennereien und Kaffeeröstereien , sowie ähnliche geschlossene Röst¬
anstalten mit offener Feuerung analog dem Dörren landwirtschaftlicherProdukte zu behandeln,
und zur Verhütung von gesundheitsschädlichen Einflüssen und von Belästigungen für eine zweck¬
entsprechende Ableitung der Röst- und Brenngase Sorge zu tragen ist.

36. Der Magistratserlass vom 28. Juli 1893, Z. 881, betreffend die Einführung von
Beschränkungen in Absicht auf den hausierweisen Gesrornenverkauf.

37. Der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 29. September 1893, Z. 66.705, betreffend
das Regulativ für die Ausführung von Wasserleitungen im Anschlüsse an die Kaiser
Franz-Josefs-Hochquellenwasserlcitung in Wien.
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38 . Der Erlass der k. I. n .-v. Sintthalterei dom 12. Letvber 1893 , st. 71.841 , betresjend
die äußere Bezeichnung  von Gewerböetnblisscineuts überhaupt und Pfandleihanstaite » ius-
bcsanderc.

39 . Ter MagistratScrlass vom 14. Srtober 1893 , st. 189.990 , enthaltend Direktiven für
die Beurtheilung der ltzcseymäßigkeit der äußeren Bezeichnung bei  01ast - und Schank¬
gewerben.

v> Gciioffenslhafteil.
Im Lause der Berichtsperiode befasste sich der Magistrat mit der weiteren Ausbildung

der geiwssenschaftlichen Institutionell , besonders der genossenschaftlichen Krankenkassen.

Namentlich fällt in das Qningnenninm 1889 — 1893 die Nenbestimmung des
territorialen Umfanges der Genossenschaften , der Beginn der Thätigkeit der nach dem
Krankenversicherungsgesetze vom 30 . Marz 1888 , R . G . Bl . dir . 33 umgestalteten und
neu errichteten Gehilfenkrankencassen und die Errichtung von LehrlingSkrankencassen.

I . Nenbestimmung des territorialen Umfanges der Genossenschaften.

Tie durch das Gesetz vom 19 . Tceember 1890 , L . G . Bl . Nr . 45 statuierte
Bereinigung mehrerer Gemeinden und Gemcindetheile mit der Neichshanpt - und Residenz-
stadt Wien veranlasStc die k. k. n .-ö. Statthalterci , im Interesse der Einheitlichkeit und
einer geregelten Administration die Anpassung des Gebietes jener gelverblichen Genossen¬
schaften mit dem Sitze in Wien , deren territorialer Umfang ans das frühere Wiener
Gemeindegebiet und einige Borortegemeinden Hch erstreckte , an das neu geschaffene
Wiener Gemeindegebiet auznregeu und dem Magistrate die zur Einleitung dieser Aktion
nöthigcn Weisungen zu ertheilen (Statthalterci - Erlass vom 17 . Jänner 1891 , I . 2840,.

Im Laufe der Berhandlungen wurde von der k. k. n .-ö. Statthalterei der Grundsatz
ausgestellt , dass daS Gebiet der Wiener Gewerbegenossenschaften im allgemeinen mit
jenem der Gemeinde zusammensallen solle und nur da , wo sich einer allfülligen Gebiets-
ansscheidung in den Interessen der betheiligten Gewerbetreibenden , in praktischen Bedürf¬
nissen oder in den wirtschaftlichen Berhältnisseu begründete Bedenken entgegenstelien
würden , Ausnahmen znznlasseu seien . (Statthalterci -Erlass vom 26 . August 1891,
I . 52 . 138,.

Auf Grund des nach st 109 des Gewerbegesetzcs erstatteten Gutachtens der n .-ö.
Handels - und Gewerbekammer , der Äußerungen der betheiligten k. k. Bezirkshanptmann-
schaften , des k. k. Gewerbe -Inspektors und der einzelnen Genossenschaften wurde von
dem Magistrate die Nenbestimmung des territorialen Umfanges und die hiemit ver¬
bundene Abänderung der Statuten fast sämmtlicher Wiener Genossenschaften bereits in

der ersten Hälfte des Jahres 1892 dnrchgeführt.

Fast bei sämmtlichen Genossenschaften erschien zur Herstellung eines möglichst ein¬
heitlichen Rayons die Ausscheidung der (zum Wiener Polizeirayou gehörigen , Gemeinden
Floridsdorf , Jedlesee , Groß -Jedlersdvrs und Tonanfeld nothweudig ; nur bei den Genossen¬
schaften der Fiaker und Einspänner erschien es zweckmäßig , das Genossenschaftsgebiet
konform mit dem Taxgcbiete zu bestimmen , daher sich das Gebiet dieser zwei Genossen¬
schaften ans daS erweiterte Wiener Gemeindegebiet und die genannten vier Gemeinden
erstreckt.

Bei einzelnen Genossenschaften , wo die Verhältnisse der Gewerbetreibende » dies
verlangten , wurde in die GenossenschnftSstatnten eine Übergangsbestimmung ausgenommen,

43*
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wonach den in den ansgeschiedencn Gemeinden der früheren Genosscnschaftsgebietc ansässigen
Genossenschaftsmitgliedern das Verbleiben in der Genossenschaft gestattet wurde , insolange
sie ihr Gewerbe ans Grund der zur Zeit der Ausscheidung innegehabten Gewerbs-
bercchtignng fortführen.

Der Nenbestimmnng des territorialen Umfanges stellten sich bei den Genossenschaften
der Ban - und Steinmetzmeister und der Geschirrhändler Hindernisse entgegen , deren
Beseitigung am Schlüsse der Berichtsperiode noch nicht erfolgt war.

Das Gremium der Wiener Kaufmannschaft , das Handelsgremium in Hernals und
die Genossenschaft der Kanflente des politischen Bezirkes Sechshaus und des Gerichts¬
bezirkes Hietzing bestehen noch mit ihren bisher nicht geänderten Gebieten nebeneinander,
da eine Vereinigung der bezeichneten Corporativnen nach 8 Hl des Gcwerbegesetzes
nur im gegenseitigen Einvernehmen erfolgen kann lStatthaltereierlass vom 27 . Jänner
1893 Z . 4716 ), ein solches Einvernehmen aber bisher nicht zustande gekommen ist,
hauptsächlich aus dem Grunde , weil die geplante Vereinigung seitens der betreffenden
Genossenschaften als nicht im Interesse derselben gelegen erkannt wurde.

2 . Gehilfenkrankencassen.

Am 1. August 1889 hatte die im Z 1 des Krankenversicherungsgesetzes vom
30 . März 1888 , R . G . Bl . Nr . 33 bezeichnete Krankenversicherung zu beginnen
«Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern vom 14 . Juni 1889 , R . G . Bl.
Nr . 94 ). Die bereits im Verwaltungsberichte für das Jahr 1888 dargestellte Action
zur Durchführung der genossenschaftlichen Krankenversicherung war aber schon vor dem
1. Angust 1889 beendet, indem die nach den Bestimmungen des erwähnten Gesetzes
nmgearbeiteten Statuten der sämmtlichen 47 bei den Genossenschaften, theils als
Gehilfencassen nach der Gewerbeordnung vom 20 . December 1859 , theils als genossen¬
schaftliche Krankencassen nach der Gewerbegesetznovelle vom 15 . März 1883 bestandenen
Cassen noch in der ersten Hälfte des Jahres 1889 ihre Genehmigung erlangt hatten.
Aber auch Genossenschaften, bei welchen solche Cassen noch nicht bestanden , und welche
es auf eine anßergenossenschaftlicheKrankenversicherung ihrer Angehörigen nicht ankommen
lassen wollten , errichteten — manche allerdings unter wenig günstigen Umständen —
eigene Krankencassen.

Im Laufe der Berichtsperiode constituierten sich im ganzen 75 Gehilfenkranken¬
cassen. Die Gehilfenkrankenenssen der Genossenschaften der Anstreicher und Wagenlackierer
und der Zimmer - und Dekorationsmaler wurden im Jahre 1893 vereinigt . Dieselben
erfüllen im großen und ganzen ihre Aufgabe , obwohl deren Leistungsfähigkeit kurz
nach ihrer Activiernng infolge der Jnfluenzaepidemie des Winters 1889/90 auf eine
harte Probe gestellt wurde.

Es bedurfte damals außerordentlicher Mittel , um mehreren , zumeist größeren
derlei Cassen über die Schwierigkeiten der durch die Unzulänglichkeit ihrer Mittel
hervorgerufenen Situation hinweg zu helfen. Die Erfahrungen jener kritischen Zeitperiode
machten sich einige Cassen in anerkennenswerter Weise zunutze, indem sie ohne Zögern
und ans eigenem Antriebe geeignet scheinende Maßnahmen ergriffen , um sich gegen die
Wiederkehr einer nur mit fremder Hilfe zu überwindenden prekären Lage zu schützen.
Seither hat sich eine gründliche Wandlung vollzogen ; nicht nur , dass die meisten Cassen
ansehnliche Reservefonds anfzuweisen vermögen , hat sich ein namhafter Theil derselben
zu einem Verbände vereinigt , welchem nach dem Rechnungsabschlüsse vom Jahre 1893
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ein Reservefond von 31 .075 fl . 12 kr. znr Gewährung unverzinslicher Borschüsse cm

nothleidende Verbandscassen und ein Verbandscassenfond von 62 .414 fl . 10 kr. zur
Erfüllung seiner sonstigen statutarischen Aufgaben zur Berfügnng stund.

In der Thut Huben die Genossenschaftskrankencassen bis uns drei , ohne besondere
Schädigung die neuerliche Influenza - Epidemie des Winters 1891/92 überwunden und
selbst bei diesen drei Cassen bedurfte es weder einer fremden Nachhilfe , noch eines
besonderen behördlichen Einschreitens , um deren Mitglieder vor den Folgen einer
Zahlungseinstellung zu bewuhren.

Der Bestund der Genossenschuftskrunkencussen kunu somit uls ein selbst unter
ungünstigen Umständen gesicherter angesehen werden . Der volle gesetzmäßige Zustand
wird allerdings erst dann vorhanden sein , wenn alle Eussen jährlich den gesetzlichen
Antheil uns den Beitrugseinnuhmen zu Gunsten des Reservefondes thutsächlich erübrigen.

Der Magistrat Hut sich, wo ein begründeter Anlass hiezu vorlug , sehr eingehend
mit der Gebarung der Genossenschuftskrunkencussen befasst und bei mehreren derselben
gründliche Revisionen und Eassen -Scontrierungen vorgenomme » . Die Wahrnehmungen
über die finanzielle Gebarung der Genossenschuftskrunkencussen und bezüglich der
Morbilität » nd der Mortalität ihrer Mitglieder , zu welchen die Rechnungsabschlüsse
und krunkenstutistischen Nachweise derselben Anlass gaben und über welche der Vorge¬
setzten Behörde , wie vorgeschrieben , ausführliche und umfassende Berichte erstattet
wurden , machten es dem Magistrate znr Pflicht , bei Cassen , welche den gesetzlich
bestimmten Zuwachs des Reservefondes nicht erübrigen konnten , den Ursachen nachzn-
forschen und , insoferne eine Besserung der Verhältnisse nicht durch Änderungen in der
Verwaltung und in der Krankencontrole erhofft werden konnte , ans eine Erhöhung der

Beitragsleistnngen innerhalb des gesetzlichen Ausmaßes nach Möglichkeit einzuwirken und
Cassen mit einer übernormalen Morbilität zur Ergründung dieser Erscheinung aufzu-
sordern , um die nothwendigen Vorkehrungen eventuell durch Einführung einer strengeren
Krankencontrole treffen zu können.

Die Anordnungen , nach welchen die politischen Behörden in dieser Beziehung vor-
zngehen haben , enthalten der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 23 . September
1891 und der Bericht des k. k. Ministeriums des Innern über die Ergebnisse der
Krankcnstatistik für das Jahr 1891 Âmtliche Nachrichten des k. k. Ministeriums des
Innern , betreffend die Unfallversicherung und Krankenversicherung der Arbeiter , V . Jahr¬
gang Nr . 17 vom 1. September 1893 ) .

An dieser Stelle muss auch auf die Thätigkeit des bereits erwähnten Verb and es

der Genossenschaftskrankencassen Wiens  hingewiesen werden , welche als eine
äußerst ersprießliche bezeichnet werden kann . Dieser Verband cvnstituierte sich auf Grund der
von der k. k. n .-ö. Statthalterei am 30 . September 1890 , Z . 54 .732 genehmigten
Statuten , umfasste am Ende des Jahres 1893 44 Genossenschaftskrankencassen und
verfügt , wie bereits erwähnt , über ein beträchtliches Vermögen zur Erfüllung seiner
statutarischen Aufgaben , von denen außer der Gewährung unverzinslicher Darlehen an
nothleidende Verbandscassen , der gemeinsamen Leistung der ärztlichen Hilfe , des
Medicamentenbeznges und der Krankencontrole , die Contrvle der Verwaltung der
einzelnen Verbandscassen , die gemeinsame CapitalSanlage für Verbandscassen , welche
die Anlage ihrer disponiblen Barbestände dem Verbände übertrage » , die Besorgung
der Statistik und die Regelung der ReconvaleScentenpflege hervorznheben sind.



678 XXVII. Gewerbewese». — Gemerbeangelegenheiten II» engere» Sinne.

Der letzteren widmet der Verband in neuerer ;>eit besondere Sorgfalt ; bereits
im Laufe des Jahres 1893 wurde eine zur Adaptierung als Reconvalescentenheim
geeignete Realität in gesunder Lage in Niederösterreich gefunden und der Ankauf
derselben beschlagen; die Verhandlungen waren zu Ende des Jahres 1893 sv weit
gediehen, dass die Activiernng dieses Reconvalescentenheims, in welchem abwechselnd
59. zu ihrer Wiederherstellung des Landaufenthaltes bedürfende Mitglieder van Verbands-
easse» Aufenthalt. Verpflegung und ärztliche Hilfe finden svllen. in dem Jahre 1894
erwartet werden kann.

3 . Lehrlingskrankencassen

Durch das Gesetz vom 4. April 1889. R . G. Bl . Nr . 39 wurde — wie schau
erwähnt — der rs 4 des Krankenversichernngsgesetzes vam 30 . März 1888 . betreffend
die Befreiung von der Krankenversichernngspsticht, dahin ergänzt, dass die politischen
Behörden I. Instanz berechtigt wurden, auch die bei den Mitgliedern einer Gewerbs-
genossenschast in Verwendung stehenden Lehrlinge van dieser Pflicht zu befreien, saferne
diese Genossenschaft im Sinne des 8 114, Absatz 2. lit . 1 der Gewerbeordnung die
Fürsorge für erkrankte Lehrlinge in der Weise übernimmt, dass dieselben im Krankheitsfälle
mindestens für 20 Wochen ans Verpflegung und ärztliche Behandlung Anspruch haben.

Infolge dieser gesetzlichen Bestimmung gingen sofort mehrere Genossenschaften
daran, durch Übernahme dieser Fürsorge und Errichtung von Lehrlingskrankencassen
ihre Lehrlinge von der Krankenversichernngspsticht zu befreien und wurden auch vom
Magistrate, nachdem derselbe die Leistungsfähigkeit dieser Cassen mit Rücksicht auf das
genossenschaftlicheVermögen und die Anzahl der Lehrlinge sichergestellt hatte, von dieser
Pflicht befreit. Hinsichtlich der Statuten dieser Lehrlingskrankencassenwurde die
k. k. n.-ö. Statthalterei mit dem Erlasse des k. k. Handelsministeriumsvom 1. Juli 1891,
l.  24 .227 beauftragt, in die meritorische Prüfung dieser Statuten einzngehen, ohne
jedoch bei der eventuellen Genehmigung derselben irgendwie in der Richtung der
Befreiung der bei dieser Easse versicherten Lehrlinge von der Versichernngspflichtbei
der Bezirkskrankencasse zu präjudicieren, worüber nach dem obigen Gesetze ans Grund
des Einschreitens der Genossenschaftvon der politischen Behörde I. Instanz zu
entscheide» ist.

Im Lause der Berichtsperiode haben 44 Genossenschaften Lehrlingskrankencassen
errichtet.

Auch diese Eassen erfüllten ihre Aufgabe, wenn auch die finanzielle Lage einer
grösseren Anzahl derselben minder günstig ist und die betreffenden Genossenschaften zu
entsprechenden Mastnahmen veranlassen muss, um den statutemnästigen Reservefond zu
erübrigen. Es bestand nämlich die Ansicht, dass die Bestimmung des H 8 de§
Lranken-Versichernngsgesetzes, wornach eine nach diesem Gesetze errichtete Krankencasse,
falls diese eine weitergehende Verpflichtung nicht freiwillig übernommen hat, für ihre
in einer öffentlichen Krankenanstalt verpflegten Mitglieder die für Cur und Verpflegung
nach der letzten Classe entfallenden Kosten nur bis zur Dauer von vier Wochen
zu ersetzen gehalten ist, auf die von der Krankenversicherungspflicht befreiten Lehrlinge,
beziehungsweise die Lehrlingskrankencassen der Genossenschaften keine Anwendung finde
Da infvlge dessen diese Cassen nach ihren Statuten die Verpflichtung zur Vergütung
dieser kosten ohne Beschränkung auf eine bestimmte Jeitdaner übernommen hatten,
konnten sic in die Lage komme», für Lehrlinge, deren Unterbringung in eine solche
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Krankenanstalt nvthwendig wurde , diese Kosten , welche bekanntlich vom Joche 1892 an

von 60 kr. auf einen Gulden pro Tug erhöht wurden , bis zur Duner von 20 Wochen
vergüten zu müssen . —

Bezüglich der Meister - Krunken - und Unterstützungs - Cassen ist hier nnr zn
bemerken , duss der Magistrat uns diese Cussen keine Jugerenz übt , du dieselben
uns Grnud des Vereinsgesetzes errichtet werden ; die Betheilignng der Genossenschafts¬
mitglieder an derlei Cussen ist eine bloß freiwillige.

Bezüglich der Genossenschaften im allgemeinen  soll hier Folgendes bemerkt
werden.

Mit Schluss des Jahres 1893 bestunden im ganzen 127 Genossenschaften . Hievon
sind zwei , nämlich das Handelsgremium in Hernals und die Genossenschaft der Kaufleute
im politischen Bezirke Sechshaus und Gerichtsbezirke Hietzing infolge der Einverleibung
der Vororte den Wiener Genossenschaften zugewachsen.

Neu errichtet  wurden die Genossenschaften der Bildhauer , der Erzeuger
chemischer Producte , der Zündwarenerzeuger , der Flascheubierhändler , der Geschirrhändler,
der Hoteliers und Fremdenbeherberger , der Musiker , der Naturblumenbinder und -Händler,
der Vogel - und Thierhäudler und Thierausstopfer , der Pfandleiher , der Leichen-
bestattungsunternehmer , der Papier - , Schreib - , Zeichnenreguisiten - und Tapeteuverschleißer,
der Jndustriemaler , der Jnformationsbureaux zur Auskunftsertheilnng über die Credit-
sähigkeit von Firmen , der Deichgräber , der Händler mit gebrannten geistigen Flüssigkeiten
und der Wäscher und Wäscheputzer — der letzteren infolge Ausscheidung ans der
Genossenschaft der Webwnrenznrichter . Die Statuten der beiden zuletzt genannten neuen
Genossenschaften waren mit Ablauf der Berichtsperivde noch nicht genehmigt.

Gehilfenversammlungen  bestanden bei 107 Genossenschaften ; schieds¬
gerichtliche Ausschüsse  waren 104 activiert.

Außer den anlässlich der Neubestimmuug des territorialen Umfanges der Genossen¬

schaften nothwendig gewordenen Statutenänderungen wurden bei einer großen Anzahl
von Genossenschaften und deren Institutionen anderweitige Abänderungen der Statuten
Vvrgeuommeu , über welche der Magistrat sein Gutachten abzugebeu hatte . In viele»
Fällen waren diese Statutenänderungen sehr umfassend ; mehrere Statuten wurden fast
gänzlich umgearbeitet . Die Veranlassung zu solchen Statutenänderungen gaben haupt¬
sächlich die Vorsorge für ein geordnetes LchrlingSwesen und das Bestreben der

Gehilfenschaft , den im Gewerbegesetze bestimmten Wirkungskreis der Gehilfenversammlnug
im Statute schärfer zum Ausdrucke zn bringen , namentlich einen vermehrten Einfluss
auf die Regelung und Erhaltung geordneter Zustände im Lehrlingsweseu , insoweit
hiedurch ein berechtigtes Interesse der Gehilfenschaft berührt wird , zu gewinnen.

Die Überwachung des gesetzmäßigen Vorganges bei den Genossenschaften wurde
vom Magistrate durch die von ihm bestellten Genossenschaftscvmmissäre ausgeübt . Das
Amt dieser Genossenschaftscommissäre , besonders deren Intervention bei den genossen¬
schaftlichen Versammlungen , gestaltete sich in de » Berichtsjahren wegen der auch in diese
Versammlungen getragenen socialen Frage » , der Parteieuuuterschiede und der immer

schärfer hervortreteuden Gegensätze zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern häufig sehr
schwierig und verantwortungsvoll , wurde jedoch mit so viel Takt und Umsicht geübt,
dass nur in vereinzelten Fällen die Auflösung einer Versammlung verfügt werden musste.
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Zu erwähnen sind hier noch:

1. Ter Magistratsbeschluss vom 4. April 1889 , womit ausgesprochen wurde,
dass die durch die Gehilfenversammlnngenverursachten Auslagen in allen Fällen von
den Geiiossenschaften ans ihrem Permögen zu bestreiten sind.

2. Tie Entscheidung des Magistrates vom 28 . Juli 1892 , Z. 47 .044 , womit
die Fleisch- und Piehcommissionshäudler und die nach K 14 der Marktordnung für
den Wiener Eentralviehmarkt und nach dem Ministerialerlassevom 13. Jänner 1888,
R . 0). Bl . Nr . l> ans dem Ecntralviehmarkte zugelassenen Bevollmächtigten, insvferne
sie nach ss 59, nlirieL 3 der Gewerbeordnung einen selbständigen Erwerbszweig nach

11 der Gewerbeordnung anzumeldcn haben und handelsgerichtlich protokolliert sind,
dem Gremium der Wiener Kaufmannschaft als Mitglieder anzngehvren haben.

3. Tie Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshofesvom 23. April 1892, I . 1313
über das Verhältnis der Handelsgesellschafter zum Gremium der Wiener Kaufmannschaft,
wonach nicht die einzelnen Gesellschafter der unter einer registrierten Firma ein Handels¬
gewerbe betreibenden offenen Handelsgesellschaft, sondern nur die Handelsgesellschaft als
solche als Mitglied des Gremiums zu betrachten ist.

4. Tie Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshvses vom 23. April 1892, I . 1317,
dass die Inhaber der in Wien protokollierten Zweigniederlassungenvon Fabriksunter-
nehmnngen, insoferne sie mit diesen nicht im örtlichen Zusammenhänge stehen und als
bloße Berkanssstätteu erscheinen, nicht Mitglieder des Gremiums der Wiener Kauf-
mannschast sind.

f>Privilegikn-, Marken- «uL Mukkrschuh-Angklesenhkitrii.
Turch den Magistratserlass vom 5. Februar 1889 , Z. 122 wurde der Vorgang

bei Vornahme von Localrevisioueu in Marken- und Mnsterschusiangelegenheiten
geregelt. Aus den diesbezüglichen Bestimmungenist hervorzuheben, dass

1. derlei Amtshandlungen durch eine behördliche Commission vvrznnehnieu sind,
2. über die Amtshandlung ein Protokoll, welches im wesentlichen nur das that-

sächliche Resultat der Localrevisionzu enthalten hat, aufzunehmen und
3. die Gebüren aus Anlass der Amtshandlung am Schluffe derselbe» von der

klagenden Partei einzuheben, und dieser Umstand im Protokolle anzusühren ist.
Eine sehr wichtige Entscheidung in Privilegiumssachenenthält das Erkenntnis des

k. k. Handelsministeriums vom 17. Februar 1889, Z . 49 .929 , wonach zur Entscheidung
über die nccessvrischeu Kostenersatzansprüche aus Privilegienstreitigkeiten die in der
Hauptsache erkennende Behörde competent ist.

Zur Erzielung eines einheitlichen und geregelten Vorganges bei der amtlichen
Coustatieruug stattgehabter Priv ilegiena usü bungeu  ordnet der Erlass des k.k.Handels¬
ministeriums vom l . Juni 1889 , Z . 22.725 an, dass jeder solchen Amtshandlung
mindestens ein beeideter und von der Behörde zu bestimmender Sachverständiger bei¬
zuziehen, im Erhebuugsprotvkolle das Vorhandensein der zur Privilegiumsausübung
erforderlichen Betriebsmittel iAulagen», dann Zeit und Umfang der "Ausübung thunlichst
genau zu constatieren, und das Protokoll mit dem ausdrücklichen Vermerke zu versehen
ist, dass im Streitfälle selbst gegen eine solche Ausübnngsconstatierung der Gegenbeweis
zulässig ist.
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In den bezüglichen Eingaben (ahne Privilegiumsurkunden) sind die dem Privi¬
legium entsprechenden Registerbezngsdaten, das ist Band und Seite des österreichischen
und ungarischen Privilegienregistersanznführen. Außerdem enthält über denselben Gegen¬
stand noch der Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 24. Juli 1889, Z. 27.484
Bestimmungen, wonach die Originale oder Abschriften der Ansübungsconstatierungs-
prvtakvlle nur dann dem genannten Ministerium vvrzulegen sind, wenn die Erhebungen
über die stattgefnndene Ausübung der Privilegien vom Ministerium angeordnet wurden,
oder wenn die Parteien bei dem Ansuchen um die Ansübnngsconstatiernng gleichzeitig
das Ansuchen um Registrierung der betreffenden Erhebungen gestellt haben.

Das k. k. Handelsministerium hat laut dem Erlasse voni 26. Februar 1890,
Z. 7325 behufs gleichmäßiger Behandlung jener Fälle, in welchen die zur Ansrecht¬
haltung eines Privilegiums erforderliche Taxzahlung rechtzeitig geleistet, das Ansuchen
um Registrierung dieser Taxzahlung  aber verspätet eingebracht wurde, sich mit dem
kgl. ungarischen Handelsministeriumdahin geeinigt, dass solchen Gesuchen nur dann Folge
zu geben ist, wenn dieselben spätestens am 3. Tage »ach dem Bersallstage des Privi¬
legiums bei der Behörde überreicht wurden. Nach dieser Frist jedoch, oder falls die
Tnxannuität selbst nicht rechtzeitig, das heißt nicht spätestens am Verfallstage des
Privilegiums entrichtet worden wäre, sind Berlängerungsgesuche von der politischen
Behörde, bei welcher sie überreicht wurden, unbedingt und zwar eventuell unter Rück¬
erstattung der eingezahlten Taxe zurückzuweisen und es können die diesbezüglichen, nach
dem Gesetze bereits verfallenen Privilegien nur noch durch einen Allerhöchsten Gnadenact
reactiviert werden.

Veranlasst durch die Artikel 3 und 4 des Übereinkommensmit dem Deutschen
Reiche vom 6. December 1891 , R . G. Bl . Nr . 23 verordnet der Erlass des k. k.
Handelsministeriumsvom 2. Februar 1892, Z. 5387 , dass in Hinkunft der Tag der
Zustellung der Privilegiumsurkunden an die Privilegierten oder deren Bevollmächtigte
von der Zustellungsbehörde in genauester Evidenz zu halten und de» Parteien über
Verlangen eine amtliche Bestätigung des Zustellnngstages unter Beidrückung des AmtS-
siegels hinauszugebenist.

Endlich sind nach Vorschrift des k. k. Handelsministeriums vom 15. Mai 1893,
Z. 25.039 im Auslande ausgestellte Vollmachten in Privilegienangelegenheitennur dann
anzunehmen, wenn die Unterschrift des Mandanten entweder unmittelbar von der öster¬
reichisch-ungarischen Vertretung im Auslande beglaubigt erscheint, oder wenn für die
Echtheit dieser Unterschrift die Bestätigung eines ausländischen öffentlichen Urknnden-
organes vorliegt, die sich ans die unmittelbare Wahrnehmung der Unterfertig»»;! oder
ans die eigene Agnoscierungserklärung des Ausstellers gründet und überdies vorschrifts¬
mäßig von der österreichisch-ungarischen Vertretung im Anslande beglaubigt ist.

g! Erwerbs- und Wirtschaftsgeusffeusihastk«.
Die mächtige, für Inhaber von Handelsgewerbeu mit Consumartikeln durch die

Vermehrung und das Anwachsen der Eonsumvereine entstandene Concnrrenz rief eine
Bewegung unter den ersteren hervor, welcher in einer Versammlung am 26. November 1893
Ansdruck gegeben wurde; in derselben wurde eine Unndgebung gegen die Thätigkeit der
Eonsumvereine beschlossen, welche die Bitte an die Regierung enthält, die bestehenden
Eonsumvereineausznheben und die Errichtung neuer nicht mehr zu gestatten.
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dluch im Gemeinderathe lvnrde auf die Schädigung der erwähnten Gewerbe¬
treibenden durch die Consumvereinehingewiesen und der Antrag gestellt, den Reichsrath
zur Verschärfung der gesetzlichen Bestimmungenüber diese Vereine zu veranlassen.

Hiedurch, svwie durch einen Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom4. December 1893
Z. 84.142 wurde der Magistrat veranlasst, dieser Frage gegenüber Stellung zu nehmen.

Die eingeleiteten Verhandlungen waren mit Ablauf der Berichtsperiodenoch nicht
beendet. Der Magistrat hat iibrigens bereits anlässlich der im Jahre 1888 gegen die
Consumvereine erhobenen Klagen im Jahre 1889 sowohl an die k. k. n.-ö. Statthalterei,
als auch an den Gemeinderath über die Thätigkeit dieser Unternehmungenberichtet und
an die erstgenannte Behörde Vorschläge wegen Einführung ausgiebigerer Controls-
maßregeln, besonders zur Verhinderung eines statntenwidrigen Verkaufes von Waren
an Nichtmitglieder, erstattet.

Bezüglich der Besteuerung der Erwerbs- und Wirtschafts-Genossenschaften ist zu
bemerken, dass mit dem Gesetze vom 24 . März 1893 , R . G. Bl . dir. 40 die Bestimmungen
des Gesetzes vom 14. April 1885, R . G. Bl . Nr . 43 , beziehungsweise des Gesetzes
vom 27 . December 1880 , R . G. Bl . dir. 151, womit die Gesetze und Vorschriften
über die Erwerb- und Einkommensteuer in ihrer Anwendung auf Erwerbs - und Wirt-
schaftsgenossenschaften, sowie auf Borschnsscassen abgeändert worden waren, neuerlich
dahin abgeändert wurden, dass nunmehr auch Magazinsvereine und dergleichen, welche
die von ihren Mitgliedern erzeugten Prodncte an Nichtmitgliederabsetzen, in den Kreis
jener Unternehmungeneinbezogen wurden, ans welche sich die Bestimmungender seither
erwähnten Gesetze vom Jahre 1880, beziehungsweise1885 , beziehen.

Zu erwähne» ist noch der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 8. März 1892,
Z . 72.740, womit der Magistrat angewiesen wurde, einen Cataster der Erwerbs - und
Wirtschafts-Genossenschaften anzulegen und ' in Evidenz zu halte», um die nach K 35
des Gesetzes vom 9. April 1873, R . G. Bl . Nr . 70 denselben obliegende Vorlage
ihrer Statuten , Statutenänderungen, Bilanzen re. zu überwachen; die Weisungen für
die Anlage und Evidenthaltnng dieses Catasters enthält der Erlass der Magistrats-
dircetivn vom 7. September 1892.

st) Hailstrrweseli.
Tie Zahl und Stencrleistnng der Hausierer in der Bcrichtsperiode sind ans dem

Statistischen Jahrbnche zu ersehen.
Von den ans das Hausierwesen Bezug nehmenden normativen Bestimmungen sollen

hier die folgenden Erwähnung finden:
1. Der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 23. August 1889 , Z . 48 .303

betreffend die Beschränkung der Bewilligung zum Betriebe des Hausierhandels mit
Essig ans die Bewohner der istrianischen Gemeinden, Mune-grande, Mune-piccvlo und
Sejane und die ausschließliche Eompetenz der k. k. Bezirkshanptmannschaft Volosca zur
Erneuerung solcher Bewilligungen.

2. Das Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 7. Setober 1889,
Z . 3181 , womit ausgesprochen wurde, dass die Ertheilnng und Verlängerung von
Hansierbewilligungendem freien Ermessen der Behörden unterliegt.

3. Ter Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 20. April 1892 , Z . 23 .097,
welcher ansspricht, dass die Erneuerung früherer Hansierbewilligungen ohne unmittel
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baren Anschluss an die letzteren, in Gemäßheit des K ? kaiserlichen Patentes vom
4. September 1852 , R . G. Bl . dir. 152 in den jährlichen Ausweisen nicht unter der
Rubrik : „Verlängerte Hausierbewillignngen ", sondern in der Rubrik „Neube-
willignngen " zur Darstellung zu bringen und überhaupt nach den für letztere bestehenden
Normen zu behandeln ist.

4 . Der an die magistratischen Bezirksämter gerichtete Erlass des Magistrates vom
4. Juni 1892 , Z . 107.929 , worin angeordnet wird, dass Hausierbewillignngenin der
Regel nur für das Gemeindegebiet von Wien mit Ausschluss des k. k. Praters anszn-
fertigen und nur in Fällen eines besonderen Ansuchens im Einvernehmen mit der
k. k. Praterinspection für den Volksprater zu ertheilen sind.

5. Der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27 . September 1892 , Z . 59.406,
mit welchem aus Anlass eines speciellen Falles bemerkt wird, dass, wenn auch die
Bestimmung des Z 7, nlinsn 2 des Hansierpatentes dahin abzielt, eine Unterbrechungim
Hausierhandel der betreffenden Person, sowie eventuell ein unbefugtes Hausieren in der
Zeit nach Ablauf der bewilligten Frist bis zur Fristverlängerung hintanzuhalten, doch
die Abweisung eines Gesuches um Verlängerung der Hansierzeit lediglich aus dem Grunde,
weil es um einige Tage später als 3 Monate vor Ablauf der bewilligten Frist über¬
reicht wurde — sonach die Behandlung dieser Frist als Fallfrist — nicht im Geiste des
Gesetzes begründet angesehen werden kann, zumal »ach Lj7, nlinen 1 des Hansierpatentes
solchen Ansuchen willfahrt werden soll, wenn nicht besondere Gründe für die Abweisung
vorhanden sind.

6. Der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 4. Mai 1893 , Z . 30.595,
womit dem Wiener Magistrate ein ai die k. k. Bezirkshauplmannschaften gerichteter Erlass
zur Kenntnisnahme mitgetheilt wird, des Inhaltes , es seien die österreichischen Gemeindeämter,
welche sich öfters über Ansuchen der hier weilenden ungarischen Staatsangehörigen an
die Znständigkeitsbehörden der Betreffenden um Ausfolgung von Hansierbüchern wenden
und dieselben dadurch veranlassen, die Hausierbücher ohne weitere Erhebung darüber,
ob der Bittsteller außerhalb seiner Zuständigksitsgemeinde irgendwo einen neuen ständigen
Wohnsitz hat, bona 66s anszustellen, zu belehren, dass sie zu einer derartigen Ver¬
mittlung zwischen den sich um Ertheilung, beziehungsweise Verlängerung einer Hausier¬
bewilligung bewerbenden ungarischen Staatsangehörigen einerseits und den ungarischen
Behörden anderseits weder berufen noch berechtigt sind.

Das Verbot des Hausierhandels wurde in der Berichtsperiode erlassen für das
Gebiet der Gemeinden Eperies-Gyöngö, Szatinarh-Nemeth, Dees, Maros -Vasarhelh
und Lvsvnez in Ungarn, dann für die Stadt Mödling in Niederösterreich.

i) Städtisches Lrhrlingsstellrii-Uachivkiseamt.
Dieses Institut hat sich in den Berichtsjahren vollständig eingelebt und wurde

sowohl von den Gewerbsinhabern, als von den Lehrlingen sehr häufig in Anspruch
genommen. Vom 2. Mai 1888 als dem Zeitpunkte der Aktivierung des Lehrlings-
steUen-Nnchweiseaitttes bis zum Schluffe des Jahres 1893 wurden von den Meistern
4520 freie Lehrlingsplütze angeineldet. Im ganzen stellten sich 5007 Lehrlinge zur
Unterbringung vor und wurde in 2344 Fällen eine Vermittlung zu Stande gebracht.
Nähere Daten sind im Abschnitte„Gewerbe" sud 4. „Lchrstellenvermittlnng" der
statistischen Jahrbücher der Stadt Wien enthalten. —
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Anhangsweise fallen an dieser Stelle noch einige Angaben über die freiwilligen
Licitativnen  Platz finden. Während der Berichtsperiode wurde in 1003 Fällen die
Bewilligung zur Abhaltung von freiwilligen Bersteigerungen ertheilt ; unter diesen waren
280 . welche gemäß des Gesetzes vom 23. März 1883. R . G. Bl . Nr . 48 von
Inhabern concessionierter Pfandleihanstalten zur Hereinbringung ihrer Forderungen aus
den dafür bestellten Faustpfändern mit obrigkeitlicher Bewilligung veranstaltet wurden.

Es fanden nämlich statt:
im Ja  h r e

1889 188 « 1881 »882 1893

Licitativnen der Pfandleihanstalts-Jnhaber . 42 44 47 70 77
Andere freiwillige Licitativnen . 124 136 138 157 168

Mit dem Beschlüsse vom 9. Juni 1891 hat der Stadtrath die Nccnrse mehrerer
Psandleihanstaltsinhaber gegen die Berechnung von 2 Proeent vom Erlöse der von
ihnen veranstalteten Versteigerungen für den Wiener Armensond mit der Begründung
zurückgewiesen, dass nach dem Hofdecrete vom 25. April 1750, dem Central-Finanz-
Hoscommissionsdecrete vom 25 . April 1812 und der Ministerialverordnung vom
20 . August 1855 , R . G. Bl . Nr . 146 nur Licitationen in Crida- und ExecntionS-
fällen von der Entrichtung der Armenprocente befreit sind und dass die nach der
Ministerialverordnung vom 23 . März 1885 , N. G. Bl . dir . 48 , respective 24. April
1885, R . G. Bl . Nr . 49 von Inhabern von Pfandleihanstalten veranstalteten Ver¬
steigerungen versallener Faustpfänder nach K 298 der allgemeinen Gerichtsordnung
als execntive Verkäufe nicht anzusehen sind.

Am 13. Jänner 1893 fällte der k. k. Verwaltungsgerichtshof über eine
Beschwerde der Stadtgemeinde Pilsen gegen eine Entscheidung des Landesansschusses
in Prag , betreffend die Entrichtung von Armenprocenten von den Pfänderversteigerungen
der Actienpfandleihanstaltin Pilsen, ein Erkenntnis, womit diese Versteigerungen als
den executiven Feilbietungen gleichkommend(kaiserliches Patent vom 9. August 1854
und Ministerialverordnung vom 8. Sctober 1865) bezeichnet und von der Entrichtung
der Armenprocente frei erklärt wurden.

Diese Entscheidung veranlasste die Pfandleihanstalts-Jnhaber in Wien, die Frage
neuerlich aufzurollen und in Recursen und sonstigen Eingaben gegen die Einhebung
der 2 Procent für den Wiener Armenfond Stellung zu nehmen.

Ter Magistrat und der Stadtrath halten zwar an ihrer bisherigen Rechts-
anschannng fest, doch dürfte hiemit diese für den Wiener Armenfond wichtige Frage
nicht erledigt sein, da die erwähnten Gewerbsinhaber dem Vernehmen nach gesonnen
sind, auch eine Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes hervorzurufen.

8. Unfall- und Krankenversicherung der Arbeiter.
Die legislatorischenMaßnahmen, welche darauf gerichtet sind, den Arbeitern eine

umfassende wirtschaftliche Fürsorge angedeihen zu lassen, haben zum Theile einen präventiven,
zum Theile einen reparatorischen Charakter.

Zur ersten Kategorie zählen jene gesetzlichen Bestimmungen, welche die Betriebs-
Unternehmer zur Herstellung und Erhaltung solcher Einrichtungen in ihren Betrieben
verpflichten, die geeignet sind, die ans den Betrieben resultierenden, das Leben und die
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Gesundheit der Arbeiter bedrohenden Gefahren möglichst hintanzuhalten . In dieser Be¬

ziehung kommen insbesondere die Bestimmungen der Als 74 ff. der Gewerbeordnung

und das Gesetz über die Gewerbcinspectoren in Betracht.

Ter zweiten Gruppe gehören die Gesetze über die obligatorische Arbeiter-

Versicherung an.
Während die eigentlichen Arbeiter -Schutzgcsetze auf die thnnlichste Abwendung von

die physische Arbeitskraft der Arbeiter vermindernden oder zerstörenden Ereignissen

gerichtet sind , bezwecken die Arbciter -Bersichernngsgesetze , die durch den thatsächlich

erfolgten Eintritt solcher Ereignisse hervorgernfenen wirtschaftlichen Nachtheile ans ein

möglichst geringes Maß herabzudrücken.
Die Gesetze über die Unfall - und Krankenversicherung der Arbeiter wurden im

Jahre 1888 , ersteres am 1 . Jänner , letzteres am 6 . April knndgemacht.

Bis zum 1 . August 1889 , beziehungsweise 1. November 1889 dauerten die

vorbereitenden organisatorischen Maßnahmen für die Errichtung der ans Basis der

beiden Gesetze ins Leben zu rufenden Bersichcrnngsinstitnte.
Mit dem 1. August 1889 begannen die Bezirkskrankencassen , mit dem 1 . November

1889 die territorialen Arbeiter -Unfallvcrsicherungs -Anstalten ihre Bersichernngsthätigkcit.

Ans dem Gebiete der Krankenversicherung erflossen in der Berichtsperiode zwei

Gesetze , nämlich die Novelle vom 4 . April 1889 , R . G . Bl . Nr . 89 und das Gesetz

vom 16 . Juli 1892 , R . G . Bl . Nr . 202 , betreffend die registrierte » Hilfseassen , welches

im Capitel „Krankenversicherung " besprochen werden wird.

Durch die Novelle zum Krankenversicherungs -Gesetze wurde ein neues zweites

nliliea zu is 4 dieses Gesetzes hinzngesügt , welches die facnltative Enthebung von der

Versicherungspflicht auch für die in genossenschaftlicher Krankenpflege befindlichen Lehr¬

linge zulässt . Weiters wurden durch diese Novelle die Bestimmungen des Kranken¬

versicherungs -Gesetzes rücksichtlich der Überweisung der Reserveantheile beim Übertritte

von einer Krankencasse zu einer anderen aufgehoben.
Ans dem Gebiete der Unfallversicherung muss eine von der Negierung im Jahre

1891 dem Reichsrathe übermittelte Gcsetzesvvrlage über die Ausdehnung der Unfall¬

versicherung erwähnt werden , die mit Schluss des Jahres 1893 bis zur dritten Lesung

im Abgeordnetenhause gediehen war.

s >jlufallvrrßcheru«s.
Tie Aufgaben , welche der Magistrat in Ausführung der Bestimmungen des

Gesetzes vom 28 . Deeember 1887 , R . G . Bl . dir . 1 ex 1888 , betreffend die Unfall¬

versicherung der Arbeiter , im ersten Jahre der Berichtsperivde zu bewältigen hatte,

waren gleich jenen im Jahre 1888 zumeist nur vorbereitender Natur.

Wie bereits im Verwaltungsberichte für das Jahr 1888 mitgetheilt worden ist,

wurde mit Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern und der betheiligten Mini¬

sterien vom 3 . April 1888 , R . G . Bl . dir . 35», auf Grund des Z 63 des Unfall-

versicheruugsgesetzes die Anmeldung sämmtlicher unfallversicherungspflichtigen Betriebe

im Wege der politischen Behörden I . Instanz angevrduet.

Zweck dieser Anmeldung war die Beschaffung des statistischen Materiales , welches

als Substrat für die Vornahme der Abgrenzung der Sprengel der zu errichtenden

Versicherungsanstalten , für die Festsetzung der Sitze dieser Anstalten , dann für die

Aufstellung der ersten Unfallgesahrcn - Classification und des Prämientarises zu
dienen yatle.
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Nachdem das hiedurch gewonnene Materiale im vcrsichernugs-technischeu Depar¬
tement des k. k. Ministeriums des Innern entsprechend bearbeitet Warden war , erflvssen in
rascher Aufeinanderfolgedie weiteren ans die Aktivierung der Unfallversicherung abzie¬
lenden Verordnungen und Verfügungen.

Nach K 9 des NnfallversicherungSgesetzes hat die im 8 1 dieses Gesetzes vor¬
geschriebene Versicherungdurch besondere, zu diesem Zwecke zu errichtende Versicherungs¬
anstalten zu erfolgen, welche ans dem Grundsätze der Gegenseitigkeit beruhen.

In der Regel soll für jedes Land eine solche Versicherungsanstalt mit dem Live
in der Landeshauptstadt errichtet werden.

Mit der Kundmachung des k. k. Ministeriums des Innern vom 22. Jänner 188!»,
R . G. Bl . Nr . 11, welche sich ans die Abgrenzung der Bezirke (Sprengel) nnd die
Bestimmung der Sitze der zu errichtenden Versicherungsanstalten bezieht, wurde für
Niederosterreich die Errichtung einer Versicherungsanstalt mit dem Sitze in Wien
angeordnet.

Nach 8 13 des llnfallversichernngsgesetzes waren die Statuten der zu errichtenden
Versicherungsanstaltnach dem Borbilde eines im Verordnungswege zu veröffentlichenden
Musterstatutes ausznarbeiten.

Die Veröffentlichung dieses Musterstatutes erfolgte mit der Kundmachung des
k. k. Ministeriums des Innern im Einvernehmen mit den k. k. Ministerien des Handels
nnd der Justiz vom 24 . Jänner 1889 , R . G. Bl . Nr . 13. Zugleich wurde das
Formulare für die in Gemäßheit des 8 18 des Gesetzes seinerzeit bei den Versicherungs¬
anstalten zu erstattenden Betriebsanmeldungen, ferner jenes für die seitens der Betriebs-
nnternehmer gemäß 8 21 des Gesetzes einznbringcnden Prämienberechnnngen hinans-
gcgebe».

Im Anschlüsse an die bereits erwähnte Kundmachung vom 22. Jänner 1889,
R . G. Bl . Nr . 11 erfloss weiter der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom
31. Jänner 1889, Z. 1682 , mit welchem Direktiven für die Einleitung der Evnsti-
tnierung der Versicherungsanstaltengegeben wurden.

Nach 8 12 des Unfallversicherungsgesetzes war der Vorstand der z» errichtenden
Versicherungsanstaltenals ein Eolleginm in der Weise zu organisieren, dass derselbe
ans einer durch drei theilbaren Anzahl von Mitgliedern gebildet wird, von welchen ein
Drittel ans Vertretern der Betriebsunternehmer, das zweite Drittel ans Vertretern
der Versicherten nnd das letzte Drittel aus solchen mit den wirtschaftlichen Verhältnissen
des Bezirkes vertrauten Personen besteht, welche von dem Minister des Innern nach
Einvernehmung des Landcsansschussesin den Vorstand berufen werden.

Die Ernennung dieser Vorstandsmitglieder seitens des k. k. Ministeriums des
Innern erfolgte mit dem Erlasse vom 18. Mürz 1889, Z . 3762 . Für die Ver¬
sicherungsanstalt in Niederösterreich wurden sechs Personen als Vorstandsmitglieder
ernannt, welche sich in Gemäßheit des vorcitierten Erlasses und der mit dem oben
erwähnten Ministerialerlasse vom 31. Jänner 1889 , Z. 1682 herausgegebenen Direk¬
tiven als Wahlcvinmissivn zu constitnieren und die Wahlen für den Vorstand nnd das
Schiedsgericht der Anstalt dnrchzuführen hatten. Dieselben eonstitniertcn sich am
2. April 1889 als Wahlkvmmission. Mit Knndmachnng vom 23 . April 1889,
Z. 2/VV. E . erfolgte nun seitens dieser Wahlcommission die Ausschreibungder vorbe-
zeichneten Wahlen. Als Wahltag wurde der 5. Juni 1889 festgesetzt. Nachdem im
Sinne des Ministerialerlasses vom 31 . Jänner 1889, Z. 1682 der Vorstand aus
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18 Mitgliedern zu bestehen hat. sechs Mitglieder und deren Ersatzmänner durch das
k. k. Ministerium des Innern bereits berufen warben waren, so waren nach sechs Mit
glieder und deren Ersatzmänner van den Unternehmern unfallversicherungspflichtiger
Betriebe und sechs Mitglieder und deren Ersatzmänner von den Versicherten aus der
Mitte derselben zu wählen.

Zu diesem Behnfe wurden sämmtliche versicherungspflichtige Betriebe im Sinne
des Ls 12 des vom k. k. Ministerium des Innern herausgegebencn Musterstatutes in
sechs Kategorien von verwandten oder einander nahe stehenden Betriebsarten eingetheilt
und zwar in:

1. Land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Mühlen ; 2. Eisenbahnen. Berg- und
Hüttenwerke, Metallverarbeitung. Maschinen, Werkzeuge:c. ; 3. Chemische Industrie,
Heiz- und Leuchtstoffe, Nahrnngs- und Gennssmittel; 4 . Industrie der Steine , Erden,
Baugewerbe; 5. Textilindustrie, Bekleidung und Reinigung; 6. Papier und Leder, Holz-
nnd Schnitzstoffe, polygraphische Gewerbe.

Jede Kategorie hat einen Vertreter der Arbeitgeber und einen Vertreter der
Versicherten, sowie die entsprechenden Ersatzmännerzu wählen.

Zugleich mit den Wahlen für den Vorstand der Arbeiter-Unfallversichernngsanstalt
hatte auch die Wahl je eines Beisitzers ans dem Stande der Arbeitgeber und der Ver¬
sicherten, sowie je eines Ersatzmannes für das Schiedsgericht der Anstalt stattznfindcn.
Die Verständigung des Magistrates rücksichtlich der Vornahme der gedachten Wahlen
erfolgte mit Zuschrift der Wahlcommission für die Arbeiter-Unfallversichernngsanstaltin
Wien vom 23 . April 1889, Z . 2 und wurde dem Magistrate mit dem Erlasse der
k. k. n.-o. Statthalterei vom 24 . April 1889, Z. 24.983 intoniert.

Als Wahlordnung hatten jene Bestimmungen zu gelten, welche in dem im
Vcrvrdnnngswege veröffentlichten Musterstatute für die Nnfallversichernngsanstalten
bezüglich der Wahl in den Vorstand, beziehungsweise in das Schiedsgericht enthalten
sind, als Wahltataster jene Anmeldungen, welche ans Grund der eingangs bezogenen
Ministcrialverordnnng vom 3. April 1888 , R . G. Bl . Rr . 35 eingelangt waren, ohne
dass übrigens durch die ans Grund derselben erfolgende Bctheilignng an dieser ersten Wahl
der Entscheidung über die PersichernngSpflicht, welche nach tj 18 des Unfallversichernngs-
Gesetzes erst von dem Vorstande der Versicherungsanstaltgetroffen werden kann, vor¬
gegriffen wurde.

Der Magistrat lies; zunächst die ihm von der Wahleommission übermittelten, die
Wahlen verlautbarenden Kundmachungen znm öffentlichen Anschläge bringen.

Hieraus wurden die Stimmzettel sowohl ans der Innen - als aus der Anszen-
fEonvertl-Seite , und zwar diejenigen für die Unternehmer ans den Rainen des Unter¬
nehmers iFirmas lautend, diejenigen für die Versichertenauf den Betrieb lautend, aus¬
gefertigt, in die letzteren auch die Zahl der Arbeiter und Betriebsbeamtcn, welche beim
Scrntinium in Anrechnung kam, auf Grund jener Daten eingetragen, welche in den
Anmeldungender bezüglichen Betriebe enthalten waren, sodann beide Stimmzettel unter
Anschluss eines Exemplares der Wahlausschreibnngs-Kundmachnng den betreffenden
BetriebSnnternehmernmit der Weisung zugestellt, ihr Arbeitspersonale über die Art der
Wahl gehörig zu instruieren.

Die Ablieferung der Stimmzettel hatte entweder durch persönliche Abgabe seitens
des Betriebsunternehmers, beziehungsweise eines Vertrauensmannes der Versicherten
eines Betriebes oder durch Einsendung zu erfolgen.
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Tie persönliche Abgabe der Stimmzettel erfolgte am 5. Juni 1889 van 9 Uhr
früh bis 4 Uhr nachmittags entweder bei der Wahlcommissivnselbst oder beim
Magistrate. Auch die Einsendung der Stimmzettel konnte entweder an die Wahlcommissivn
selbst oder an den Magistrat erfolgen. Die beim Magistrate rechtzeitig eingelangten
Stimmzettel wurden der Wahlcommission unter Anschluss von Verzeichnisse» am 6. Juni
1889 übermittelt.

Die constitnireiide Versammlung der "Arbeiter-Unfallversicherungs-Anstalt für Nieder-
Österreich in Wien fand am 27 . Juni 1889 statt.

In der zweiten am 20. August 1889 abgehaltcncn Vorstandssitznngwurden die
Statuten der Anstalt beschlossen und hieraus dem k. k. Ministerium des Innern zur
Genehmigung vorgelegt, welche mit dem Erlasse dieses Ministeriums vom 14. September
1889, Z . 17.178 ertheilt wurde.

Mit der Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern vom 22. Mai 1889,
R . G. Bl . Nr . 76 wurde, den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend, die Eintheilnng
der versichernngSpflichtigen Betriebe in Gefahrenclassenund die Festsetzung der Procent¬
sätze jeder Gefahrenclasse vorgenommen.

Die vcrsicherungspflichtigen Betriebe wurden in zwölf Gefahrenclassen eingetheilt.
"Nachdem nun die Vorarbeiten für die Durchführung des UnsallversichernngS-

Gesetzes soweit vorgeschritten waren, konnte mit Verordnung des k. k. Ministeriums des
Innern vom 14. Juni 1889, R . G. Bl . "Nr. 95 in Gemäßheit des 8 63, Absatz2
des Gesetzes der Zeitpunkt des Beginnes der Arbeiter -Unfallversicherung
festgesetzt werden.

"Als dieser Zeitpunkt wurde der 1. "November 1889 bestimmt.
Unmittelbar hierauf crfloss die Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern

vom 19. Juni 1889 , R . G. Bl . Nr . 98, mit welcher in Gemäßheit des 8 des
Unfallversicherungs-Gesetzes die Frist festgestcllt wurde, innerhalb welcher die Unter¬
nehmer versicherungspflichtiger Betriebe diese bei der Arbeiter-UnfallvcrsicherungS-Anstalt
anznmelden haben.

In Gemäßheit dieser Ministerialverordnnng hatten die bezeichneten Betriebs¬
unternehmer die Anzeige von dem Bestände ihrer Betriebe, von der Zahl der darin
beschäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten w. im Wege der politischen Behörden
I. Instanz bis längstens 1. September 1889 an die Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt
zu erstatten.

Dem Magistrate wurde diese Ministerialverordnnng mit dem Erlasse der
k. k. n.-ö. Statthalterei vom 3. Juli 1889 , Z . 38.021 intimiert und zugleich cine
Reihe von Aufträgen ertheilt.

Zunächst wurde der Magistrat angewiesen, alle Unternehmer versicherungs¬
pflichtiger Betriebe mit dem Anzeigeformnlare in der erforderlichen Anzahl (zwei für
jeden Betrieb) unter Anschluss der der erwähnten Ministerialverordnnng beigegebenen
Erläuterungen zu betheilen.

Die Drncksorten wurden seitens der Arbeiter-Unfallversicherungsanstaltaufgelegt
und dem Magistrate zur Verfügung gestellt.

Weiters wurde der Magistrat beauftragt, die von den Betriebsnnternehmern
nusgefüllten Formulare in einem Pare gesammelt der Versichernngsanstalt zu übermitteln.

Das zweite Pare war zum eigenen Amtsgebranche zurückznbehalten.
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Bei der Übermittlung an die Anstalt fällten gleichzeitig jene Mittheilungen gemacht
werden , zu welchen die politischen Behörden I . Instanz gemäs ; ^ 18 , alinea 2 verpflichtet
sind . Diese Mittheilungen sind hinsichtlich der in der Folge neu entstehenden oder später
zur Anzeige gelangenden Betriebe zu ergänzen.

Gegen die säumigen , sowie jene Betriebsnnternehmer , deren Anzeigen unwahre
Angaben enthalten , war im Sinne der Strafbestimmungen des Gesetzes vorzugehen.

Schliesslich wurde der Magistrat angewiesen , der Bersichernngsanstalt jene Unter¬
nehmer namhaft zu machen , welche die Anzeige von dem Bestände einer Unfall¬
versicherung ihrer Arbeiter bei einer Privat -Versichernngsanstalt im Sinne des zweiten
Absatzes des A 61 des Unfallversicherungs -Gesetzes rechtzeitig erstattet hatten.

Im Nachhange zu diesem Erlasse wurde der Magistrat mit dem Statthalterei¬
erlasse vom 26 . August 1889 , Z . 50 .069 aufgefordert , dahin zu wirken , dass die in
Gemäßheit der Ministerialvervrdnung vom 19 . Juni 1889 , R . G . Bl . Nr . 98 einzu¬
bringenden Anmeldungen thatsächlich im Wege des Magistrates überreicht werden.

Auch wurde der Magistrat beauftragt , die einlangenden Anmeldungen ans deren
vollständige und zutreffende Ausfüllung zu prüfen und die Behebung der hiebei sich
ergebenden Mängel zu veranlassen.

Der Magistrat hat mit Kundmachung vom 16 . Juli 1889 , Z . 233 .091 die
Betriebsnnternehmer von der ihnen obliegenden Anzeigepflicht verständigt und ihnen die
erforderlichen Exemplare des Anzeigeformulares zngemittelt.

Die Prüfung der eingelangten Anmeldungen , welche in vielen Fällen behufs
Richtigstellung oder Ergänzung den Betriebsnnternehmern zurückgestellt werden mussten,
erforderte einen großen Aufwand von Mühe und Zeit , und war diese Arbeit in der
kurz bemessenen Frist von 3 Wochen zu bewältigen.

Da nach Ablauf des gestellten Termines (1 . September 1889 ) eine Reihe von

Betriebsunternehmern ihrer Anmeldepflicht nicht nachgekommen war , musste gegen dieselben
strafweise vorgegangen und die nachträgliche Erstattung der Anmeldung veranlasst werden.

Mit Note des Magistrates vom 20 . September 1889 , Z . 233 .091 wurden der
Arbeiter -Unfallversichernngsanstalt 1300 richtiggestellte Anmeldungen sammt dem Ver-
zeichnisse jener Betriebsunternehmer übermittelt , welche die im K 61 des Unfall-
versichernngsgesetzes bezeichnete Anzeige rechtzeitig erstattet hatten.

Am 8 . October 1889 wurden die bis dahin nachträglich Angebrachten (380)
Anmeldungen , ferner ein Verzeichnis der im Amtsgebiete befindlichen versichernngs-
pflichtigen Betriebe der Anstalt zugemittelt.

Im Laufe des Jahres 1889 wurden außer den vorbezeichneten noch 128 hierorts
eingelangtc Betriebsanmeldungen an die Bersichernngsanstalt geleitet , so dass deren
Gesammtzahl sich auf 1808 belief.

In der Erwägung , dass es den Intentionen des Unfallversicherungsgesetzes nicht
entsprechen würde , wenn wegen ungenügender Vertrautheit mit den Bestimmungen
desselben und der darauf basierenden Verordnungen die interessierten Kreise der Wohl-
thaten des Gesetzes nicht gleich vom Anfänge an theilhaftig würden , hat das
k. k. Ministerium des Innern mit Erlass vom 8 . October 1889 , Z . 19 .175 (intimiert

mit Statthaltereierlass vom 20 . October 1889 , Z . 62 .559 ) angeordnet , dass die
politischen Behörden I . Instanz in entsprechender Weise dafür sorgen , dass der Zeitpunkt
des Beginnes der Unfallversicherung ( 1. November 1889 ) den Betheiligten in Erinnerung

44Berwaltungrbericht der Stadt Wien.
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gerufen und insbesondere die Unternehmer nnfallversicherungspflichtiger Betriebe ans die
ihnen obliegende Pflicht zur Anzeige vorgekommener Betriebsunfälle aufmerksam gemacht
werden.

Hiebei ist zu bemerken, dass das für die Unfallsanzeigen zu benützende Formulare
in Gemäßheit des zweiten Absatzes des Z 29 des Gesetzes bereits mit der Ministerial-
Verordnung vom 24 . Jänner 1889 , R . G. Bl . Nr . 12 festgesetzt worden war.

In Entsprechung des ertheilten Auftrages hat der Magistrat eine seitens der
k. k. n.-ö. Statthalterei entworfene diesbezügliche Kundmachung sowohl zum öffentlichen
Anschläge bringen, als auch den einzelnen Unternehmern Versicherungspflichtiger Betriebe
zustellen lassen.

Der erwähnte Ministerialerlass vom 8. Sctober 1889 , Z. 19.175 enthält außer¬
dem sehr wichtige Bestimmungenüber den Borgang bei den gemäß Z 31 des Gesetzes
seitens der politischen Behörden I. Instanz vorzunehmendenUnfallserhebunge», insbe¬
sondere rücksichtlich der Ermittlung des der Rentenberechnnngzu Grunde zu legenden
Arbeitsverdienstes der durch einen Betriebsunfall verletzten oder getödteten Personen.

Am 24. Lctober 1889 wendete sich der Magistrat an die k. k. Polizeidirection
in Wien mit dem Ersuchen, die unterstehenden Commissariate anznweisen, vom
l . November 1889 angefangen, über jeden zu ihrer Kenntnis gelangenden Unfall, bei
welchen, die Voraussetzungen des is 29 des Unfallversicherungsgesetzes zntreffen, die
Mittheilung an den Magistrat zu machen. Hiedurch sollte demselben einerseits eine
wirksame Handhabe zur Überwachung der Anzeigepflicht seitens der Betriebsunternehmer
geboten, anderseits ein verlässliches Substrat für die etwa nothwendige cvmmissionelle
Erhebung geliefert werden. Dem erwähnten Ersuchen wurde seitens der k. k. Polizei¬
direction mit aller Bereitwilligkeit entsprochen.

Hiemit konnten die Vorarbeiten für die Durchführung des Arbciter-Unfall-
vcrsichcrnngsgesetzes, insoweit hiebei die Dichtigkeit des Magistrates in Betracht kommt
als abgeschlossen bezeichnet werden.

Mit 1. November 1889 haben die territorialen Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten
ihre Versicherungsthätigkeitbegonnen. Die erste Beitragsperiode umfasste die Monate
November und December 1889.

Über Ersuchen der Arbeiter-Unfallversichernngsanstaltfür Niederösterreich in Wien
hat der Magistrat mittels Kundmachung vom 31. December 1889 , Z . 442 .601 die
Unternehmer unfallversicherungspflichtigerBetriebe auf die ihnen gemäß K 21 des
Gesetzes obliegende Verpflichtung zur Einsendung der Prämienberechnnngen und Ver¬
sicherungsbeiträgeaufmerksam gemacht.

Auf Grund eines Antrages des Gewerbeausschusses des Abgeordnetenhauses
wurde in das Uufallversicherungsgesetz ein Paragraph (Z 58) ausgenommen, welcher
die facultative Bildung von auf dem Principe der Berufsgenossenschaftaufgebauten
Versicherungsanstaltenbehandelt.

Wenn sich nämlich mehrere Unternehmer uufallversicheruugspflichtiger Betriebe zu
dem Zwecke vereinigen, um die im Gesetze vorgeschriebene Unfallversicherung durch
Errichtung einer besonderen Versicherungsanstalt selbst zu bewirken, so kann die
Bewilligung hiezu vom k. k. Ministerium des Juuern unter gewissen, ttzeils formellen,
theils materiellen Voraussetzungenertheilt werden.
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Bisher wurde nur eine bernfsgenossenschaftliche Unfallversichernngsanstalt, und
zwar die der österreichischen Eisenbahnen zugelassen, deren Wirksamkeit sich auf das
ganze Gebiet der iin Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder erstreckt.

Die Bewilligung zur Errichtung dieses Versichernngsinstitnteswurde mit dem an
die k. k. Generaldireetivn der österreichischen Eisenbahnen gerichteten Erlasse des
k. k. Ministeriums des Innern vom 18. September 1889 , Z. 16.992 ertheilt. Die
cvnstitnierende Bersammlnng dieser Versicherungsanstalt hat am 18. December 1889
stattgefunden.

Mit der Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern vom 29. Mai 1890,
R . G. Bl . Nr . 95 wurden Bestimmungen erlassen, betreffend die Ausübung der
Staatsaufsicht über die bernfsgenossenschaftliche Unfallversichernngsanstalt der öster¬
reichischen Eisenbahnen, und zwar wurden die Organe der Staatsaufsicht folgendermaßen
festgestellt.

In versichernngstechnischen Fragen und in Bezug auf den Beitragstarif untersteht
die Anstalt dem k. k. Ministerium des Innern , in allen sonstigen Beziehungen der
k. k. Generalinspection der Eisenbahnen und in zweiter und letzter Instanz dem
k. k. Handelsministerium.

Die Zuständigkeit der politischen Landesbehörden und des k. k. Ministeriums des
Innern zur Entscheidung über die Versicherungs- und Beitragspflicht(tz 18 des Gesetzes)
wird hiedurch nicht berührt.

' Die Stellung der politischen Behörden I . Instanz gegenüber dieser Versicherungs¬
anstalt ist zum Theile dieselbe, wie jene gegenüber den territorialen Unfallversichernngs-
anstalten; insbesondere sind diese Behörden auch zur Vornahme jener Unfallserhebnngen
berufen, welche die bernfsgenossenschaftliche Unfallversicherungsanstalt betreffen.

Was die Thätigkeit des Magistrates ans dem Gebiete der Arbeiter-Unfallversiche¬
rung nach dem Eintritte der vollen Wirksamkeit des Gesetzes anbelangt, so wurde
dieselbe hauptsächlich durch die Bewältigung der nachstehend bezeichneten Aufgaben in
Anspruch genommen.

1. Mitwirkung bei der Festsetzung und Evidenzhaltung der nnfallversicherungs-
pflichtigen Betriebe;

2. Entgegennahmeder Unfallsanzeigen, Übermittlung derselben an die betreffende
Unfallversicherungsnnstalt und Vornahme der Unfallserhebungen;

3. Strafamtshandlnngen wegen Übertretung des Unfallversichernngsgesetzes;
4. Einhebung rückständiger Versicherungsbeiträgeund
5. Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über

die Berechnung und Zurückbehaltungder den letzteren zur Last fallenden Prämiengnotcn.
1. Wie bereits früher erwähnt wurde, hatten die Unternehmer von nnsall-

versicherungspflichtigen Betrieben die Anzeige von dem Bestände derselben bis 1. Sep¬
tember 1889 im Wege der politischen Behörden I. Instanz an die Unfallversicherungs¬
anstalt zu erstatten.

Jeder nach diesem Zeitpunkte neu begonnene Betrieb ist binnen 14 Tagen nach
der Betriebsöffnung anzumelden, ebenso ist der Wechsel in der Person des Unternehmers
binnen derselben Frist anzuzeigen.

Tritt in dem Gegenstände oder in der Art eines versicherungspflichtigen Betriebes
eine Änderung ein, welche für die Versicherungspflichtigkeit, für die Einreihung in die

44*
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Gefahrenklasse vder in den Procentsatz einer Gefahrenclasse von Bedeutung sein kann,
so ist ebenso wie bei der Einstellung eines versicherungspflichtigen Betriebes die Anzeige
seitens des Unternehmers an die Arbeiter -Uusallversicherungsanstalt zu machen.

Tie politischen Behörden I . Instanz sind hiebei zur Mitwirkung insoferne berufen,
als 8 50 des Unfallversichernngsgesetzes dieselben verpflichtet , den Versicherungsanstalten
unaufgefordert alle Mittheilnngen znkommen zu lassen , welche für den Geschäftsbetrieb
derselben von Wichtigkeit sein können ; insbesondere haben diese Behörden über die in
ihrem Sprengel neu eröffneten Versicherungspflichtigen Betriebe die Mittheilnng an die

Versicherungsanstalt zu machen . Anderseits ist wieder die Unfallversichernngsanstalt
gehalten , die erfolgte Eintragung von Mitgliedern in den Anstaltscataster , ebenso wie
deren Löschung im Falle des Anshörens der Versicherungspflicht des Betriebes durch
die periodisch zu übermittelnden Verändernngsansweise den politischen Behörden
I . Instanz zur Kenntnis zu bringen.

Dem Magistrate oblag nun die Evidenzhaltnng dieser Catasterauszüge behufs
fortdauernder Cvntrole der Erfüllung der Versichernngspflicht seitens der Unternehmer
versicherungspflichtiger Betriebe.

Dies erforderte die Anlage eines besonderen Catasters für die uusallversicherungs-
pflichtigen Betriebe . Jedes Catasterblatt enthält folgende Rubriken : 1 . Name (Firma)
des Unternehmers ; 2 . Gegenstand des Betriebes ; 3 . Ort des Betriebes ; 4 . Zeitpunkt
der Betriebseröffnnng und 5 . Titel der Versichernngspflicht.

Die Zahl der eincatastrierten Betriebe betrug im Jahre 1889 : 1223 , 1890 : 1439,
1891 : 1780 , 1892 : 3546 und 1893 : 4158.

7 .̂6 2 . Die regelmäßige Voraussetzung für die Feststellung der Versichernngsansprüche
bildet ein Vorverfahren , welches sich ans der Unfallsauzeige und aus der Unsalls-
erhebnng znsammensetzt.

In diesem Verfahren ist den politischen Behörden I . Instanz eine bedeutende
Rolle zugewiesen.

Die Uufallsnuzeigen sind vom Betriebsnnternehmer binnen fünf Tagen nach dem
Unfälle in zwei Parien bei der politischen Bezirksbehörde zu erstatten . Diese behält ein
Parc der Unfallsanzeige zum eigenen Amtsgebranche , übermittelt das zweite Parc
an die betreffende (territoriale oder berufsgenossenschaftliche ) Unfallversicherungsanstalt
und verständigt überdies den Gewerbeinspeetvr durch Übermittlung einer Abschrift der
Anzeige von dem Unfälle.

Tie Unfallserhebung wird im Sinne des 8 81 des Gesetzes nur bezüglich jener
Unfälle vorgenomme » , welche den Tod vder eine mehr als vierwöchentliche Erwerbs¬
unfähigkeit des Verletzten zur Folge haben , da nur in diesen Fällen eine Entschädigungs-
Pflicht für die Unfallversicherungsanstalt eintritt.

Wenn schon ans der Unfallsanzeige das Vorhandensein dieser Voraussetzungen
zu entnehmen ist , wird seitens des Magistrates unverzüglich nach Einlangen der Unfalls¬
anzeige die Unfnllserhebnng vorgenomme » . Ist dieses nicht der Fall , so wird unmittelbar
nach Ablauf der vierwöchentlichen Carenzzeit die Krankencasse , welcher die verletzte
Person angehört , um die Mittheilung ersucht , ob diese über die bezeichnet «: Frist hinaus
im Heilverfahren sich befindet . Zutreffendenfalls wird daun die Unfallserhebuug nachträglich
vorgenommcn.

Von jeder Unfallserhebung wird die Unfallversicherungoanstalt und der Gewerbe-
inspcetvr verständigt.
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Die erste Unfallsanzeige wurde beim Magistrate am 4 . Nvvember 1889 erstattet.

Die Zahl der Unfallsanzeigen bezifferte sich im Jahre . 1889 mit 127 , 1890

mit 1777 , 1891 mit 2755 , 1892 mit 4965 und 1893 mit 7534 ; hievon gaben zu

einer Unfallserhebung Anlass im Jahre 1889 : 55 , 1890 : 794 , 1891 : 1073 , 1892:
1624 und 1893 : 1768.

7 .̂6 3 . Bei der Neuheit der gesetzlichen Bestimmungen über die Unfallversicherung

kann es nicht Wunder nehmen , dass zumal in den ersten Jahren der Wirksamkeit des

Gesetzes zahlreiche Übertretungen desselben zu ahnden waren , insbesondere wegen ver¬

späteter Betriebsanmeldung und unterlassener Erstattung von Unfallsanzeigen.

Das relativ größte Contingent zu den Strafamtshandlnngen wegen Unterlassung

der Unfallanzeigen lieferten die Baugewerbe , eine Erscheinung , die in der bei diesen

Gelverben vorkommendeu Arbeiterfluctnation nur znm Theile ihre Erklärung findet.

^ .6 4 . Nachdem den territorialen Unfallversichernngsnnstalten bezüglich der rück¬

ständigen Versicherungsbeiträge das Recht ans die Eintreibung derselben durch die Ver¬

waltungsbehörden eingeräumt ist, kam der Magistrat in zahlreichen Fällen in die

Lage , diesfalls amtSznhandelii.

7 .̂6 5 . Die Arbeitgeber sind gegenüber den Versicherungsanstalten verpflichtet , die

Versicherungsbeiträge in itzrem ganzen Umfange , also auch jenen Beitrag zu entrichten,

welcher eigentlich den versicherten Arbeitern zur Last fällt.

Um nun diesen Theil der Beitragslast hereinbringeu zu können , räumt das Gesetz

dem Arbeitgeber das Recht der Anrechnung und Zurückbehaltung ein.

In Gemäßheit des Z 22 des Gesetzes hat die Anrechnung und Zurückbehaltung der

den Versicherten zur Last fallenden Quoten des an die Unfallversicherungs -Anstalt zu

entrichtenden Versicherungsbeitrages bei den im Laufe der statutenmäßigen Beitrags-

Periode stattfindenden Lohn - und Gehaltszahlungen ans Grund einer vom Betriebs-

nnternehmer zu verfassenden , den Versicherten bekannt zu gebenden Berechnung zu erfolgen.

In welcher Weise diese Bekanntmachung zu erfolgen hat , bestimmt die Verordnung

des k. k. Ministers des Innern vom 4 . Mai 1890 , R . G . Bl . Nr . 75.

Über Beschwerden gegen diese Berechnung entscheidet die politische Bezirksbehördc.

Von den in den Jahren 1889 1893 erflossenen Verordnungen , Erlässen und

Entscheidungen normativen Charakters , welche nicht schon im Vorstehenden erwähnt

erscheinen , sollen hier noch folgende hervvrgehoben werden:
1 . Der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 6 . März 1889 , Z . 4364 , betreffend

die Beeidigung der besoldeten Beamten der Arbeiter llnfallversichernngsanstalten und Bezirks-

krnnkencassen;
2 . die Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Justiz¬

ministerium vom 10 . April 1889 , R . G . Bl . Nr . 47 , womit nähere Bestimmungen über die Schieds¬

gerichte der Arbeiter - llnfallversichernngsanstalten getroffen werden;
3 . der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 19 . Juni 1889 , Z . 11 .689 , betreffend

die Beeidigung der Beauftragten der Arbeiter - llnfallversichernngsanstalten;
4 . der Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 29 . November 1889 , Z . 71 .031 , betreffend

die Verständigung der k. k. Gewerbeinspectoren von Vvrgekvmmenen Betriebsunfällen;

3 . der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 2 . Tecember 1889 , Z . 21 .077,

betreffend die Unzulässigkeit der freiwilligen Versicherung bei einer nach 8 9 des Unfall -Versichernngs-

gesetzes errichteten llnfallversicherungsanstalt;
6 . der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . März 1890 , Z . 2676 , betreffend

die Ilnsallversichernngspflicht der bei nicht autorisierten Architekten vediensteten Bantechniker;
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7. der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 17. November 1890 , Z. 20.493 , mit
welchem in theilweiser Abänderung des obenerwähnten Ministerialerlasses vom 8. Oktober 1889,
Z. 19.175 , angeordnet wurde , dass in Hinkunft die Protokolle über die Unfallserhebnngen in der
Regel  im Original an die Ilnfallversicherungsanstalten zu übermitteln sind;

8. der Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 21. Jänner 1891 , Z . 69 .580 , betreffend die
Eompetenz der Ilnfallversicherungsanstalten zur Entscheidung über das Vorhandensein von Betriebs¬
unfällen;

9. der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 4. März 1891 , Z. 360 , betreffend
die Unsallversichernngspflicht der Lehrwerkstätten an gewerblichen Lehranstalten beim Vorhandensein
der Voraussetzungen des dritten Absatzes des Z 1 des Unfallversicherungsgesetzes;

10. die Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 9. December 1891 , Z. 14.393,
betreffend die Einreihung der an eine im Grunde des A 9 des Unfallversicherungsgesetzes errichtete
Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt zu entrichtenden Mitgliedsbeiträge in die erste Glänbigerelnsse
im Eonenrsverfahren;

11. der Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 11. März 1892 , Z . 19.572 , betreffend
die Verjährung der Übertretungen des Unfallversicherungsgesetzes;

12. der Erlass des k. k. Ministeriums für Enltns und Unterricht vom 29 . Juli 1892,
Z . 4715 , betreffend die Durchführung der Unfallversicherung bei den Lehrwerkstätten der gewerblichen
Unterrichtsanstalten;

13. der Erlass desselben k. k. Ministeriums vom 13. Jänner 1893, Z. 3009 , betreffend die
Ausdehnung der Unfallversicherung auf die zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung und des
Unterrichtes bestimmten Laboratorien der Hochschulen und anderer Lehranstalten;

14. der Erlass der k. k. n.-v. Statthalterei vom 23 . November 1893 , Z . 80 .734 , betreffend
die Verpflichtung der politische» Behörden I . Instanz zur schriftlichen  Ausfertigung der auf
Grund des Unfallversicherungsgesetzes gefällten Straferkenntnisse.

b) Krankenversicherung.

Die Institute , welche in Gemäßheit der Bestimmungen des Gesetzes vom 30 . März
1888 , R . G . Bl . Nr . 33 , betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter , berufen
erscheinen, als Träger der Krankenversicherung zu fungieren , sind nach H 11 des Gesetzes
folgende : 1 . Die Bezirkskrankencassen , 2 . die Betriebskrankencassen , 3 . die Baukrnukeu-
cassen, 4 . die Genossenschafts -Krankencassen , 5 . die Bruderladen , 6 . die Vereins-
krankencassen.

Diese Krankeucassen wurden zum Theil durch das Gesetz ueugeschaffen lBezirks-
kraukencassen und Bankraukeucassen ) , zum Theile beruhen sie auf anderer gesetzlicher
Grundlage (Gewerbeordnung , Berggesetz , Bereinsgesetz ) .

Die Einwirkung des Krankenversicherungs -Gesetzes auf die bereits bestehenden,
der Krankenfürsorge gewidmeten Institutionen äußerte sich darin , dass diese genöthigt
waren , ihre innere Einrichtung den Bestimmungen des Gesetzes anznpassen , wenn anders
sie als gleichberechtigte Träger der Krankenversicherung gelten wollten.

Von den hier aufgezählten Krankeucassen kommen die Bruderladen für die
Stadt Wien überhaupt nicht in Betracht ; auch Baukrankencassen wurden i» dem
Zeiträume , welchen der vorliegende Verwaltungsbericht umfasst , in Wien nicht ins
Leben gerufen.

Was die Bereinskrankencassen anbelangt , so besagt Z 60 des Arbeiter-
Krankenversicherungs -Gesetzes , dass diese Cossen der Staatsaufsicht durch die politischen
Behörden I. Instanz unterliegen.
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Diese Gesetzesbestimmung wurde mit dem Erlasse des k. k. Ministeriums des
Innern vom 3. Februar 1890, Z . 1375 dahin interpretiert, dass zur Übung der
Staatsaufsicht über die nach dem Krankenversicherungs-Gesetze eingerichteten Vereins-
krankencassen, welche in Wien ihren Sitz haben, die k. k, Polizeidirection in Wien
berufen erscheine.

Über eine hierauf bezügliche Anfrage wurde dem Magistrate seitens der k. k. n.-ö.
Statthalterei unterm 30. Juni 1890, Z. 38.802 des weiteren eröffnet, dass der
Magistrat lediglich die Einholung und Sammlung der seitens der bezeichneten Cassen
gemäß 8 72 des Krankenversicherungs-Gesetzes alljährlich zu liefernden statistischen Nach¬
weisungen zu veranlassen habe.

Hiemit erscheint die Competenz des Magistrates den bezeichneten Cassen gegen¬
über erschöpft.

Es sei hier darum auch nur bemerkt, dass sich die Zahl der nach dem Kranken¬
versicherungs-Gesetze eingerichteten Bereius-Krankencassen im Wiener Gemeindegebiete mit
Ende der Berichtsperiode auf 5 belief.

Unter ihnen befindet sich die allgemeine Arbeiter-Kranken- und Unterstützuugscasse,
welche, was die Zahl der versicherten Mitglieder anbelangt, die erste Stellung unter
allen Krankencasseu des Reiches einnimmt und deren Organisation einer ganzen Reihe
von freien Cassen als Vorbild gedient hat.

Die Genossenschafts -Krankencassen wurden bereits im Abschnitte„Gewerbe¬
wesen" besprochen. Bezüglich der Betriebs -Krankencassen ist zu bemerken, dass sich
die Umgestaltung der zur Umbildung nach dem Krankenversicherungs-Gesetze verpflichteten
Betriebs-Krankencassen in den Jahren 1889 und 1890 vollzog. Damals konstituierten
sich sieben solche Cassen; durch die Einbeziehung der Vororte stieg die Zahl derselben
auf 14; infolge Auflösung einer dieser Cassen waren mit Ablauf der Berichtsperivde
13 Betriebs-Krankencassen im Wiener Gemeindegebieteactiviert.

Bei mehreren von diesen Cassen zeigten die krankenstatistischen Nachweise des
Jahres 1892 keine günstigen Morbilitätsverhältnisse, daher sich der Magistrat veranlasst
sah, den Ursachen dieser Erscheinung nachzugehen. Die Besprechung der zutreffenden
Assanierungsmaßregelu muss dem Berichte des kommenden Jahres Vorbehalten
bleiben.

Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 20. Mürz 1893,
(Statthalterei -Erlass vom 31. März 1893) sind zur Ergänzung der die Errichtung und
Thätigkeit der nach dem Krankenversicherungs-Gesetze eingerichteten Krankencassenbetreffenden
Berichte, sowie der statistischen Nachweise besondere Ausweise über die Errichtung von
Betriebs-Krankencassen auf Grund des 8 43 dieses Gesetzes (wegen besonderer Krankheits¬
gefühls beiznbringen und für jedes Kalenderjahr nach Ablauf desselben vorzulegen.

Unter sämmtlichen Cassen, welche für die Durchführung der Arbeiter-Kranken¬
versicherung in Betracht kommen, nehmen die Bezirkskrankencassen die hervor¬
ragendste Stelle ein, indem sie von gesetzeswegen überall dort als Versicherungsträger
auftreten, wo nicht kraft einer Rechtsnothwendigkeit oder eines freien Willensactes ein
anderes Institut zur Krankenversicherung berufen erscheint.

Die bevorzugte Stellung der Bezirkskrankencassen kommt schon darin zum Aus¬
drucke, dass ihre Errichtung auf Grund eines Actes der Staatsgewalt erfolgt.
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Die Bezirkskrankencasse» sind von der Staatsverwaltung auf territorialer Grund¬
lage ins Leben zu rufen.

Im Sinne des van der k. k. n.-ö. Statthalterei entworfenen Srganisations-
planes war für das Gemeindegebiet der Stadt Wien eine  Bezirkskrankencasse zu
errichten.

Wie bereits in dem Berwaltnngsberichte für das Jahr 1888 erwähnt ist, hat
der Magistrat nach Anhörung von Vertrauensmännern das Statut für die in Wien
zu errichtende Bezirkskrankencasse ansgcarbeitct und mit dem Berichte vom 20 . December
1888 , Z. 373 .374 der k. k. n.-v. Statthaltcrei zur Genehmigung vorgelegt.

Eine der wesentlichsten Voraussetzungen, nicht bloß für die Activiernng der
Bezirkskrankencasse, sondern auch für die Durchführung der Krankenversicherung über¬
haupt, war die im K 7 des Krankenversichernngsgesetzes vorgesehene Festsetzung des
bezirksüblichen Taglvhnes. s

Die Grundsätze, welche bei dieser Festsetzung für den Magistrat maßgebend
waren, sowie die Lohnsätze selbst sind in dem bezogenen Berwaltnngsberichte
angegeben.

Nachdem der Magistrat zur Kenntnis gelangt war, dass seitens einzelner
t. k.Bezirkshanptmannschaften der übliche Taglohn für die an Wien unmittelbar angrenzenden
Vororte in wesentlich abweichender Weise festgesetzt worden war, sah sich derselbe bei
dem Umstande, als diese Verschiedenheit der Festsetzung bei der Durchführung des
Krankcnversichernngsgesetzes, insbesondere bei der Anwendung desselben ans die
Genosscnschaftskrankeiicassen große Schwierigkeiten bereiten musste, veranlasst, mit dem
Berichte vom 9. Jänner 1889, Z . 7191 die Aufmerksamkeit der k. k. n.-ö. Statthalters
auf diesen Umstand zu lenken und um Abhilfe in dieser Richtung zu ersuchen.

Die k. k. n.-ö. Statthalterei , welche diese Abweichung in der Festsetzung des
üblichen Taglohncs überdies auch bei der Prüfung der Vvrgelcgten Bezirkskrankencasse-
Statntcnentwürfe gewahr wurde, hat unter Bezugnahme auf den erwähnten Bericht
mit Erlass vom 19. Jänner 1889, Z . 71.053 den am 20 . December 1888 vorge¬
legten Statutenentwnrf für die Wiener Bezirkskrankencasse dem Magistrate mit dem
Aufträge znrückgestellt, mit den k. k. Bezirkshanptmannschaften Hernals und Sechshans,
an welche die gleiche Aufforderung ergieng, „auf das angelegentlichste sich ins Ein¬
vernehmen zu setzen, um die thnnlichste Annäherung und Gleichförmigkeit der gegen¬
seitigen Lvhnfestsctznngen zu erzielen."

Diesem Aufträge entsprechend setzte sich der Magistrat mit de» k. k. Bezirkshanpt¬
mannschaften Hernals und Sechshans ins Einvernehmen und lud dieselben zu
einer Berathung ein, welche am 29. Jänner 1889 im Neuen Wiener Rnthhansc
stattfand.

Diese Berathung führte nach eingehender Erörterung aller maßgebenden Verhält-
nisse zu dem erfreulichen Resultate, dass sich die Vertreter der beiden k. k. Bezirks-
hanptmannschaften in Würdigung der vom Magistrate geltend gemachten Gründe dem
vom letzteren eingenommenen Standpunkte ohne jeden Vorbehalt anschlossen, insoweit
cs sich um die Festsetzung des üblichen Taglohnes an sich und nicht schon um die Ver¬
wertung desselben für die Statuten der einzelnen in Frage kommenden Bezirkskranken-
cassen handelte.
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Ausschlaggebend für die diesfällige Entschließung der Vertreter der genannten
k. k. Bezirkshauptmannschaften war, abgesehen von den zahlreichen Wechselbeziehungen,
welche zwischen den Krankencassenbenachbarter Gerichtsbezirke nothwendig eintreten
müssen, insbesondere der Umstand, dass die Wirksamkeit der Wiener Genossenschafts
Krankencassen auch in die Amtsbezirke der beiden k. k. Bezirkshauptmannschaften hinüber¬
greift und eS sonach znm mindesten-misslich Ivärc, je nach dem Arbeitsorte des Ver¬
sicherten die Krankenversicherungin einer und derselben Genossenschafts-Krankencasse
hinsichtlich der Höhe der Beiträge und des Ausmaßes der Unterstützungen verschieden
zu stellen.

Nachdem die Vertreter der k. k. Bezirkshauptmannschaften überdies im Laufe der
Besprechung die Überzeugung gewannen, dass das vom Magistrate bei Festsetzung der
Lohnsätze befolgte System, sowie die Lohnsätze selbst in den thatsächlichen Verhältnissen
ihre volle Begründung haben, wurde die gewünschte Übereinstimmung der betheiligten
Behörden in der Weise tatsächlich erzielt, dass der vom Magistrate festgesetzte übliche
Taglvhn nnd die behufs Bestimmung desselben angenommenen Arbeiter-Kategorien von
allen Betheiligte» acceptiert nnd damit die für »nmittelbar aneinander grenzende Gerichts¬
bezirke nothwendige Gleichheit des üblichen TnglohneS nach jeder Richtung hin herge¬
stellt wurde.

Mit Rücksicht auf dieses Ergebnis der Berathung war der Biagistrat der Roth
Wendigkeit enthoben, in dem am 20. December 1888 vorgelegten Statute für die in
Wien zu errichtende Bezirkskrankencasse irgend welche Veränderung vorzunehmen, daher
dasselbe am 2. Februar 1889 unverändert wieder vorgelegt wurde.

Die Genehmigung des Statutes erfolgte mit dem Erlasse der k. k. n.-ö. Statt¬
halterei vom 15. Februar 1889 , Z . 6932.

Nachdem die Statuten sämmtlicher in Niederösterreich zu errichtenden Bezirks-
kankencassen seitens der k. k. n.-ö. Statthalterei genehmigt worden waren, wurden
mit Kundmachung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 2. März 1889, Z . 12.412 die
Stelle nnd die Frist für die Anmeldungen der nach dem Gesetze vom 30. März 1888,
R. G. Bl . Sir. 33 der Krankenversicherungdurch die Bezirkskrankencasse» unter¬
liegenden Personen bekannt gegeben.

Hiemit wurde verordnet, dass alle Betriebsnntcrnehmer die von ihnen beschäftigten
versichernngspflichtigen Personen (Betriebsbeamte, Arbeiter, Lehrlinge w.), die nicht bei
einer der im 8 11 des Krankenversicherungsgesetzes bezeichneten Lassen in der in diesem
Gesetze vvrgeschriebenen Art nnd Höhe gegen Krankheit versichert sind, bis längstens
l . April 1889 bei der politischen Behörde I . Instanz anzumelden haben.

Erfolgte vor dem 1. April 1889 der Austritt einer bereits nngemeldeten Person
aus ihrer der Anmeldung zugrunde gelegenen Beschäftigung oder der Eintritt derselben
in eine andere der im Z 11 des Gesetzes bezeichneten Lassen, so war noch vor
Ablauf dieses Termines an dieselbe Stelle die Abmeldung zu erstatte».

Sämmtliche hier in Rede stehenden An- und Abmeldungen waren auch nach dem
1. April 1889 nnd zwar insolange an die politischen Behörden I. Instanz zu richten,
bis nicht von denselben selbst bekannt gegeben würde, an welcher Stelle und in welcher
Form diese Meldungen fortab zu erfolgen haben.
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Jntimicrt wurde diese Kundmachung dem Magistrate mit Erlass der k. k. n.-v. Statt¬
haltern vom 10. März 1889, Z . 12.412.

Mit diesem Erlasse wurden dem Magistrate zugleich Weisungen ertheilt in Betreff
der Bararbeiten für die Cvnstituieruug der in Wien zu errichtenden Bezirkskrankencasse,
wvbei darauf hingewiesen wurde, dass die Evnstitiziernng derselben bis Ende April 1889
vollzogen sein müsse. Der Magistrat wurde angewiesen, unmittelbar nach Abschluss der
Anmeldefrist ll . April 1889) ahne eine neuerliche Weisung abzuwarte», die zur Con-
stitniernng der Easse erforderlichen Wahlen unter Zugrundelegung und »ach Prüfung der
eingelangten Anmeldungen einznleiten und dnrchzuführen.

Diese Action hatte sich im Sinne der genehmigten Cassenstatnten zu bewegen.
Schließlich wurde der Magistrat auch anfgefvrdert, die Vorbereitungen für die innere
Einrichtung der Cassc auf das angelegentlichstezu betreiben, wobei die Erwartung
ausgesprochen wurde, dass der Magistrat „es sich eifrigst werde angelegen sein lassen,
die anstandslose Aufnahme der für den 1. Mai 1889 in Aussicht genommenen Wirksamkeit
der Easse zu sichern und dem jungen Institute mit nachdrücklicher Unterstützung über
die ersten Schwierigkeitenhinwegzuhelfen".

Den erhaltenen Aufträgen entsprechend ließ der Magistrat 12.000 Exemplare
der erwähnten Kundmachung in Placatform drucken und in allen Bezirken Wiens
affigieren.

Zugleich wurde die Knndmachnng mit einem die Bestimmungen derselben erläuternden
Decrete sämmtlichen Wiener Gewerbegenossenschaften und den dem Magistrate bekannten
Unternehmern von Betrieben mit mehr als 20 in denselben beschäftigten Personen
zugestellt.

Wiewohl diese Maßnahmen sofort nach Herablangen des Statthaltereierlasses
getroffen wurden, war es doch von vornherein klar, dass auf eine auch »nr annähernd
vollständige Anmeldung der Versicherungspflichtigen Personen innerhalb des gestellten
Termins nicht zu rechnen sei, auf welchen Umstand der Magistrat in dem am 25. März
1889 an die k. k. n.-ö. Statthalterei erstatteten Berichte über den Fortgang der
Anmeldungen zur Bezirkskrankencasse aufmerksam machte.

In der That waren bis 25. März 1889 — dem Zeitpunkt der Erstattung des
erwähnten Berichtes — erst von 25 Betriebsnnternehmern 706 versichernngspftichtige
Personen angemeldet.

Vom 26. März 1889 an liefen die Anmeldungen in größerer Zahl ein, so zwar,
dass an manchen Tagen mehr als 500 Betriebsunternehmer ihrer Anmeldepflicht
entsprachen.

Als Abschlusstag für die Anmeldungen wurde seitens des Magistrates der
6. April 1889 insoferne angenommen, als bei der Berechnung der Zahl der auf die
einzelnen Bezirke entfallenden Delegierten der Cassemitglieder, beziehungsweise Vertreter
der Arbeitgeber für die Generalversammlung nur jene Anmeldungen berücksichtigt
wurden, welche bis zu diesem Zeitpunkt eingebracht worden waren. Der Grund, warum
nicht der 1. April 1889 als Abschlusstag angenommen wurde, lag darin, dass, wenn
bloß die bis zu diesem Tage erstatteten Anmeldungen in Rechnung gezogen worden
wären, das Ergebnis der auf Grund dieser Anmeldungen vorgenommenen Repartition
ein ganz zufälliges, mit den thatsüchlichen Verhältnissen nicht in Übereinstimmung
befindliches gewesen wäre.
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Bis 6. April 1889 wurden van 3520 Arbeitgebern 22.678 versichernngspflichtige
Personen angemeldet. Nach Ausscheidung der Minderjährigen betrug die Zahl der
wahlberechtigten Casseniitgliedcr12.864.

In Gemäsiheit des für die Wiener Bezirkskrankencasse errichteten Statutes hat
die Generalversammlungdieser Cassa zu bestehen ans : n) 100 von den eigenberechtigten
Cassemitgliedern auf die Dauer van 2 Jahren gewählten Delegierten; b) 50 von den
Arbeitgebern, welche versichernngspflichtige Mitglieder der Bezirkskrankeneassabeschäftigen,
ans die Dauer von 2 Jahren gewählten Vertretern.

Sowohl die Delegierten der Cassemitglieder, als auch die Vertreter der Arbeit¬
geber werden nach Gemeindebezirken gewählt. Tie Zahl der von jedem einzelnen
Bezirke zu wählenden Delegierten der Cassemitglieder wird nach dem Verhältnisse
der in jedem Bezirke beschäftigten Cassemitglieder zu der Gesammtzahl der Delegierten
und in gleicher Weise die Zahl der Vertreter der Arbeitgeber nach den Verhältnissen
der in jedem Bezirke vorhandenen Arbeitgeber zur Gesammtzahl der Vertreter
bestimmt.

Die
Weise:

Anmeldungen vertheilen sich auf die einzelnen Bezirke in nachstehender

Bezirk Arbeitgeber Cassemitglieder
Wahlberechtigte
Cassemitglieder

I . . . . 809 5 .983 4 .127
II . . . . 370 2 .198 1.182

III . . . . 311 2 .041 1.199
IV . . . . 206 1.410 791
V . . . . 257 1.666 879

VI . . . . 365 2 .530 1.163
VII . . . . 585 4 .211 2 .255

VIII . . . 219 749 283
IX . . . . 245 1.277 643
X . . . . 153 613 342

im ganzen . . 3520 22 .678 12 .864

Es waren sohin zu wählen:
Vertreter Delegierte

im Bezirke der Arbeitgeber der Cassemitglieder
I . 12 26

II . 5 10
III . 4 9
IV . 3 6
V . 4 7

VI . 5 11
VII . 8 19
VII . 3 3
IX . 4 6
X . 2 3

. 50 100cm ganzen
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Zur Vornahme der Wahl der Delegierten der Cassenmitglieder wurde der
21 . April , für die Wahlen der Vertreter der Arbeitgeber aber der 24 . April 1889
bestimmt.

Die Durchführung der Wahlen oblag einer vom Magistrate sür jeden Bezirk
ernannten Wahlcommission , welcher auch je zwei Vertrauensmänner der Wahlberechtigten
angehörten . Die Wahlen vollzogen sich unter sehr schwacher Betheilignng der Wähler.
Bei denselben sind 122 Personen ans dem Stande der Arbeitgeber und 1693 aus
dem Stande der Versicherte » erschienen . Sümmtliche Gewählte haben die ans sie
gesallcne Wahl angenommen nnd erhielten vom Magistrate zu ihrer Legitimation im
Sinne des 8 29 des Statutes ein Wahlecrtificat.

Mittlerweile wurde dem Magistrate mit Erlass der k. k. n .- ö. Statthalterei vom
23 . April 1889 , Z . 22 .783 zur stenntnis gebracht , dass , wenngleich die Vorarbeiten
sür die Aktivierung der Krankenversicherung weit vorgeschritten waren , seitens des
k. k. Ministeriums des Inner » gleichwohl an dem bis dahin für den 1. Mai 1889 in
Aussicht genommenen Termine des Beginnes der Wirksamkeit der Krankenversicherung
nicht festgehalten und im Interesse der Fnnctionsfähigkeit der Krankencassen eine weitere
Frist eingeränmt werde . Zugleich wurde der Magistrat beauftragt , sich darüber zu
äußern , sür welchen Zeitpunkt die volle Fnnctionsfähigkeit der Easse in Aussicht
genommen werden könne . Hiedurch war es möglich , den Vorbereitungen für
die Vorstandswahlen der Bezirkskrankencasse die entsprechende Aufmerksamkeit
znzuwendcn.

Der Magistrat musste vor allem sein Augenmerk darauf richten , dass in
den Vorstand der Bezirkskrankencasse nnd insbesondere an die Spitze desselben
solche Personen berufen werden , von denen vermöge der ihnen eigenen Erfahrung
nnd Geschüftskenntnis ein gedeihliches nnd ersprießliches Wirken erwartet werden
konnte.

Unter Beobachtung der im Cassestatute vorgesehenen Modalitäten wurde die
constitnicrcnde Generalversammlung der Bezirkskrankencasse für den 15 . Mai 1889
einberufen nnd auf die Tagesordnung derselben folgende Gegenstände gestellt : 1 . Wahl
des achtzchngliedrigen Vorstandes ; 2 . Wahl des Überwachnngsansschusses ; 3 . Wahl des
Schiedsgerichtes.

Die Generalversammlung fand in der BolkShalle des neuen Rathhanses statt.
Von den 50 Vertretern der Arbeitgeber waren 35 theils persönlich , theils durch
Bevollmächtigte erschienen ; von den 100 Delegierten der Cassemitglieder nahmen
92 an der Generalversammlung theil.

Sämmtliche Gewählte haben die auf sie gefallene Wahl angenommen.
Am 21 . Mai 1889 trat der neugewählte Vorstand über Einladung des

Magistrates zu seiner ersten Sitzung zusammen , bei welcher in Anwesenheit von
17 Vorstandsmitgliedern die Wahl des Vorstandsobmannes und seines Stellvertreters
vorgenommen wurde.

Mit diesen Wahlen war die Constitniernng der Bezirkskrankencasse voll¬
zogen.

In derselben Sitzung des Vorstandes wurde auch ein fünfgliedriges Comit6
gewählt , welches wegen Aufnahme eines Casselocales , Acquiriernng von Arbeitskräften
u . dergl . die erforderlichen Veranlassungen zu treffen hatte.
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Diesem Comits ist über Wunsch des Vorstandes auch der Magistratsreferent für
Krankenversicherung beigetreten.

Da die Bezirkskrankencasse vor dem Zeitpunkte des Beginnes der Krankenver¬

sicherung auf den Eingang von Cassebeiträgen nicht rechnen konnte , anderseits aber
mit den Arbeiten für die innere Einrichtung unverzüglich begonnen werden musste und
da im Gesetze keine Andeutung darüber enthalten ist , wie die Mittel für die erste
Einrichtung der Bezirkskrankencasse aufgebracht werden sollen , hat sich der Vorstand der
Wiener Bezirkskrankencasse über Vorschlag des Cvmites an den Gemeinderath um
Gewährung eines unverzinslichen Darlehens in der Höhe von 2000 fl . gewendet , welchem
Gesuche über Befürwortung des Magistrates auch Folge gegeben worden ist.

Da weiters auch Geldmittel zu Gebote stehen mussten , um die Bezirkskranken¬
casse gleich beim Beginne ihrer Dichtigkeit zahlungsfähig zu machen , wendete sich das
Executiv - Comite im Wege des Magistrates an hervorragende Geldinstitute und
Industrielle mit dem Ersuchen , der Krankencasse in dieser Richtung ihre Mitwirkung
und Unterstützung zutheil werden zu lassen . Infolge dessen sind dem Magistrate namhafte
Geldbeträge für die Bezirkskrankencasse zugekommen.

Die Amtsloealitäten der Bezirkskrankencasse wurden am 31 . Mai 1889 eröffnet
und wurden der Casse in den nächsten Tagen , die beim Magistrate in Gemäßheit der
.Kundmachung der k. k. n .-ö. Stntthalterei vom 2 . März 1889 , Z . 12 .412 erstatteten
An - und Abmeldungen übergeben.

Bis zu diesem Zeitpunkte waren von ungefähr 5000 Betriebsnnternehmern nahezu
45 .000 Versicherungspflichtige Personen angemeldet worden.

Die Bezirkskrankencasse hat zunächst mit der Sichtung und Richtigstellung der
übernommenen Anmeldungen begonnen und hierauf die Anlage der Geschäfts - und
Contobücher , sowie die Ausfertigung der Legitimationsbücher für die Cassemitglieder in
Angriff genommen.

Mit Verordnung des k. k. Ministeriums des Innern vom 14 . Juni 1889 , R . G . Bl.
Nr . 94 wurde in Gemäßheit des tz 76 Absatz 2 des Krankenversicherungs -Gesetzes
angeordnet , dass die Krankenversicherung mit 1. August 1889 zn beginnen habe.

Nachdem nun die Bezirkskrankencasse ihre innere Einrichtung vollzogen batte , wurde
mit der Magistrats -Kundmachung vom 21 . Juni 1889 , Z . 84 .107 verordnet , dass vom
1. Juli 1889 an , alle auf Grund des K 31 K . V . G . zn erstattenden An - und Ab¬
meldungen nicht mehr beim Magistrate , sondern unmittelbar bei der Bezirkskrankencasse
cinzubringen sind.

Mit derselben Kundmachung wurden auch Anordnungen darüber getroffen , in welcher
Form diese Meldungen fortab zu erfolgen habe » .

Am 1 . August 1889 begann die Bezirkskrankencasse mit ihrer Bersichcrungsthätigkeit.
An demselben Tage erging an den Magistrat seitens der k. k. n .-ö. Statthalterei die
Aufforderung , über die erste Zeit der Wirksamkeit der Wiener Bezirkskrankencasse zn
berichten (Statthaltereierlass vom 1 . August 1889 , Z . 45 .259 ) .

In dem hierüber am 2 . September 1889 erstatteten Berichte konnte der Magistrat
mit Befriedigung constatieren , dass das unter den denkbar ungünstigsten Verhältnissen,
znm Theile im Kampfe gegen den offenen Widerstand der interessierten Kreise ins Leben
gernfeneJnstitnt , dankder umfassenden Vorarbeiten und des Znsaminenwirkens aller berufenen
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Factoren, gleich beim Beginne seiner Versicherungsthätigkeit vollständig leistungsfähig
war und den an dasselbe gestellten Anforderungen nach jeder Richtung hin vollkommen
entsprochen hat. Diese Leistungsfähigkeit wurde auch durch die im December 1889 aus-
gebrochene Jnfluenzaepidemie in keiner Weise geschwächt.

Während die meisten, insbesondere größeren Krankencassen mit Schluss des
Rechnungsjahres 1889 Abgänge anfwiesen, war die Bezirkskrankencasse in diesem Zeit¬
punkte — nach erst fünfmonatlichem Bestände — in der Lage, ihrem Reservefonde den
Betrag von 32.749 fl. zuzuführen.

Das Gesetz vom 19. December 1890, L. G. Bl . Nr . 45, betreffend die Ber¬
einigung mehrerer Gemeinden und Gemeindetheile mit der Reichshaupt- und Residenzstadt
Wien musste nothwendigerweise auch ans die Wiener Bezirkskrankencasse seine Rück¬
wirkung ansüben.

Nach erfolgter Einverleibung der Borortegemeindenumschloß das Wiener Gemeinde¬
gebiet außer der Wiener Bezirkskrankencasse noch die Sprengel von sechs BezirkSkranken-
cassen, und zwar diejenigen der (fassen: Währing, Hernals, Ottakring, Fünfhaus, Scchshaus
und Unter-Meidling. Die Krankenversicherung in dem nunmehr nach Wien gehörigen
Theile des Hietzinger Bezirkes wurde von der Bezirkskrankencasse Hietzing, jene
in dem jetzigen XI . Bezirke (Simmering) von der Bezirkskrankencasse in Schwechat
besorgt.

Zwingende Gründe sprachen für die Zusammenfassung der Krankenversicherung in
der Hand einer einzigen, das ganze erweiterte Territorium von Wien umfassenden
Bezirkskrankencasse.

Eingeleitet wurde diese Action durch den Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom
<>. Februar 1891 Zahl 7277 , mit welchem dem Magistrate und den betheiligten k. k.
Bezirkshnnptmannschaftcndie Frage zur Beantwortung vvrgelegt wurde, ob sich die
Nvtl»vendigkeit der Umgestaltung' jener Bezirkskrankencassenergebe, welche ihren
Titz in den einznverleibenden Gemeinden haben, eventuell auf welche Art diese
(fassen in ihrem Wirkungskreise der neuen politischen Organisation angepasst werden
sollen.

Zufolge dieses Erlasses hat der Magistrat die k. k. Bezirkshanptmannschaften Hietzing,
Sechshans, Hernals, Währing und Bruck a. d. Leitha, sowie den Präsidenten der
Wiener Bezirkskrankencasse zu einer Conferenz ringelnden, welche am 24. Februar 1891
m Bureau der Mngistratsdirection stattfand.

Nach einer eingehenden Besprechung aller in Frage kommenden Verhältnisse
erklärten sich sämmtliche Theilnehmer der Conferenz im Principe für die Centralisiernng
der Krankenversicherung in einer einzigen Bezirkskrankencasse, beziehungsweise für
die Berschmelzung der Bororte - Bezirkskrankencassenmit der Wiener Bezirks¬
krankencasse.

Unter Berufung ans das übereinstimmendeGutachten der betheiligten politischen
Bezirksbehörden hat die k. k. n.-ö. Statthalterei mit dem Erlasse vom 25 . April 1891,
Z. 1i>.<!85 die Absicht ausgesprochen, zur Erzielung einer einheitlichen und zweckmäßigen
Verwaltung sämmtliche in den vormaligen Vororten gelegenen Bezirkskrankencassen im
Laufe des Jahres 1891 mit der Wiener Bezirkskrankencasse zu vereinigen.
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Unter Einem wurden die betheiligten k. k, Bezirkshauptmannschaftenangewiesen,
im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen die Äußerung der zur Auflösung bestimmten
Bezirkskraistencassen einzuholen.

Diese Äußerungen wurden der Wiener Bezirkskrankencasse zur Erstattung ihrer
Gegenäußerung zngemittelt (Statthaltereierlass vom 11. Juli 1891 , Z . 33 .305) und
diese der k. k. n.-ö. Statthalterei mit Magistratsbericht vom 19. August 1891, Z . 268 .293
vorgelegt.

Am 7. November 1891, Z. 65.696 erflvss der für die Entwicklung der Wiener
Bezirkskrankencasse hochwichtige Statthaltereierlnss , mit welchem die Vereinigung der
Vororte - Bezirkskrankencassen mit der Wiener Bezirkskrankencasse ange¬
ordnet wurde.

Mit diesem Erlasse wurde ans Grund des K 12 des Gesetzes vom 30. März 1888,
R . G. Bl . Nr. 33, betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter, Nachstehendes
angeordnet:

1. Der Sprengel der Bezirkskrankencasse Wien umfasst das ganze Gemeindegebiet von Wien.
2. Der Sprengel der Bezirkskrankencasse Hietzing nmfasSt die GerichtsbezirkeNenlengbach,

Pnrkersdorf und die nicht an das Wiener Gemeindegebiet fallenden Theile des Gerichtsbezirkes
Hietzing.

3. Die sieben Bezirkskrankencassen Währing, Hernals, Ottakring, Scchshans, Mnfhans,
Unter-Meidling und Purkersdorf werden mit 31. December 1891 aufgelöst.

4. Der Gerichtsbezirk Neulengbach wird aus dem Sprengel der Bezirkskrankencasse St . Pölten
und der XI. Wiener GemeindebezirkSimmering aus dem Sprengel der Bezirkskrankencasse Schwechat
ausgeschieden.

5. Der Sitz der Bezirkskrankencasse Hietzing, welche den Namen „Bezirkskrankencasse Hietzing
Umgebung" zu führen hat, verbleibt im XIII. Wiener Gemeindebezirke.

6. Diese Änderung der Sprengel von Bezirkskrankencassentritt am I. Jänner 1892 in Kraft.

Die übrigen Bestimmungen dieses Erlasses beziehen sich ans die Vorarbeiten
für die Übernahme der aufgelösten Bezirkskrankencassen und den Vorgang bei dieser
Übernahme.

Am 31 . December 1891 erfolgte unter Intervention je eines Vertreters der
betheiligten k. k. Bezirkshauptmannschaften und des Magistrates die Übergabe, respcctivc
Übernahme des Vermögens und der Agenden der sechs Vorortecassenan die Wiener
Bezirkskrankencasse.

Durch die Einverleibung dieser in den Vororten bestandenen Bezirkskranken-
cassen erhöhte sich der Mitgliederstand der Wiener Bezirkskrankencasse um 12.200
Personen.

Nach Berichtigung der den Cassen ausgelaufenen Passiven und Deckung der vor
der Auflösung derselben zu Recht erwachsenen Unterstütznugsansprüche der Cassemitglieder
floss dem Reservefonde der Wiener Bezirkskrankencasse der Betrag von beiläufig
25.000 fl. als reiner Vermögenszuwachs zu.

Die durchschnittlicheZahl der Mitglieder der Wiener Bezirkskrankencasse
betrug im Jahre 1889 : 41.015 , 1890 : 48.142, 1891 : 48.963, 1892 : 76.449 und
1893 : 76.628.

Die Gebarung der Wiener Bezirkskrankencasse in den fünf ersten Ver¬
waltungsjahren wolle aus nachstehender Vergleichstabelle entnommen werden.
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Befreiungen von der Krankenversicherungspflicht.
Nach 8 4 des Arbeiter-Krankenversicherungsgesetzcs sind die politischen Behörden

I. Instanz berechtigt, Personen, welche im Krankheitsfalle mindestens für 20 Wochen
ans Verpflegung und ärztliche Behandlung in der Familie des Arbeitgebers oder auf
Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes Anspruch haben, mit deren Zustimmung,
nach Untersuchung der Sachlage von der Versicherungspflicht zu befreien.

Der Magistrat hielt von vornherein an der Anschauung scsi, dass von diesem
Rechte der Befreiung nicht allzu häufig Gebrauch gemacht werden dürfe, wenn anders
nicht das im K 1 des Krankenversicherungsgesetzes ausgestellte Princip des Versichernngs-
zwangcs illusorisch gemacht werden soll.

Uber die Voraussetzungen und Modalitäten, unter welchen die Befreiung von
d er Krankenversichernngspfticht zu bewilligen sei, hat der Magistrat am 21 . Juni 1889
F. 190.248 nachstehende Beschlüsse gefasst:

1. Die Befreiung von der Krankenversicherungspflichtist nur ausnahmsweise und in der
Regel nur bezüglich der mit höherem Gehalte angestellten Betriebsbeamten zu gewähren.

2. Die Arbeitgeber haben die Übernahme der im Z4 des Gesetzes vorgesehenen Verpflichtung
znr Fortzahlung des Lohnes oder Gehaltes durch Vorlage des diese Elausel enthaltenden Dienst¬
vertrages oder Anstellnngsdecretes zu erweisen. Beim Mangel dieser Behelfe ist eine notariell
beglaubigte Erklärung des Betriebsnnternehmers beiznbringen, worin sich derselbe verpflichtet, jenen
Angestellten, um deren Befreiung von der Krankenversichcrungspslichtnachgesncht wird, im Erkran¬
kungsfalle den Lohn oder Gehalt durch mindestens 20 Wochen fortznzahle».

g. Die Befreiung von der Versicherungspflicht wird nicht colleetiv (für sämmstiche gegen¬
wärtige und zukünftige Angestellte eines Betriebes), sondem nur individuell;

4. nur an bestaccrcditierte Firmen, von denen mit Grund die Einhaltung der übernommenen
Verpflichtung erwartet werden kann;

8. auf Widerruf und
ü. über Senatsbeschluss bewilligt.

Dic Fahl der im abgelanfenen Qningnenninm von der Krankenversichernngspflicht
efrciten ist aus nachstehender Tabelle zu entnehmen.

Jahr
Zahl der
Befreiten

Zahl der Unter¬
nehmer, bei wel¬
chen sie bedienstet

waren

Zahl derUnternehmer,
welchen die Befreiung
ihres Personales erst

in diesem Jahre
bewilligt wurde

1889 . 1158 30 30
1890 . 4173 88 82
1891. 650 59 24
1892 . 588 59 24
1893 . 478 43 8

Summe 7047 279 168

Entscheidungen über die Regresspflicht von Arbeitgebern gegenüber der Bezirks
krankcncassc, sowie über Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und der Bezirks-

krankencasse über die Verpflichtung zur Leistung von Beiträgen.
Das Krankenversicherungsgesetz legt im 8 32 den Arbeitgebern, welche der ihnen

gesetzlich obliegenden Anmeldepflicht nicht genügen, unbeschadet der im 8 67 ausge¬
sprochenen Straffälligkeit die Verpflichtung auf, der Casse den gestimmten Aufwand zu
ersetzen, welchen dieselbe auf Grund gesetzlicher oder statutarischer Vorschrift zur Unter¬
stützung einer gar nicht oder erst nach der Erkrankung angemeldeten Person gemacht hat.

Vil 'waNungsbertcht der Stadl Wie». 46
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Im Streitfälle entscheidet hierüber gemäß 8 ckl des Gesetzes die Aufsichtsbehörde,
d. i. die politische Behörde I . Instanz.

Ebenso erscheinen diese Behörden zur Entscheidung über Streitigkeiten zwischen
der Bczirkskrankcncassc nnd den Arbeitgebernberufen, wenn seitens der letzteren die Ver¬
pflichtung zur Leistung von Cassebeiträgen bestritten wird. Bezüglich beider Arten von
Streitigkeiten kam der Magistrat in zahlreichen Fällen in die Lage eine Entscheidung
treffen zu müsse».

Was spcciell die Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Leistung von Eassc-
bciträgcn an die Bezirkskrankeneasse anbelangt, so lassen sich dieselben ihrer Mehrheit
»ach in zwei Gruppen thcile».

Tie erste Gruppe umfasst jene Fälle von Streitigkeiten, in welchen die Uranken-
versicbernngSpflicht überhaupt oder doch die Zugehörigkeitdes Personales zur Bezirks-
krankencasse bestritte» wurde.

Sv wurde von Banken, Persichernngsinstitnten, Theaterunternehmnngen, Advocaten,
Notaren, Tienstmann-JnstitntSinhabern ». s. w. die .strankenversichernngSpflicht des von
denselben beschäftigten Personales negiert nnd musste diesfalls wiederholt instanzmüßig
entschieden werden.

Ebenso wurde von einer Neihe von Unternehmern die Bersichernngspflichtihres
Personales bei der Bezirkskrankeneasse mit der Motivierung in Abrede gestellt, dass
dasselbe bei anderen, insbesondere GenossenschastS- fGremial-) Urankencassenversichert
sei, trotzdem diese Versicherung nach gesetzlicher oder statutarischer Vorschrift nicht
zulässig war.

Tic zweite Gruppe von Streitigkeiten umfasst jene Fälle, in welchen sich zwischen
Arbeitgebern und der Bezirkskrankeneasse eine Tivergenz der Anschauung bezüglich des
Zeitpunktes des Beginnes der Zahlnngspflicht ergeben hat.

Es handelte sich in solchen Fällen um die Entscheidung der Frage, ob bei ver¬
späteter Anmeldung die ZahtnngSpflichtfür die angemeldeten Personen mit dem Tage
der Anmeldung oder mit dem Tage des Eintrittes dieser Personen in die die Per-
sichcrnngspflicht begründende Beschäftigung beginne.

Ter Verwaltungsgerictztshofhat in wiederholten Entscheidungen seine Anschauung
dahin ausgesprochen, dass bei verspäteten Anmeldungen nicht der AnmcldnngStag, sondern
der Tag deS Eintrittes in die Beschäftigung rücksichtlich des Beginnes der Versicherung
maßgebend ist nnd dass daher die Arbeitgeber zur Nachzahlungder für die Zeit vor
der Anmeldung ausgelaufenen Versicherungsbeiträgezu verhalten sind.

Anzeigen über den Austritt von Casscmitglicdcrn.

Nach 8 61 deS strankenversicherungsgesetzes sind die klrankencassen, deren Mit¬
gliedschaft von der Verpflichtung, der Bezirkskrankeneasse anzugehören, befreit, verpflichtet,
jeden Austritt eines Mitgliedes binnen l -1 Tagen bei den politischen Behörden I. Instanz
zur Anzeige zu bringen. Was dieselben mit diesen Anzeigen veranlassen solle», darüber
fehlt im Gesetze jede Andeutung.

Tiefe Bestimmung sollte wahrscheinlich nach Absicht des Gesetzgebers de» politischen
Bezirksbehördcn eine wirksame Handhabe zur Überwachung der Betriebsnnternehmcr
in Absicht auf die ihnen gemäß8 31 des Krankenversichernngsgesetzes obliegende Anmelde¬
pflicht bieten.
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Demnach würde cs den politischen Behörden I. Instanz obliegen, in jedem Falle,
in welchem der Austritt eines Cassemitgliedes znr Anzeige gelangt, durch geeignete
Erhebungen festzustellen, ob das Easscmitglied auch nach seinem Austritte ans der
Krankencasse krankcnversicherungspflichtig ist. eventuell welcher Krankeneasse cs nunmehr
angehört.

Eine striete Durchsührung dieser Bestimmung iviirde eine genaue Evidenzbaltnng
der aus einer Krankencasse ausgetretenen Persvnen erfordern — was im Wiener
Gemeindegebiete, wo es sich um eine nach vielen Tausenden zählende, in steter
Fluctuation begriffene Arbeiterschaft handelt, an deren Versicherung mehr als
100 Krankenkassen partieipiercn, wenn schon nicht unmöglich, so doch mit unverhältnis-
mäftigen Schwierigkeiten verbunden wäre.

Von diesen Erwägungen geleitet, hat sich der Magistrat i» einem an die k. k. n.-ö.
Stattbalterci erstatteten, die diessälligen Wahrnehmungen darlegenden Berichte vom
2-1. Jänner 1890 , st. 878 .821 ex 1889 für die Aushebung, eventuell Abänderung
dieser Gesetzesbestimmung ausgesprochen.

Strafamtshandlungcn

Wenn von den organisatorischen, ans die Aktivierung der Krankenversichernng
abziclenden Arbeiten abgesehen wird, so wurde die Thätigkeit des Magistrates auf dem
Gebiete der Krankenversicherung nirgends in so lwhem Grade in Anspruch genommen,
wie bei der Durchführung der ans die Meldepflicht der Arbeitgeber sich beziehenden
Bestimmungen der fsrf 81 und 67 des Krankenversichernngs-Gesetzes.

Die hieraus sich ergebenden Amtshandlungen waren nicht bloß der stahl nach
überwiegend, sie erforderten auch behufs Klarstellung der die Versichernngspflichtbe¬
gründenden Verhältnisse häufig weitwendige und umständliche Erhebungen.

Bezüglich der stahl dieser Strafamtshandlnngen wird ans das „Statistische Jahr¬
buch" verwiesen.

Schließlich muss hier noch das bereits oben erwähnte, ans der Initiative des
AbgeordnetenhauseshervorgegangeneGesetz vom 16. Juli 1892 , Nr . 202 N. G. Bl .,
betreffend die registrierten Hilfscassen , in Kürze besprochen werden, da es mit der
Gesetzgebung über die Krankenversicherung der Arbeiter in einem gewissen stnsammen-
hange steht.

Dieses Gesetz wurde am 10. Teeember 1892 knndgemacht. Gleichzeitig ersloss
die Verordnung der k. k. Ministerien des Innern , der Justiz, der Finanzen und des
Handels vom 1. December 1892, N. G. Bl. Nr. 208 , mit welcher Bestimmungen zur
Vollziehung dieses Gesetzes getroffen wurden.

Das Hilsseassengesetz ist für die Krankenversicherunginsoferne von Bedeutung,
als registrierte Hilfscassen, welche ihren Mitgliedern Krankenunterstützunggewähren,
unter gewisse» Voraussetzungen von der politischen Landesbehörde die Bescheinigung er¬
lange» können, dass ihr Casscstatnt den Bestimmungen des K 60 des Krankenversicherungs-
Gesetzes entspricht. Für Mitglieder einer Hilfscasse, deren Statut in diesem Sinne
bescheinigt ivnrde, tritt die Verpflichtung einer auf Grund des Krankenversichernngs-
Gesetzes errichtete» Krankencasse beizutreten, nicht ein.
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Im Falle als das Statut einer Hilfscasse seitens der politischen Behörde im vor¬
gedachten Sinne bescheinigt wurde » ist , unterliegt die Casse in Betreff dieses Versicherungs¬
zweiges der Staatsaufsicht nach Maßgabe der Bestimmungen der KZ 19 und 20 des
Krankenversicherungs -Gesetzes.

Zur Übung der Staatsaufsicht sind in erster Linie die politischen Bezirksbehördeu
des Sitzes der Cassen berufen — in Wien die magistratischen Bezirksämter.

Laut Erlasses der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 30 . Deceember 1892 , Z . 81 .133
obliegt den Aufsichtsbehörden insbesondere:

1 . Die formelle Überprüfung der bei denselben zu überreichenden Statutenentwürfe;

2 . die Anlage eines Catasters über die im Bezirke befindlichen Hilfseassen und
die Evidenzhaltung der Mitglieder des Vorstandes derselben;

3 . die periodische Jnspicierung und Revidierung dieser Cassen ; jede Casse ist
mindestens einmal im Jahre zu inspirieren und zu revidieren;

4 . die Vorlage der seitens der Hilfseassen alljährlich zu liefernden Nachweisungen
nach vorheriger Überprüfung , eventuell Veranlassung der Ergänzung oder Richtigstellung

Im Vorlageberichte ist anzugeben , welche Wahrnehmungen über die Geschäfts-
thätigkeit und die statutarischen Nebenzwecke der Cassen , sowohl aus Anlass der vor-
genommeuen Revisionen , als auch anderweitig gemacht wurden , und wie oft jede der¬
selben im abgelaufenen Jahre revidiert wurde . —

Es folgen nun anhangsweise die in der Berichtsperiode erflossenen normativen
Verordnungen , Erlässe und Entscheidungen , welche nicht schon im Vorstehenden Berück¬
sichtigung gesunden haben:

1 . Verordnung des k. k. Handelsministeriums vom 6 . Jänner 1889 , R . G . Bl . Nr . 4,
womit die Generalinspeetion der österreichischen Eisenbahnen als diejenige Behörde bezeichnet wird
welche in I . Instanz berufen ist , die staatliche Aussicht über die Betriebskrankeucassen der Privat-
ciscnbahnen auszuüben.

2 . Verordnung des k. k. Handelsministeriums vom 29 . Jänner 1889 , R . G . B . Rr . 14,
womit die politischen Landesbehörden als Aufsichtsbehörden bezüglich der Betriebskrankencassen
der Privat -Dampfschissahrts -Unternehmungen 'gemäß Z 52 des Krankenversicherungsgesetzes bestellt
werden.

3 . Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 21 . Juni 1889 , st . 11 .557 , betreffend
die Deckung der Verwaltungskosten der Bezirkskrankeneasseu.

4 . Erlass des k. k. Handelsministeriums im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des
Innern vom 28 . Juni 1889 , Z . 26 .900 , betreffend die Verwendung der wegen Übertretung der
Gewerbevorschriften gegen Gewerbsinhaber , deren Hilfsarbeiter bei der Bezirkskrankencasse versichert
sind , verhängten Geldstrafen.

5 . Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . April 1890 , Z . 2943 , betreffend die Unzulässigkeit
der gleichzeitigen Versicherung von Mitgliedern einer Betriebskrankeneasse bei einer anderen nach
dem Krankenversicherungsgesetze eingerichteten Krankenkasse.

6 . Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 16 . Jänner 1890 , Z . 110 , betreffend die
Vorlage der Rechnungsabschlüsse der Krankcucassen , sowie der von denselben zu liefernden statistischen
Nackuveisungc » .

7 . Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . Jänner 1891 , st . 413 , denselben
Gegenstand betreffend.

8 . Erkenntnis des k. k. Berwaltungsgerichtshoses vom 19 . Juni 1891 , st . 2186 , betreffend
die Unzulässiigkeit der Befreiung von Mitgliedern einer Genossenschafts -Krankenkasse von der
Krankenversicherungspflicht gemäß K 4 des Krankenversicherungsgcsetzes.
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!». Erlass des k. k. Ministeriums des Innern »ein 10. Deeember 1891 , Z. 25 .018 , betreffend
die Ltrafamtshandlungen wegen Unterlassung der Anmeldung von Hilfsarbeiter » bei den genossen¬
schaftlichen Krankencassen.

10. Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 13. December 1891 , Z. 25 .961 , betreffend
die von Krankencassen zu liefernde Statistik.

11. Entscheidung des k. k. Obersten Gerichts - und Cassationshofes vom 12. April 1892,
Z. 4215 , betreffend die Zuerkennung des besonderen Schutzes des Z 68 des Strafgesetzes an die
Fnnclionäre der Bezirkskrankencassen.

12. Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 2. September 1892 , Z. 19 .872 , betreffend
die Ausübung der Krankencontrole im Falle des Ausbruches der Cholera -Epidemie.

13. Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 29. September 1892 , Z. 22 .357 , betreffend
die Verpflichtung der nach dem Krankenversicherungsgesetze eingerichteten Krankencassen zur Lieferung
statistischer Nachweisungen über die Thätigkeit des Schiedsgerichtes.

14. Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 25 . November 1892 , Z . 27.706 , betreffend
die Verständigung der Krankencassen von der Ausnahme versicherungspflichtiger Mitglieder in die
öffentlichen Krankenhäuser.

15. Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 23. November 1893 , Z. 80 .734 , betreffend die
Unzulässigkeit der bloß mündlichen Verkündigung der auf Grund der Bestimmungen des Kranken¬
versicherungsgesetzes gefällten Straferkenntnisse.
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